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I.  Einleitung. 


§ 

Betieutung  der  parlamentarischen  Oeffentlichkeit. 

Parlament  und  Oeffentlichkeit  seiner  Verhandlungen  sind 
dem  modernen  Menschen  zwei  unzertrennliche  Begriffe  ge- 
worden, eine  dauernd  geheim  tagende,  aus  Volkswahlen  her- 
vorgegangene Vertretung  scheint  uns  undenkbar;  man  könnte 
sich  das  preußische  Herrenhaus  allenfalls  geheim  verhandelnd 
denken,  den  deutschen  Reichstag  aber  nicht. 

Die  unbeschränkte  Oeffentlichkeit  ist  eine  Grundbedin- 
gung gedeihlichen  Wirkens  jeder  auf  Wahlen  beruhenden 
Volksvertretung;  ihr  Ansehen  beruht  auf  der  dauernden, 
lebendigen  Wechselwirkung  mit  dem  Volke,  mit  der  öffent- 
lichen Meinung.  Die  Oeffentlichkeit  ist  die  Lebensluft  des 
Parlamentarismus;  sie  ist  das  beste  Mittel  der  Regierung  im 
Kampfe  mit  Parteien,  die  ihre  einseitigen  Parteiziele  über  das 
Staatswohl  stellen;  sie  ist  auch  die  beste  Waffe  in  der  Hand 
der  Parteien,  eine  dem  wahren  Besten  der  Gesamtheit  wider- 
strebende Regierung  zur  Aenderung  ihrer  Haltung  zu  zwingen. 
Die  Oeffentlichkeit  der  Verhandlung  gewährt  dem  Volke  eine 
doppelte  Kontrolle,  einmal  über  die  von  ihm  gewählten  Ver- 
treter, deren  Tätigkeit  vor  aller  Augen,  die  sehen  wollen,  aus- 
gebreitet ist,  sodann  über  die  Regierung,  deren  Maßnahmen 
durch  die  Abgeordneten  vor  jedermann  kritisiert  werden  kön- 
nen. Diese  Möglichkeit  der  Kontrolle  kann  und  sollte  eine 
heilsame  Wirkung  ausüben.  Die  Aufdeckung  eines  Mißstandes 
in  der  Verwaltung,  ja  die  bloße  Möglichkeit  der  Kritik  wird 
oftmals  die  Organe  der  Regierung  veranlassen,  Mißbräuche 
abzustellen  oder  ihr  Entstehen  zu  hindern.  Freilich  hat  auch 
die  Erfahrung  gelehrt,  daß  die  oben  angedeutete,  heilsame 
Wirkung  der  Volkskontrolle  über  die  Abgeordneten  nicht 
immer  eintritt.  Der  Abgeordnete  Lasker  hat  im  Reichstage 
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gelegentlich  der  Beratung  der  norddeutschen  Bundesver- 
fassung im  Jahre  1867  gesagt:  „Schreitet  ein  Mitglied  hier 
(im  Parlament)  aus,  ergeht  es  sich  in  hochverräterischen 
Reden,  so  soll  dies  auch  das  ganze  Volk  wissen,  damit  das 
Mitgli«  d gekennzeichnet  sei  und  niemals  mehr  auf  eine  Wieder- 
wahl m rechnen  habe“');  er  hatte  dabei  das  Idealbild  einer 
öffentl  chen  Meinung  vor  Augen  und  nicht  mit  der  häufig  er- 
schreckendcn  Urteilslosigkeit  der  großen  Menge  gerechnet. 
Mehrmals  schon  ist  es  vorgekommen,  daß  das  Volk  auf  ein 
jeder  Gesittung  hohnsprechendes  Verhalten  eines  Abgeord- 
neten nicht  in  der  vom  Abgeordneten  Lasker  geschilderten 
Weise  geantwortet  hat,  sondern  ihn  erst  recht  als  Märtyrer 
einer  jjuten  Sache  wieder  in  das  Parlament  gewählt  hat. 

Die  Oeffentlichkeit  kann  auch  in  der  unerhörtesten  Weise 
mißbrcucht  werden,  wenn  wider  besseres  Wissen  in  der  Ab- 
sicht, die  Menge  zu  verhetzen,  ein  Abgeordneter  vor  dem 
Parlament,  dem  Tribunal  der  öffentlichen  Meinung,  erdichtete 
Tatsachen  vorbringt,  welche  die  Regierung,  einen  Beamten 
oder  Privatmann  schwer  beschuldigen. 

Diäse  unerfreulichen  Möglichkeiten  dürfen  hier  nicht  ver- 
schwiegen werden,  müssen  aber  als  das  kleinere  Uebel  im 
Verglech  zu  den  Nachteilen  (Korruption  der  Regierung  und 
der  V(  lksvertreter)  hingenommen  werden,  die  unfehlbar  sich 
einstellen  würden,  wenn  das  Parlament  dauernd  geheim  tagte. 

Di ; Oeffentlichkeit  besteht  nicht  allein  darin,  daß  die  ge- 
ringe ;mzahl  der  Tribünenplätze  von  Zuhörern  aus  dem  Publi- 
kum engenommen  werden  kann;  „die  wahre  Oeffentlichkeit 
sitzt  e nzig  und  allein  auf  der  Tribüne,  in  welcher  die  Ver- 
treter der  Presse  beschäftigt  sind“*)-  Die  tägliche  Bericht- 
erstattung durch  die  Zeitungen  erweitert  den  Zuhörerraum 
bis  in  die  entferntesten  Winkel  des  LandesO;  erst  dadurch 

^)  Sten.  Ber.  d.  konstit.  RT.  d.  Nordd.  Bundes  1867  (22.  Sitzung 
V.  29.  3 1867)  I.  Bd.  S.  440. 

‘)  Lasker,  a.  a.  O.  S.  440. 

*)  Vgl.  die  Worte  des  Parlamentariers  Guizot  1819  im  fran- 
zösischen Parlament:  „Que  font  les  journalistes  quand  ils  publient 
ce  qui  : e dit  et  fait  dans  la  chambre?  Ils  elargissent  l’enceinte,  oü 
le  publi : est  admis,  ils  font  jouir  la  France  entiere  d’un  droit  que 
tont  le  public  ne  peut  exercer  materiellement.“  (Bei  Sladecek  S.  128). 
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wird  die  Oeffentlichkeit  wirklich  hergestellt.  Um  eine  durch 
keine  gesetzlichen  Schranken  beengte  Berichterstattung  zu 
ermöglichen,  ist  sie  von  jeder  Verantwortlichkeit  für  den  In- 
halt der  wiedergegebenen  Parlamentsverhandlungen  zu  be- 
freien. 

Das  für  den  deutschen  Reichstag  geltende  Recht  kommt 
dieser  Forderung  im  weitesten  Umfange  entgegen;  Art.  22  RV. 
V.  16.  IV.  1871  ordnet  an: 

„Die  Verhandlungen  des  Reichstages  sind  öffentlich. 
„Wahrheitsgetreue  Berichte  über  die  Verhandlungen 
„in  den  öffentlichen  Sitzungen  des  Reichstages  blei- 
„ben  von  jeder  Verantwortlichkeit  frei." 
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§ 2. 

Geschichte  der  parlamentarischen  Oeffentlichkeit 

in  Deutschland. 

Noch  sind  es  erst  100  Jahre  her,  daß  in  einem  deutschen 
Staate  zum  ersten  Male  eine  konstitutionelle  Verfassung  er- 
lassen wurde  (in  Nassau  3.-4.  11.  1814);  andere  Staaten 
folgten  wesentlich  später.  Aber  der  Gedanke,  daß  die  Teil- 
nahme der  vom  Volk  gewählten  Vertreter  an  der  Ausübung 
der  Staatsgewalt  innerhalb  der  verfassungsmäßigen  Formen 
nur  unter  den  Augen  des  ganzen  Volkes  sich  abzuspielen  habe, 
war  vom  Anbeginn  des  19.  Jahrhunderts  lebendig.  Ja,  er 
brauchte  nicht  erst  in  Deutschland  künstlich  geweckt  zu  wer- 
den; ein  alter  germanischer  Grundsatz  war  es,  daß,  wo  immer 
über  das  gemeine  Wohl  beraten  wurde,  die  Beratung  vor 
aller  Ohren  stattzufinden  habe. 

Dieser  Gedanke  wurde  im  Beginn  der  Neuzeit  mit  der 
zunehmenden  Schichtung  der  Gesellschaft  in  streng  gegen- 
einander abgeschlossene  Stände  verdunkelt.  Hatten  bis  in 
die  Zeit  des  30  jährigen  Krieges  die  Landstände  in  öffentlicher 
Tagung  noch  das  gesamte  in  einem  Territorium  seßhafte  Volk 
gegenüber  dem  Landesherrn  vertreten,  so  entwickelten  sie 
sich  seitdem,  scharf  gesondert  in  die  drei  Stände  der  Ritter, 
Prälaten  und  Städtevertreter,  zu  reinen  Privilegskörperschaf- 
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ten,  ir  denen  jeder  Stand  ohne  Rücksicht  auf  das  allgemeine 
Beste  und  die  Staatsbedürfnisse  die  überkommenen  Rechte 
gegenüber  dem  Landesherrn  zu  wahren  bestrebt  war  oder 
alle  dl  ei  verbündet  neue  Rechte  und  Privilegien  ihm  abringen 
wollte:  1.  Nicht  des  Volkes  Sache,  ihre  höchsteigene  führten 
sie;  das  Volk  hatte  kein  Interesse  für  ihre  Verhandlungen 
und  Beschlüsse,  ihnen  selbst  mußte  daran  gelegen  sein,  ihre 
Politik  der  Selbstsucht  möglichst  sicher  und  ungestört  zu  be- 
treiber.  Darum  fanden  in  dieser  Zeit  des  Verfalls  der  land- 
ständiichen  Verfassung  die  Versammlungen  der  Feudalstände 
hinter  verschlossenen  Türen  statP).  Der  nicht  bevorrechte- 
ten Klassen,  insbesondere  des  gar  keine  Vertretung  besitzen- 
den Bauernstandes^),  nahm  sich  jetzt  eher  der  Landesherr  im 
wohlverstandenen,  eigenen  Interesse  an.  Die  Mißwirtschaft 
der  Stande,  ihre  Blindheit  gegenüber  unabweisbaren  Bedürf- 
nissen des  Staates  beschleunigten  ihren  wohlverdienten  Unter- 
gang. Kraftvolle  Herrscher  schoben  sie,  auf  ein  treues  Be- 
amtentum und  ein,  wenn  auch  kleines,  stehendes  Heer  ge- 
stützt, iurzer  Hand  beiseite'O;  insbesondere  wurden  in  Preußen 
„in  de  i letzten  Regierungszeiten  des  Großen  Kurfürsten  die 
Stände  der  jetzt  zu  Provinzen  gewordenen  Territorien  nir- 
gends und  niemals  mehr  einberufen“'^).  Niemand  im  Volke 
weinte  der  geschwundenen  Ständeherrlichkeit,  diesem  Hemm- 
schuh jeder  Entwicklung,  eine  Träne  nach,  stand  man  sich 
doch  unter  dem  in  seinen  besten  Vertretern  aufgeklärten,  ab- 
soluten Fürstentum  erheblich  besser,  gab  es  doch  wirklich 
eine  landesväterliche  Fürsorge! 

Unterdessen  hatte  im  Mutterland  des  europäischen  Abso- 
lutismus, in  Frankreich,  eine  auf  dessen  Ueberwindung  ge- 
richteü  freiheitliche  Bewegung  der  Geister  angehoben.  Die 

Hubrich,  Pari.  Redefreiheit  S.  161,  Annalen  S.  30. 

■)  Bornhak,  Zeitschr.  f.  Politik.  VII,  127. 

“)  Die  Stände  durften  sich  jetzt  nur  mehr  zu  Huldigungsland- 
tagen A ereinigen,  um  dem  Landesherrn  ihre  Ergebenheit  zu  be- 
zeigen; vgl.  Hubrich,  Deutsches  Verfassungsrecht  S.  30. 

Anschiitz,  Verfassungsurkunde  S.  2;  vgl.  Hubrich,  Preuß. 
Staatsrecht  S.  9/10  über  des  Großen  Kurfürsten  Verhalten  zu  den 
Ständen  des  Herzogtums  Preußen;  die  brandenburgischen  Stände 
wurden  1653  zum  letzten  Mal  zur  Steuerbewilligung  einberufen 
(S.  IIL 
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Namen  Voltaire,  Rousseau  und  Montesquieu  glänzen  hervor. 
Letzterer  hat  mit  seinem  Werke  „De  l’esprit  des  lois“  die 
größte  Bedeutung  für  die  bisher  stattgehabte  Verfassungs- 
entwicklung des  Festlandes  gewonnen’"’).  In  dem  genannten 
Werke  (chap.  VI  Livre  XI)  preist  er  den  englischen  Ver- 
fassungsstaat, in  Verkennung  der  geschichtlichen  Eigenart  der 
englischen  Staatsentwicklung,  als  das  unbedingt  nachahmens- 
werte Muster  bei  Schaffung  jeder  Konstitution  an;  er  weist 
in  seiner  Lehre  von  der  Teilung  der  Gewalten  im  Staate  die 
gesetzgebende  Gewalt  dem  Volke  in  seiner  Gesamtheit  zu. 
Da  aber  in  großen  Staaten  die  Ausübung  der  Legislative  durch 
das  ganze  Volk  an  tatsächlichen  Schwierigkeiten  scheitern 
würde,  so  läßt  er  das  Volk  durch  gewählte  Vertreter,  durch 
Repräsentanten  handeln.  Dem  Volke  muß  aber  Gelegenheit 
gegeben  sein,  die  Tätigkeit  seiner  Vertrauensmänner  in  jedem 
Augenblicke  zu  verfolgen,  um  prüfen  zu  können,  ob  sie  wirk- 
lich seinen,  des  Volkes  Willen  ausführen.  Dem  dient  die 
Oeffentlichkeit  der  Repräsentantenversammlungen.  Montes- 
quieus  Gedankengänge  fanden  weiteste  Verbreitung  und  wur- 
den durch  energische  Politiker,  wie  den  Abbe  Sieyes  und  den 
Grafen  Mirabeau  bei  der  großen  französischen  Revolution  in 
die  Tat  umgesetzt.  Schon  die  erste  Verfassung  vom  3.  Sept. 
1791  erfüllt  die  Forderung  der  Oeffentlichkeit:  „die  Delibera- 
tionen  des  gesetzgebenden  Corps  sollen  öffentlich  geschehen 
und  die  Protokolle  der  Sitzungen  gedruckt  werden“®). 

Seit  jenen  Tagen  ist  das  Verlangen  der  Oeffentlichkeit 
für  die  Verhandlungen  der  Volksvertretungen  eine  der  Grund- 
forderungen der  sogen,  konstitutionellen  Doktrin^).  Die  große 
Errungenschaft  der  französischen  Revolution,  die  Heranzie- 
hung des  gesamten  Volkes  zur  Erfüllung  der  Staatsaufgaben, 
insbesondere  zur  Gesetzgebung  fand  auch  in  Deutschland  be- 
geisterte Bewunderer  in  den  gebildeten  Gesellschaftsschichten. 
Deutsche  Staatsrechtslehrer  und  politische  Publizisten  lebten  in 
dem  Gedankenkreis,  den  Montesquieu  geschaffen,  den  die  Re- 
volution zur  positiven  Ausgestaltung  gebracht  hatte;  sie  waren 

®)  Hubrich,  Pari.  Redefreiheit  S.  47  ff. 

•)  Pölitz,  Bd.  II  S.  11. 

’)  Vgl.  das  Zitat  aus  Zoepfl  in  der  folgenden  Note. 
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Überze  igte  Anhänger  des  Repräsentativsystems.  Es  ent- 
Wickel  e sich  die  bis  über  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  hin- 
aus in  Deutschland  herrschende  konstitutionelle  Doktrin,  „eine 
eigentt  mliche  Nachblüte  der  Naturrechtslehre“**),  welche  aus 
dem  pDsitiven  Verfassungsrechte  Frankreichs,  weniger  Eng- 
lands allgemeingiltige  Sätze  herleitete,  die  sich  aus  dem  Wesen 
des  kcnstitutionellen  Systems  ergeben  sollten. 

Nach  dem  Zusammenbruch  des  alten  Preußen  bei  Jena 
waren  weitblickende  Staatsmänner,  ein  Freiherr  vom  Stein, 
der  Kanzler  von  Hardenberg  und  Wilhelm  von  Humboldt  von 
der  Netwendigkeit  der  Einführung  einer  Repräsentativverfas- 
sung aich  in  Preußen  überzeugt®).  Nach  der  Zertrümmerung 
der  napoleonischen  Herrschaft  lebte  im  deutschen  Volke  ein 
starkes  Streben,  die  Landstände,  jetzt  aber  als  Repräsentanten 
der  gaizen  Bevölkerung  Wiedererstehen  zu  lassen^“). 

TrDtz  der  ehrlichen  Bemühungen  der  preußischen  Diplo- 
maten auf  dem  Wiener  Kongreß  kam  es  wegen  der  Haltung 
der  eif  jrsüchtig  auf  Bewahrung  ihrer  vermeintlich  gefährdeten 
Souveränität  bedachten  Königreiche  Bayern  und  Württemberg 
nur  zu  der  schwachen  Verheißung  des  Artikel  13  der  deutschen 
Bunde;  akte  v.  8.  Juni  1815:  „In  allen  Bundesstaaten  wird  eine 
landes;  tändische  Verfassung  stattfinden““). 

In  einer  ganzen  Reihe  deutscher  Staaten  (auch  in  Bayern, 
Württemberg  und  Baden)  wurden  auf  Grund  der  Verheißung 

®)  Bornhak,  Grundriß  S.  229;  vgl.  Zoepfl,  Grundsätze  des  allg. 
und  deutschen  Staatsrechts  II.  Bd.  S.  352/53:  „Wo  die  Verfassung 
auf  die  Grundidee  einer  allgemeinen  Volksvertretung  gebaut  ist, 
liegt  e;  in  der  Natur  der  Sache,  daß  dem  Volke  auch  die 
Kenntni  »nähme  von  der  Tätigkeit  der  Landesvertretung  möglich  ge- 
macht werden  muß,  insbesondere  um  beurteilen  zu  können,  inwie- 
fern de  aus  dem  Volke  hervorgegangene  Teil  des  Repräsentations- 
körpers das  öffentliche  Vertrauen  rechtfertige  oder  nicht“. 

®)  Anschütz,  Verfassungsurkunde  S.  3—8,  13;  Hubrich,  Preuß. 
Staatsr(  cht  S.  79,  Deutsches  Verfassungsrecht  S.  78  ff. 

“)  Hubrich,  pari.  Redefreiheit  S.  165:  „Es  brach jetzt,  wo 

die  VoUskraft  in  vorher  ungeahnter  Weise  um  die  Errettung  des 
Vaterlandes  gerungen,  wieder  die  alte  deutsche  Rechtsüberzeugung 
durch,  ( aß  die  Erledigung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  nicht  ohne 
Anhörung  der  Stimme  des  Volkes  erfolgen  dürfe....“ 

“)  Pölitz,  I,  14;  vgl.  Hubrich,  pari.  Redefreiheit  S.  173/74;  An- 
schütz, Verfassungsurk.  S.  7 — 9. 
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in  den  folgenden  Jahren  Repräsentativverfassungen  einge- 
führPO;  Preußen  und  Oesterreich  hielten  sich  zurück. 

Auf  die  Gestaltung  jener  Verfassungen  gewannen  die  Leh- 
ren der  Vertreter  eines  allgemeinen,  konstitutionellen  Staats- 
rechts großen  Einfluß.  Die  Verfassungsurkunden  verleugnen 
nicht  ihren  Ursprung:  sie  sind,  wie  alle  festländischen  Verfas- 
sungen, das  Ergebnis  abstrakter  Rechtslehren,  nicht,  wie  die 
englische  Verfassung,  das  Ergebnis  einer  langen  geschicht- 
lichen Entwicklung'®).  Die  Forderung  der  Doktrin,  die  Reprä- 
sentantenversammlung unter  Anwesenheit  von  Zuhörern  tagen 
zu  lassen,  war  mitunter  durch  ausdrückliche  Bestimmung  der 
Grundgesetze  oder  Geschäftsordnungen  erfüllt;  auch  die  Sit- 
zungsprotokolle wurden  hier  und  da  offiziell  durch  den  Druck 
veröffentlicht. 

Die  konstitutionelle  Bewegung  erlitt  einen  Rückschlag,  als 
die  reaktionäre  Politik  Metternichs  im  Deutschen  Bunde  stär- 
ker hervortrat.  Auf  die  in  den  Carlsbader  Konferenzen  1819 
gefaßten  Beschlüsse  der  Regierungen  ist  der  Art.  59  der 
Wiener  Schlußakte  v.  8.  Juni  1820  zurückzuführen,  welcher 
besagt:  „Wo  die  Oeffentlichkeit  landständischer  Verhand- 

lungen durch  die  Verfassung  gestattet  ist,  muß  durch  die  Ge- 
schäftsordnung dafür  gesorgt  werden,  daß  die  gesetzlichen 
Gränzen  der  freien  Aeußerung,  weder  bei  den  Verhandlungen 
selbst,  noch  bei  deren  Bekanntmachung  durch  den  Druck  auf 
eine  die  Ruhe  des  einzelnen  Bundesstaats  oder  des  gesamten 


“)  vgl.  die  näheren  Nachweisungen  bei  Hubrich  Annalen,  S. 
31/32.  Es  ist  nicht  des  Verfassers  Absicht,  die  Einzelheiten  der  Ver- 
fassungsentwicklung in  Deutschland  in  Bezug  auf  den  Grundsatz  der 
Oeffentlichkeit  hier  zu  schildern;  neues  könnte  er  gegenüber  der  er- 
schöpfenden Darstellung  in  dem  genannten  Annalenaufsatz  Hubrichs 
ohnehin  kaum  bringen;  aus  dem  gleichen  Grunde  hat  er  auch  darauf 
verzichtet,  den  Rechtszustand  im  Ausland  in  extenso  vorzuführen. 
Dem  Verfasser  kam  es  vielmehr  darauf  an,  die  Grundzüge  der  Ent- 
wicklung im  großen  darzutun.  Die  ausländische  und  deutsche  Rechts- 
entwicklung schildert  eingehend  die  Greifswalder  Dissertation  von 
Ernst  Salomon.  die  parlamentarische  Oeffentlichkeit  nach  preußischem 
und  deutschen  Staatsrecht,  Greifswald  1915.  S.  11-t37. 

“)  Jellinek,  Allg.  Staatslehre  S.  707, 
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Teuts(  hlands  gefährdende  Weise  überschritten  werden“^*\ 

Die  Frankfurter  Bundesversammlung  hob  ihren  früheren  Ple- 
narbej  chluß  v.  14.  November  1816,  welcher  die  Bekannt- 
machung der  Bundestagsverhandlungen  durch -den  Druck  als  ^ 

Regel  anordnete,  durch  Beschluß  v.  1.  Juli  1824  indirekt  auf, 
da  küiftig  über  fast  alle  Gegenstände  von  Wichtigkeit  ge- 
heimzi  [haltende,  nur  loco  dictatiirae  zu  druckende  Protokolle 
gefertigt  werden  sollten^'’).  Die  für  das  Publikum  bestimmte 

Ausga  )e  der  Bundesprotokolle  ging  alsbald  aus  Mangel  an 
Stoff  ( in. 

Die  Wirkung  der  Wiener  Schlußakte  zeigte  sich  auch 
darin,  daß  zwischen  1820  und  1830  nur  zwei  neue  deutsche 
Kleins  aaten  zum  Repräsentativsystem  übergingen,  ohne  daß 
eine  parlamentarische  Oeffentlichkeit  stattfand'«).  In  jener 
Zeit  hatten  auch  in  Preußen  die  Verfassungsgegner  endgiltig 
die  Olerhand  gewonnen;  die  Hoffnung  auf  die  Bildung  einer 
Gesamtvertretung  des  preußischen  Volkes,  welche  durch  die 
Kgl.  V jrordnung  v.  22.  Mai  1815  erweckt  worden  war,  mußte 
jetzt  begraben  werden,  als  König  Friedrich  Wilhelm  III.  durch 
das  G(  setz  v.  5.  Juni  1823  die  Bildung  von  Provinzialständen 
„im  Geiste  der  älteren  deutschen  Verfassungen“  für  die  ein- 
zelnen preußischen  Provinzen  anordnete'D.  Die  in  den  näch- 
sten Jahren  eingerichteten  Provinziallandtage  berieten  unter 
Ausschluß  der  Oeffentlichkeit,  nur  wurden  die  Ergebnisse  der 

Landta  jsverhandlungen  durch  den  Landtagsmarschall  bekannt 
gemacht'®). 

Die  französische  Juli-Revolution  brachte  neues  Leben  in 
die  deutsche  Verfassungsentwicklung,  insbesondere  gingen 
Sachse  i,  Hannover  und  Kurhessen  zum  konstitutionellen 


'*)  Pölitz,  I,  33;  vgl.  auch  die  Bundesbeschlüsse  v.  16.  8.  1824 
u.  28.  6.  1832  bei  Zachariae,  die  deutsch-  Verfassuiigsgesetze  1,  .30 
bis  32,  1.  Hubrich,  pari.  Redefreiheit  S.  183,  188. 

'«)  Zachariae,  Deutsch.  Staats-  u.  Bundesrecht  II,  663 — 65;  Hu- 
brich, Annalen  S.  34—35. 

) Hubrich,  Annalen  S.  35:  Koburg-Gotha  u.  Meiningen;  von 
Kirchen!  leim,  S.  85. 

) Hubrich,  pari.  Redefreiheit,  S.  204/5;  Anschütz,  Verfassnng.«- 
urk.  S,  8. 

Hubrich,  Annalen  S.  39. 
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System  und  damit  auch  zum  Prinzip  der  Oeffentlichkeit  über. 
Sie  gewährten  dem  Publikum  Zutritt  zu  den  Verhandlungen 
und  gestatteten  deren  Bekanntmachung'®). 

Die  Erschütterung  Europas  durch  die  Märzrevolution  des 
Jahres  1848  entschied  endlich  in  allen  deutschen  Staaten  (mit 
Ausnahme  der  beiden  Mecklenburg,  die  an  ihrer  ständischen 
Verfassung  bis  heute  festgehalten  haben,)  den  Sieg  des  Re- 
präsentativgedankens. Ueberall  wurde  jetzt  die  Oeffentlichkeit 
(im  engeren  Sinne:  Zulassung  von  Zuhörern)  durch  Verfas- 
sung, Gesetz  oder  Geschäftsordnung  zum  mindesten  als  Regel 
ausgesprochen®®). 

Schon  vor  den  Märzereignissen  waren  in  Preußen  kleinere 
Fortschritte  zugunsten  der  Oeffentlichkeit  gemacht  worden, 
trotzdem  König  Friedrich  Wilhelm  IV.,  in  einer  romantischen 
Gedankenrichtung  befangen,  nichts  gründlicher  verabscheute, 
als  ein  konventionelles,  konstitutionelles  Verhältnis  zwischen 
Fürst  und  Volk®').  Im  Jahre  1841  wurden  alle  8 Provinzial- 
landtage (in  gesonderter  Tagung)  berufen,  und  der  König  ge- 
stattete ihnen  für  jetzt  und  künftig  die  Veröffentlichung  ihrer 
Verhandlungen®®).  Im  Jahre  1847  traten  die  Provinzialland- 
tage als  vereinigter  Landtag  in  Berlin  zusammen;  „in  ihm 
war  zum  ersten  Mal  das  ganze  preußische  Volk  als  Einheit 
vertreten,  und  wurden  zum  ersten  Mal  die  wichtigsten  staats- 
rechtlichen Fragen  öffentlich  verhandelt“®®).  Die  Oeffentlich- 
keit bestand  aber  auch  jetzt  nur  in  der  Erlaubnis,  die  Ver- 
handlungen auch  durch  die  Presse  bekannt  zu  machen,  nicht 
in  der  Zulassung  des  Publikums.  „Zu  den  Sitzungen  ließ  der 
König  keine  Hörer  zu,  aber  die  Verhandlungen  wurden  voll- 

'®)  Hubrich,  Annalen  S.  36. 

®®)  z.  B.  Oldenburg:  Art.  157  § 1 d.  Staatsgrundges.  v.  22.  11. 
1852  (Stoerk,  S.  259);  Sachsen-Koburg-Gotha:  § 89  d.  Staatsgrund- 
gesetzes V.  3.  5.  1852  (Stoerk,  S.  403);  Sachsen-Weimar:  § 13  d.  rev. 
Grundges.  v.  15.  10.  1850  (Stoerk  S.  4.38);  Reuß  j.  L.:  rev.  Staats- 
grundges. V.  14.  4.  1852  § 91  (Stoerk  S.  315);  Preußen:  Art.  79  d- 
Preuß.  Verf.  Urk.  v.  31.  1.  1850  (Stoerk  S.  281). 

®')  Anschütz,  Verfassungsurkunde  S.  21;  Hubrich,  Preuß. 
Staatsrecht,  S.  85. 

®®)  Anschütz,  Verfassungsurkunde  S.  21/22;  Treitschke,  V.  Bd. 
S.  141. 

®®)  V.  Kirchenheim,  S.  88. 
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ständig  gedruckt,  jetzt  endlich  mit  Nennung  der  Redner,  und 
obgleicti  die  noch  unbeholfenen  Stenographen  ihren  Bericht 
meistens  erst  nach  8 Tagen  fertig  stellten,  so  folgten  doch 
alle  Gebildeten  dem  parlamentarischen  Kampfe  mit  reger 
Teilnalme.  Die  „Kölnische  Zeitung“  ließ  sich  ihre  Berliner 
Zeitung  spakcte  von  Minden  an  durch  eigene  Stafetten  zu- 
senden nur  um  den  Rheinländern  den  Landtagsbericht  einen 
Tag  V(ir  den  andern  Blättern  darzubieten“^^). 

Die  Revolution  brachte  auch  Preußen  die  volle  Oeffent- 
lichkeil.  Die  preußische  Nationalversammlung  1848  tagte  in 
Anwesenheit  des  Publikums.  Damals  schon,  ohne  daß  eine 
positiv;  Gesetzesvorschrift  bestand,  wurde  behauptet,  daß 
aus  der  Anerkennung  der  Oeffentlichkeit  (im  engeren  Sinne) 
zu  folgern  sei,  daß  eine  getreue  Zeitungsberichterstattung  über 
die  V(  rhandlungen  einer  öffentlichen  Landtagsversammlung 
keine  Verantwortlichkeit  nach  sich  ziehe,  selbst  wenn  der 
Rednei  straffällig  wäre“).  Preußen,  als  erster  deutscher 
Staat  ?riff  hier  gesetzgeberisch  ein,  indem  das  preußische 
Preßgesetz  vom  12.  Mai  1851  über  die  privaten  Berichte  von 
den  öffentlichen  Sitzungen  beider  Kammern  bestimmte,  daß 
sie,  im.ofern  sie  wahrheitsgetreu  erstattet  würden,  von  jeder 
Verantwortlichkeit  freibleiben  (§  38)  und  auch  nicht  dem  ob- 
jektive! Strafverfahren  unterliegen  sollten  (§  51).  Damit  war 
eine  sehr  weitgehende  Folgerung  aus  dem  in  Art.  79  der  preuß. 
Verfas  iungsurkunde  aufgestellten  Grundsatz  der  Oeffentlich- 
keit gezogen  worden. 

Dt  r kurze  und  für  Preußen  so  erfolgreiche  Feldzug  des 
Jahres  1866  führte  zur  Auflösung  des  Deutschen  Bundes  und 
zur  Al  frichtung  des  Norddeutschen  Bundes.  In  dem  verfas- 
sungsberatenden Reichstag  wurde  die  Bestimmung  der  Ver- 
fassun  tsvorlage  der  verbündeten  Regierungen,  .welche  die 


Treitschke,  V.  Bd.  S.  617. 

Vgl.  Hubrich,  Annalen  S.  38;  Zoepfl,  II,  356  und  Herrmann 
S.  385,  welcher  sich  vorsichtig  ausdrückt:  dann  Unverantwortlich- 
keit  des  Berichterstatters,  wenn  die  Oeffentlichkeit  „in  dem  unbe- 
schränl  ten  Sinne  aufgenommen  ist,  daß  dadurch  ganz  allgemein 
die  ricitige  Veröffentlichung  des  gesamten  Herganges  und  Inhalts 
der  V(  rhandlungen  zu  einem  der  Rechtsordnung  entsprechenden 
Vorgan?  erhoben  wird“. 
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Oeffentlichkeit  der  Verhandlungen  betraf  (Art.  22),  ohne  De- 
batte angenommen,  ferner  aber  auf  Antrag  des  Abgeordneten 
Lasker  gegen  den  energischen  Widerstand  des  Fürsten  Bis- 
marck beschlossen,  der  Verfassung  in  einem  zweiten  Absatz 
des  Artikels  eine  dem  § 38  des  preußischen  Preßgesetzes  ent- 
sprechende Vorschrift  einzufügen“). 

Wiederum  auf  Antrag  des  Abgeordneten  Lasker  wurde 
eine  gleiche  Bestimmung  im  Jahre  1870  als  § 12  in  das  Straf- 
gesetzbuch des  Norddeutschen  Bundes  aufgenommen  und  da- 
durch eine  Rechtsungleichheit  zwischen  dem  Bundesrechte 
und  dem  Rechte  der  deutschen  Einzelstaaten  vermieden“). 

Nach  Gründung  des  Deutschen  Reiches  ist  dann  der 
Art.  22  der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  unver- 
ändert und  mit  gleicher  Benennung  in  die  deutsche  Reichs- 
verfassung übergegangen. 

Aus  der  geschilderten  Entwicklung  geht  unzweideutig 
hervor,  daß  der  Grundsatz  der  Oeffentlichkeit,  wie  er  im  deut- 
schen Reichsrechte  ausgestaltet  worden  ist,  als  die  Verwirk- 
lichung einer  Grundforderung  der  konstitutionellen  Staats- 
rechtslehre und  als  eine  notwendige  Folgerung  des  zur  Herr- 
schaft gekommenen  Repräsentativsystems  erscheint.  Deshalb 
ist  die  von  Bornhak  vertretene  Ansicht,  die  Oeffentlichkeit  der 
Verhandlungen  beruhe  lediglich  auf  politischen  Zweckmäßig- 
keitsgründen, der  Charakter  der  Repräsentativverfassung 
würde  auch  bei  vollständiger  Ausschließung  der  Oeffentlich- 
keit unberührt  bleiben“),  für  das  geltende  deutsche  Recht  ver- 
fehlt. Auch  wenn  man  von  diesen,  in  der  Geschichte  begrün- 
deten Tatsachen  absieht,  ergibt  sich  aus  dem  Wesen  der  Re- 
präsentativverfassung die  parlamentarische  Oeffentlichkeit  als 
deren  notwendige  Folge.  „Das  Wesen  der  . . . Repräsentativ- 
verfassung beruht  auf  dem  Grundgedanken,  daß  die  öffentliche 
Rechts-  und  Staatsverwaltung  nicht  Sache  einer  sich  streng 
gegen  das  übrige  Volk  abschließenden  Beamtenkaste,  sondern 

“)  Sten.  Ber.  d-  konstit.  RT.  des  Nordd.  Bundes  1867  I.  Bd. 
S.  439 — 442,  705.  Kurze  Zeit  vorher  war  der  gleiche  Versuch  des 
Abg.  Paur  an  dem  Widerspruch  Bismarcks  im  Herrenhause  ge- 
scheitert (Sten.  Ber.  d.  Herrenh.  1866/67  I.  Bd.  S.  356 — 59). 

“)  Sten.  Ber.  d.  RT.  1870,  I.  Bd-  S.  1147. 

“)  Bornhak,  Preuß.  Staatsrecht  I,  450. 
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Sache  aller  fähigen  Volksangehörigen  sein  soll Die  Idee 

der  Verwertung  der  gesamten  tauglichen  Volkskraft  bei  der 
Staats /erwaltung,  welche  dem  Repräsentativstaat  an  sich 
eigen  ist,  bringt  es  mit  sich,  daß  das  Funktionieren  einer  mit 
so  allgemeinen  Mitteln  arbeitenden  Staatsmaschine  nach  keiner 
Seite  ^ verhüllt  sein  kann,  sondern  überall  sichtbar  hervortreten 
muß.  In  einem  Repräsentativstaat  muß  an  sich  auf  allen  Ge- 
bieten der  Staatsverwaltung  die  Oeffentlichkeit  als  das  unum- 
gängli(  he  Merkmal  des  Repräsentativstaates  vorhanden 
sein“"® ». 


I 


““)  Hubrich,  Annalen  S.  24/25. 


II.  Hauptteil. 

Die  Oeffentlichkeit  nach  dem  Rechte  des 

deutschen  Reichstages. 

1.  Die  Oeffentlichkeit  im  engeren  Sinne. 

(Artikel  22  Absatz  1 RV.) 

§ 3. 

Begriff  und  Umfang  der  Oeffentlichkeit.  — Rechts- 
natur der  Verfassungsvorschrift. 

I.  Das  Wort  „öffentlich“  ist  — nicht  anders  als  im  Straf- 
recht und  Prozeßrecht  (z.  B.  §§  170  ff.  GVG)  — in  dem  ge- 
wöhnlichen Sinne  des  Sprachgebrauches  zu  verstehen:  öffent- 
lich = für  jedermann  zugänglich.  Das  Publikum  ohne  Be- 
schränkung auf  bestimmte  Personenkreise  erhält  durch  die 
Vorschrift  des  Art.  22  Abs.  1 RV  die  rechtliche  Möglichkeit, 
unentgeltlich  den  Verhandlungen  des  Reichstags  beizuwoh- 
nenO-  Niemand  darf  der  Zutritt  zu  den  Tribünen  und  der  Auf- 
enthalt auf  ihnen  während  der  Verhandlungen  untersagt  wer- 
den. 

Dieser  Satz  erleidet  indessen  sofort  zwei  Beschränkun- 
gen: erstens  werden  selbstverständlich  Zuhörer  nur  in  dem 
Maße  zugelassen,  als  es  der  Raum  gestattet;  sodann  kann 
nach  den  Bestimmungen  der  Geschäftsordnung  des  Reichs- 
tages §§  63  und  64®)  der  einzelne  Zuhörer  entfernt  werden  und 


0 Dambitsch  S.  419. 

®)  Der  Arbeit  ist  der  Text  der  Geschäftsordnung  zugrunde 
gelegt,  den  eine  „amtliche  Ausgabe  v.  12.  Jan.  1914“  (gedruckt  bei 
Julius  Sittenfeld,  Berlin)  aufweist;  er  stimmt  übrigens  mit  dem 
Texte  bei  Stoerk  S.  21  ff.  überein. 
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kann  dir  Präsident  des  Reichstages  kraft  seines  Hausrechts“) 
anordn  ;n,  daß  die  Tribünen  völlig  geräumt  werden.  Die  ge- 
nannten Bestimmungen  lauten: 

§ (i3:  „Wer  von  der  Tribüne  Zeichen  des  Beifalls  oder 
Mißfallens  gibt,  oder  sonst  die  Ordnung  oder  den  An- 
stand verletzt,  wird  auf  der  Stelle  entfernt.“ 

§ ii-4:  „Entsteht  eine  störende  Unruhe  auf  der  Tribüne, 
so  kann  der  Präsident  anordnen,  daß  alle,  die  sich 
z.  Zt.  darauf  befinden,  die  Tribüne  räumen.“ 

Ihr  Zweck  ist,  die  für  ein  sachgemäßes  Verhandeln  des 
Parlaments  notwendige  äußere  Ordnung  sicherzustellen,  ins- 
besondjre  eine  Beeinflussung  der  Debatte  durch  das  Publikum 
zu  veriindern.  Ihre  Giltigkeit  gegenüber  dem  verfassungs- 
mäßige! Grundsatz  der  Oeffentlichkeit  ist  nicht  zu  beanstanr 
den  und  bisher  auch  nicht  in  Zweifel  gezogen  worden.  Die 
Oeffentlichkeit  soll  dem  Publikum  die  Möglichkeit  geben,  die 
Tätigk(  it  des  Parlaments  als  Zuhörer  zu  verfolgen,  nicht  aber 
sie  zu  stören.  Aus  der  Vorschrift  des  § 63  der  Geschäfts- 
Ordnur  g wird  sich  auch  das  Recht  der  Reichstagsdiener  her- 
leiten lassen,  Personen,  welche  in  einer  der  Würde  des  Hauses 
nicht  entsprechenden  Weise  erscheinen,  den  Zutritt  zu  ver- 
sagen oder  sie  zu  entfernen.  („Verletzung  des  Anstandes“; 
vgl.  § 76  GVG)0. 

Müßte  der  Präsident  einmal  sämtliche  Tribünen  wegen 
störenc  er  Unruhe  räumen  lassen,  so  wäre  dadurch  die  Oeffent- 
lichkeil  dann  tatsächlich  ausgeschlossen,  wenn  die  Zugänge 
versch  ossen  gehalten  werden  müßten,  um  etwa  die  ausge- 

“)  Nicht  kraft  seines  Rechtes,  die  Polizei  zu  handhaben 
(§  62  (lesch.-O.).  Die  Stellung  der  Paragraphen  in  der  Gesch.-O. 
scheint  freilich  die  Behauptung  zu  rechtfertigen,  daß  die  Räumungs- 
befugni;  des  Präsidenten  (§  64)  ein  Ausfluß  seines  Polizeirechts  sei. 
Auch  dii  gemeinsame  Ueberschrift  „Ordnung  in  den  Zuhörerräumen“ 
spricht  dafür.  Doch  läßt  diese  Regelung  jede  begriffliche  Klarheit 
vermiss  m.  Der  Präsident  übt  vielmehr  im  Falle  des  § 64  das  Haus- 
recht \.'i3  sonst  ein  zuständiger  Beamter  innerhalb  öffentlicher 
Dienstri  ume  aus,  vgl.  Hubrich,  Pari.  Redefreiheit,  S.  415,  418/19, 

425. 

*)  Zweifellos  dürfen  auf  Grund  des  § 63  Gesch.-O.  auch  Per- 
sonen, A'elche  die  Reichstagstribüne  als  warmen  Schlafraum  be- 
nutzen, wie  dies  in  Gerichtssälen  zu  beobachten  ist,  entfernt  werden. 
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wiesenen  Zuhörer  am  Wiedereintritt  zu  hindern.  In  diesem 
Falle  müßte  der  Präsident,  wenn  er  der  Verfassung  genügen 
wollte,  die  Sitzung  zeitweise  unterbrechen"’). 

Eine  weitere  Einschränkung  erfährt  das  Gebiet  der  Oef- 
fentlichkeit dadurch,  daß  der  Verfassungsgrundsatz  des  Art.  22 
Abs.  1 RV.  sich  nur  auf  die  Verhandlungen  des  Plenum  des 
Reichstags  bezieht,  nicht  aber  auf  die  der  Abteilungen  und 
Kommissionen’’’).  Diese  Einschränkung  ist  sehr  erheblich,  da 
ein  großer  Teil  der  Tätigkeit  des  Reichstags  sich  in  den  Kom- 
missionen abspielt;  sie  wird  in  Zukunft  einen  immer  größeren 
Teil  der  Verhandlungen  des  Parlaments  umfassen,  da  der 
Reichstag  bei  der  dauernd  zunehmenden  Arbeitslast  einen 
immer  wachsenden  Teil  seiner  Tätigkeit  in  die  Kommissionen 
wird  verlegen  müssen. 

Mit  dem  bisher  behandelten  Grundsatz  der  Oeffentlichkeit 
hat  die  Verantwortungsfreiheit  der  Parlamentsberichte  (Art.  22 
Abs.  2 RV.)  begrifflich  nichts  zu  tun,  wohl  aber  hat  sie 
die  gleiche  Zweckbestimmung,  dem  Volk  eine  genaue,  wahr- 
heitsgetreue Kenntnis  von  der  Tätigkeit  der  von  ihm  gewähl 
ten  Vertreter  zu  ermöglichen  und  das  Interesse  an  den  allge- 
meinen Angelegenheiten  zu  fördern.  Dabei  ergänzt  Abs.  2 die 
Bestimmung  des  Abs.  1 insofern,  als  er  kraft  der  Fernwirkung 
des  gedruckten  Wortes  den  Mangel  behebt,  welcher  sich  da- 
raus ergibt,  daß  es  nur  wenigen  Personen  tatsächlich  möglich 
ist,  selbst  den  Verhandlungen  des  Reichstags  beizuwohnen. 

II.  Der  Ausspruch  der  Verfassung:  „Die  Verhandlungen 
des  Reichstages  sind  öffentlich“,  ist,  formell  betrachtet,  ein 
dem  öffentlichen  Recht  angehörender,  zwingender,  objektiver 
Rechtssatz,  zwingend,  da  er  keine  Ausnahmen  oder  Abwei- 
chungen zuläßt'),  ein  Satz  des  objektiven  Rechts,  aus  welchem 

®)  Zorn,  Staatsrecht  1.  Bd.  S.  244  Anm.  69  und  Dambitsch 
S.  419  halten  schon  die  Räumung  sämtlicher  Tribünen  für  gleich- 
bedeutend mit  .Ausschluß  der  Oeffentlichkeit.  Diese  Frage  hat  kaum 
praktische  Bedeutung,  da,  wie  Dambitsch  hervorhebt,  gewisse 
Logen  für  bestimmte  Personenkreise  (z.  B-  die  Loge  der  Mitglieder 
des  preuß.  Lantages)  Vorbehalten  sind,  von  denen  nicht  zu  erwarten 
ist,  daß  sie  sich  an  den  Ausschreitungen  anderer  Zuhörer  betei- 
ligen werden. 

®)  Vgl.  die  nähere  Ausführung  in  § 5 der  Arbeit. 

Die  Begründung  hierfür  § 4 der  Arbeit. 
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niemand  subjektive  Rechte  herleiten  kann.  Er  ist,  materiell 
betrachtet,  eine  Organisationsvorschrift,  die  festsetzt,  in  wel- 
cher Form  der  Reichstag  tätig  wird,  eine  Vorschrift,  welche 
den  Geschäftsgang  des  Reichstags  betrifff).  Die  Reichsver- 
fassu  ig  selbst  hat  deren  nur  2,  allerdings  sehr  wichtige  auf- 
zuwesen: Art.  22  Abs.  1 und  Art.  28  (Beschlußfähigkeit);  die 
weite -e  Regelung  des  Geschäftsganges  überweist  sie  der  Re- 
gelung des  Reichstags  durch  Art.  27®). 

Eurch  die  Bestimmung:  „Die  Verhandlungen  des  Reichs- 
tags >ind  öffentlich“,  ist  jedermann  aus  dem  Volke  rechtlich 
die  Möglichkeit  gewährt,  bei  den  Verhandlungen  anwesend  zu 
sein,  aber  darum  nicht  ein  Rechtsanspruch  auf  Gestattung 
der  ^mwesenheiE”).  Ein  subjektives  öffentliches  Recht  für 
jedernann  ist  nicht  entstanden.  Die  Verfassungsvorschrift  ist 
ein  ausschließlich  im  Gemeininteresse  zur  Förderung  des 
Staats  lebens  und  der  Staatsgesinnung  im  Volke  erlassener 
Satz  les  öffentlichen  Rechts.  Natürlich  wirkt  sie  auch  auf 
die  rechtliche  Stellung  des  Einzelnen  ein,  aber  sie  begründet 
keiner  irgendwie  gearteten,  durch  Klage  verfolgbaren  An- 
sprucl  gegen  den  Staat  oder  dessen  Organe.  Jellinek  nennt 
diese  Wirkung  auf  die  Rechtssphäre  des  Einzelnen  in  seinem 
„System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte“  Reflexwirkung 
des  otjektiven  Rechts.  Er  sagt  über  deren  Entstehen:  „Indem 


®)  Pereis,  autonomes  Reichstagsrecht  S.  33;  dagegen  Fleisch- 
mann, Deutsche  Jur.-Ztg.  1900  S.  158:  „Oeffentlichkeit  der  Sitzung“ 
falle  nicht  unter  den  Begriff  des  Geschäftsganges.  Dies  gehe  aus 
der  allgemeinen  geschichtlichen  Grundlage  und  der  besonderen  Ent- 
stehungsgeschichte der  Art.  22  und  27  hervor.  Indessen  der  Um- 
stand, laß  allgemein  in  der  Geschichte  des  Verfassungslebens  der 
Frage,  3b  öffentlich  oder  nicht-öffentlich  zu  verhandeln  sei,  die  größte 
Bedeutung  beigelegt  und  sie  deshalb  meistens  in  den  Staatsgrund- 
gesetze 1 und  nicht  in  den  Geschäftsordnungen  entschieden  wurde, 
entkleicet  die  Vorschrift  des  Art.  22  Abs.  1 nicht  ihres  Charakters! 
nämlich  des  einer  Verfahrensvorschrift. 

) Art.  27:  „Der  Reichstag  prüft  die  Legitimation  seiner  Mit- 
glieder und  entscheidet  darüber.  Er  regelt  seinen  Geschäftsgang 
und  sei  le  Disziplin  durch  eine  Geschäftsordnung  und  wählt  seinen 
Präside.  iten,  seine  Vizepräsidenten  und  seine  Schriftführer.“ 

) Delius  S.  7,  8 scheint  einen  Anspruch  zuzugestehen.  Diese 
Frage  i ;t,  abgesehen  von  Jellinek  (System  der  Subjekt,  öffentlichen 
Rechte),  bisher  kaum  erörtert. 


die  Rechtssätze  des  objektiven  Rechts  im  gemeinen  Interesse 
den  staatlichen  Organen  ein  bestimmtes  Tun  oder  Unterlassen 
gebieten,  kann  das  Resultat  dieser  Aktion  oder  Nichtaktion  be- 
stimmten Individuen  zu  "Gute  kommen,  ohne  daß  die  Rechts- 
ordnung beabsichtigte,  die  Rechtssphäre  gerade  dieser  Per- 
sonen zu  erweitern.  In  solchen  Fällen  wird  man  von  Reflex- 
wirkung des  objektiven  Rechts  reden  können“").  Eine  solche 
Wirkung  schreibt  er  auch  dem  Art.  22  Abs.  1 RV^^)  zu.  Jel- 
linek folgert  weiter:  wo  kein  subjektives  Recht,  dort  auch 
kein  Rechtsmittel'®).  Dies  ist  richtig,  sofern  man  hierbei  an 
Rechtsmittel  im  technischen  Sinne,  die  zivilprozessualen 
Rechtsmittel  oder  die  Verwaltungsrechtsbeschwerde,  denkt. 
Indessen  ist  nicht  einzusehen,  warum  im  einzelnen  Falle  nicht 
•ein  durch  einen  Reichstagsdiener  zu  Unrecht  von  der  Tribüne 
entfernter  Zuhörer  sich  beschwerdeführend  an  den  Reichstags- 
präsidenten wenden  könnte.  Der  Präsident  übt  das  Hausrecht 
in  den  Zuhörerräumen;  in  seinem  Namen  und  nach  seinen 
zur  Ausführung  des  § 63  Gesch.  O.  gegebenen  Anweisungen 
sind  Reichstagsbeamte  als  untergeordnete  Organe  tätig.  Gegen 
deren  Anordnungen  erscheint  auch  ohne  ausdrückliche  Vor- 
schrift der  Geschäftsordnung  die  Beschwerde  as  den  Präsi- 
denten als  zulässig.  Wird  die  Oeffentlichkeit  durch  Beschluß 
des  Reichstags  ausgeschlossen"),  so  haben  freilich  die  ausge- 


")  Jellinek,  System  der  subj.  öffentl.  Rechte  S.  69/70. 

'*)  Jellinek,  a.  a.  O.  S.  73/74:  „Bloße  Reflexwirkung  entsteht 
durch  die  Oualifizierung  staatlicher  Aktionen  als  öffentlich  yorzu- 
nehmender.  Wenn  die  Oeffentlichkeit  gewisser  staatlicher  Verhand- 
lungen gesetzlich  angeordnet  ist,  z.  B.  der  Parlamentssitzungen  oder 
der  Gerichtsverhandlungen,  so  sind  diese  Anordnungen  ausschließ- 
lich im  Gemeininteresse  erlassen,  was  wohl  keiner  näheren  Aus- 
führung bedarf.  Aus  diesen  Anordnungen  erwächst  gewissen  Beam- 
teten und  Bediensteten  die  Pflicht,  das  Publikum  in  die  für  dasselbe 
bestimmten  Räume  des  Parlaments  oder  Gerichtsgebäudes  zuzulas- 
sen. Daraus  entsteht  aber  keineswegs  für  Jedermann  ein  Anspruch, 
den  betreffenden  Verhandlungen  beizuwohnen“,  vgl-  auch  die  von 
Jellinek  zit.  RGEntsch.  v.  20.  X.  1880  (Rechtspr.  d.  RG.  in  Strafs.  Bd. 
II  S.  361). 

")  Jellinek,  a.  a.  O.  S.  74. 

")  Auf  Grund  des  § 36  Geschäftsordnung.  Ueber  dessen  Ver- 
fassungswidrigkeit s.  § 4 d.  Arbeit. 


Martin  Heine  mann,  Der  Grundsatz  der  parlamentarischen  Oeffentlichkeit. 
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schlojsenen  Zuhörer,  was  jedermann  unverwehrt  ist,  nur  die 
Möglichkeit,  die  anderen  Reichsorgane  auf  die  Verfassungs- 
widrijkeit  des  Vorganges  aufmerksam  zu  machen.  Für  diesen 

Fall  reffen  allerdings  die  Worte  Jeliineks^“)  zu:  „ Die 

Mittel  zur  Verhinderung  oder  Aufhebung  widerrechtlicher  Be- 
schräikungen  der  Oeffentlichkeit  sind  ausschließlich  diejenigen, 
welcfe  zur  Aufhebung  des  Bruches  objektiven  Rechts  von  der 
Rechisordnung  festgesetzt  sind“.  Solche  Mittel  sind:  Nichtig- 
keit geheimer  Reichstagsbeschlüsse,  Versagung  der  Zustim- 
mung oder  der  Sanktion  seitens  des  Bundesrats,  Verweigerung 
der  Ausfertigung  und  Verkündigung  seitens  des  Kaisers,  Nicht- 
anwe  idung  des  nichtigen,  wenn  auch  publizierten  Gesetzes 
vor  den  Gerichten,  evt.  auch  Auflösung  des  Reichstages  nach 
Art.  24  Satz  2 RV.'«). 

V/'ie  kein  subjektives  Recht  des  Einzelnen  aus  jener  Ver- 
fassui  gsvorschrift  herzuleiten  ist,  so  auch  kein  solches  des 
Reichstages.  Der  Reichstag  hat  keinen  „Anspruch“  darauf, 
öffent  ich  zu  tagen.  Er,  als  Reichsorgan,  hat  keine  Rechte, 
sondern  übt  nur  Zuständigkeiten  aus.  Träger  von  Rechten 
können  nur  Personen  sein,  natürliche  oder  juristische,  aber  ..  ^ * 

nie  0-gane,  welche  juristische  Persönlichkeit  nicht  besitzen^O- 
Es  ist  m.  E.  überhaupt  nicht  angängig  von  einem  Rechte  des 
Reichstages  auf  Oeffentlichkeit  seiner  Verhandlungen  zu  spre- 
chen; verhandelt  er  öffentlich,  so  erfüllt  er  nur  eine  ihm 
durch  die  Verfassung  auferlegte  PflichF®). 

Jellinek  a.  a.  0.  S.  74.  ' ' 

vgl.  § 4 d.  Arbeit.  j 

So  die  herrschende  Lehre  z.  B.  Jellinek,  Allg.  Staatslehre  I 

S.  560/51;  Meyer-Anschütz  7.  Aufl.  S-  330/31;  Seidler  S.  65  ff.,  bes. 

S.  73.  Dagegen  Binding,  welcher  den  Organcharakter  der  Parlamente 
leugnei,  in  „Notwehr  der  Parlamente“  S.  7- — 9 in  schärfster  Form:  \ 

„Man  t'aut  seinen  Augen  kaum,  wenn  man  die  Behauptung  liest,  den 
Parlamenten  fehle  der  Charakter  besonderer  Rechtssubjekte,  sie  be-  ’ j * 

säßen  keine  Rechte,  sondern  nur  staatliche  Kompetenzen.  Ihnen  j 

eignet  vielmehr  eine  Fülle  wichtigster  Volksrechte Also  be- 

sitzen sie  gar  keine  staatlichen  Kompetenzen“.  Neuerdings  spricht 
auch  Kelsen  S.  465/66  den  an  der  Gesetzgebung  beteiligten  Organen  ^ , 

den  Charakter  von  Staatsorganen  ab. 
vgl.  Heinze  S.  30/31. 
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§ 4. 

Die  unbedingte  Oeffentlichkeit  der  Plenar- 

verhandlungen. 

I.  Die  Reichsverfassung  bestimmt  in  Art.  22  Abs.  1: 
„Die  Verhandlungen  des  Reichstages  sind  öffentlich“. 
Dieser  Satz  ist  so  klar  und  bestimmt,  die  Anordnung  der  Oef- 
fentlichkeit ist  so  kategorisch  gefaßt,  daß  irgendwelche  Ein- 
schränkungen oder  Ausnahmen  von  vornherein  unzulässig  er- 
scheinen. 

Welchen  Wert  der  Gesetzgeber  auf  die  Oeffentlichkeit 
legt,  erhellt  daraus,  daß  sie  in  dem  Grundgesetz  des  Reiches, 
der  Verfassungsurkunde  selbst,  angeordnet  worden  ist,  ob- 
wohl die  Frage,  ob  öffentlich  oder  geheim  zu  verhandeln, 
lediglich  eine  Frage  des  Geschäftsganges  ist  und  deshalb  in 
der  Geschäftsordnung  entschieden  werden  könnte^.  Nur  aus 
der  Geschichte  der  deutschen  Volksvertretungen  ist  die  Auf- 
nahme der  Vorschrift  in  die  Verfassung  zu  erklären.  Der  jahr- 
zehntelange Kampf  um  die  Erringung  einer  Repräsentativ- 
verfassung gibt  auch  der  Bestimmung  des  Art.  22  Abs.  1 RV. 
ihre  besondere  Bedeutung  und  erhebt  sie  zu  einem  besonders 
wichtigen  Satze  des  Reichsverfassungsrechts.  Dies  muß  man 
sich  vergegenwärtigen,  wenn  die  Frage  zu  erörtern  ist,  ob  der 
Grundsatz  der  Oeffentlichkeit  Ausnahmen  gestattet. 

Eine  Ausnahme  ist  freilich  nicht  in  der  Nichtöffentlichkeit 
der  Sitzungen  der  Kommissionen  und  Abteilungen  zu  erblicken. 
Die  Verfassungsurkunde  kennt  nur  eine  Form  der  Tätigkeit 
des  Reichstages,  die  Verhandlung  in  der  Vollversammlung,  im 
Plenum;  nirgends  spricht  sie  von  Ausschüssen,  Abteilungen 
oder  Kommissionen.  Bei  Schaffung  der  Verfassung  haben  die 
gesetzgebenden  Faktoren  nur  die  Oeffentlichkeit  der  Plenar- 
verhandlungen  festsetzen  wollen;  die  die  Gesetze  vorberei- 
tende Tätigkeit  der  Abteilungen  und  Kommissionen  sollte  die 
Geschäftsordnung  regeln.  Auch  aus  dem  Wortlaut  des  Abs.  1 
Art.  22  RV.  läßt  sich  diese  Beschränkung  auf  die  Plenarver- 
handlungen  folgern  (Reichstag  als  solcher  ist  nur  die  Voll- 

Dies  tun  die  Geschäftsordnungen  des  Repräsentantenhauses 
und  des  Senats  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  vgl*  Schlei- 
den, Bd.  I S.  32. 
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verss.mmlung),  mag  diese  Auslegung  auch  ein  wenig  forma- 
listisch sein-).  Wenn  also  die  Geschäftsordnung  des  Reichs- 
tages für  die  Sitzungen  der  Kommissionen  die  Oeffentlichkeit 
auss(  hließf ),  so  ist  darin  keine  Verletzung  der  Verfassung  zu 
erbli(  ken^).  Es  genügt,  dies  hier  festzustellen,  weitere  Erör- 
terungen über  den  Geschäftsgang  der  Abteilungen  und  Kom- 
miss! Dnen  folgen  später. 

läne  Ausnahme  von  der  Vorschrift  des  Art.  22  Abs.  1 RV. 
enthalt  dagegen  der  § 36  Satz  2 der  Geschäftsordnung  des 
Reichstages.  § 36  lautet: 

„Die  Sitzungen  des  Reichstages  sind  öffentlich.  Der 
Reichstag  tritt  auf  den  Antrag  seines  Präsidenten  oder 
von  10  Mitgliedern  zu  einer  geheimen  Sitzung  zusam- 
men, in  welcher  dann  zunächst  über  den  Antrag  auf 
Ausschluß  der  Oeffentlichkeit  zu  beschließen  ist“. 

E.r  erklärt  also  geheime  Sitzungen  des  Plenum  des  Reichs- 
tages für  zulässig,  steht  er  doch  in  dem  „Abschnitt  V:  Ge- 
schäftsvorschriften für  die  Plenarsitzungen“.  Sein  Wortlaut  ist 
unve  einbar  mit  dem  in  Art.  22  Abs.  1 RV.  aufgestellten  Grund- 
satz der  absoluten,  unbedingten  Oeffentlichkeit  der  Plenar- 
verhj  ndlungen^).  Diese  Bestimmung  der  Geschäftsordnung  ist 


■)  vgl.  V.  Seydel,  Kommentar  S.  198;  Arndt,  Staatsrecht  S.  137. 
Dann  muh  man  aber  auch  konsequent  sein.  Die  „öffentlichen  Sitzun- 
gen ces  Reichstages“  des  Abs.  2 können  dann  auch  nur  Ple- 
narsitzungen sein;  es  ist  dann  falsch,  wenn  man  in  Abs.  2 den  Ge- 
gensa  z zwischen  den  öffentlichen  Pienarsitzungen  und  den 
nichtöffentlichen  Kom.missions-  und  Abteilungssitzungen 
ausge  iprochen  sehen  will,  um  zu  erklären,  weshalb  hier  das  Wort 
„öffentlich“  steht.  Denn  eine  Kommissions-  oder  Abteilungssitzung 
ist  dam  eben  keine  Sitzung  des  Reichstages  und  es  hätte  der  Her- 
vorhe  )ung  der  Oeffentlichkeit  nicht  bedurft.  — ■ Der  Zusatz  „öffent- 
lich“ beruht  auf  einem  einfachen  Redaktionsversehen,  vgl.  unten 
S.  30/31  der  Arbeit. 

Dies  ergibt  sich  aus  § 27  Abs.  5 Gesch.  0.;  für  die  Abteilun- 
gen h hlt  es  an  einer  ausdrücklichen  Vorschrift. 

G vgl.  V.  Seydel,  Kommentar  S.  198;  Arndt,  Staatsrecht  S. 
137;  ^orn,  Verfassungsurkunde,  S.  60;  Pereis,  Autonomes  Reichs- 
tagsre:ht  S.  35;  Dambitsch  S.  418;  Müller-Meiningen  S.  568. 

Freilich  wird  yon  manchen  Schriftstellern  bestritten,  daß 
dem  / rt.  22  Abs.  1 RV.  eine  solche  Bedeutung  zukomme.  Vgl.  unten 
S.  23  der  .Arbeit. 
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verfassungswidrig  und  deshalb  rechtsungiltig.  Zu  dieser  Ent- 
scheidung gelangt  man,  wenn  man  das  Verhältnis,  in  welchem 
Verfassung  und  Geschäftsordnung  zu  einander  stehen,  be- 
trachtet. Der  Reichstag  hat  nicht  an  sich,  etwa  aus  allgemei- 
nen Rechtsgrundsätzen  das  Recht,  seinen  Geschäftsgang  durch 
eigene  Rechtssatzung  zu  ordnen;  vielmehr  beruht  die  Befugnis 
dazu  auf  einem  ausdrücklichen  Ausspruch  der  Verfassung 
selbst,  nämlich  dem  Art.  27  Satz  2;  „Er“  (der  Reichstag)  „re- 
gelt seinen  Geschäftsgang  und  seine  Disziplin  durch  eine  Ge- 
schäftsordnung , . . .“ 

Die  herrschende  Ansicht  erblickt  in  dieser  Vorschrift  die 
Gewährung  der  Autonomie®),  also  das  Recht  des  Reichstages, 
seine  inneren  Angelegenheiten  selbständig  zu  regeln.  Diese 
Auffassung  ist,  sofern  man  nicht  das  Wort  „Autonomie  hier 
in  einem  uneigentlichen,  übertragenen  Sinne  anwendeP),  eine 
unrichtige.  Autonomie  ist  nach  der  klassischen  Begriffsbestim- 
mung Gierkes  „die  Befugnis  eines  Verbandes,  der  nicht  Staat 
ist,  sich  selbst  Recht  zu  setzen“®).  Unter  Verband  versteht 
Gierke  eine  mit  Rechtspersönlichkeit  ausgestattete  Gesamtheit. 
Die  herrschende  Meinung  betont  nun  aber  gerade,  und  zwar 
mit  Recht,  den  Organcharakter  des  Parlaments  und  spricht 
ihm  die  Eigenschaft  eines  Rechtssubjekts  ab®).  Ist  also  das 
Parlament  keine  Körperschaft  des  öffentlichen  Rechts  ),  dann 
hat  es  auch  keine  subjektiven  Rechte,  sondern  wird  nur  in- 
nerhalb der  ihm  vom  Staat  zugewiesenen  Zuständigkeiten  tätig. 

®)  Gr.  Laband  I,  344—45  (statutarische  Natur  der  Gesch.  0.), 
346  N.  3.  und  347  (Autonomie);  kl.  Laband  S.  81;  v.  Rönne  I,  283; 
Pereis,  Auton.  Reichstagsr.  S.  3;  Binding,  Notwehr  der  Parlamente 

S.  11. 

’)  So  Meyer-Anschütz,  7.  Aufl.  I,  363  Anm-  a. 

Gierke,  Deutsch.  Privatr.  I,  142. 

0)  z.  B.  Jellinek,  Allgem.  Staatslehre  S.  560/61;  Meyer-An- 
schütz 7.  Aufl.  1,  330/31;  Hubrich;  Preuß.  Staatsr.  S.  108/09;  Seidler 

S.  65  ff.,  bes.  S.  73;  gr-  Laband  1,  293. 

^0)  Binding,  Notwehr  der  Parlamente  S.  7—9,  leugnet  den  Or- 
gancharakter des  Parlamentes  und  schreibt  ihm,  „dem  Staatsvolke 
selbst  in  eigentümlicher  Ausgestaltung  , Rechtspersönlichkeit  zu. 
Dies  tut  auch  das  Urteil  des  RG.  v.  6.  5.  1913  (Entsch.  in  Strafs. 
Bd.  47,  270  ff.),  w^enn  es  von  einer  „Körperschaft  des  öffentlichen 
Rechts“  (S.  278),  „politischen  Körperschaft“  und  demgemäß  auch 
von  „Autonomie“  (S.  273)  spricht. 


] 
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Der  Reichstag  hat  also  nicht  das  Recht  der  „Autonomie“.  Die 
Befugnis  zur  Regelung  des  Geschäftsganges  ist  vielmehr  eine 
kollegiale  Kompetenz“).  Die  Geschäftsordnung  ist  keine  auto- 
nom i Satzung,  sie  enthält  vielmehr  teils  Normen  über  staat- 
liche Organisation,  teils  haben  ihre  Bestimmungen  die  Natur 
einei  Verwaltungsverordnung“).  Die  Geschäftsordnung  leitet 
ihr  rechtliches  Dasein  aus  der  Verfassung  ab;  deshalb  darf 
sie  lichts  der  Verfassung  Widersprechendes  anordnen;  sie 
ist  dieser  gegenüber  die  „gebundene,  schwächere  Rechts- 
norm”“). 

[m  Ergebnis  stimmt  die  hier  vorgetragene  Ansicht  mit 
der  herrschenden  Meinung  überein,  denn  auch  die  autonome 
Satzung  muß  sich  im  Rahmen  derjenigen  Vorschrift  halten, 
auf  drund  deren  sie  überhaupt  ins  Leben  getreten  ist. 

Die  ganz  überwiegende  Meinung  der  Staatsrechtslehrer 
hält  demnach  den  § 36  Geschäftsordnung  in  seinem  zweiten 
Satz  3 für  verfassungswidrig  und  nichtig,  geheime  Plenar- 
sitzingen  des  Reichstags  also  für  unzulässig“).  Doch  haben 

“)  Anschütz  in  der  Enzyklopädie  S.  143/44  u-  Schmid,  S.  455/57. 

“)  Jellinek,  System  der  subjektiven  öff.  Rechte,  S.  169,  beson- 
dere Staatslehre  S.  252  ff.,  Verfassungsänderung  S.  10. 

“)  Pereis,  Auton.  Reichstagsrecht.  S.  34. 

“)  Gr.  Laband  I,  346/47;  kl.  Laband  S.  82;  Laband  in  der 
Deutsch.  Jur.  Ztg.  1903  S.  9 — 10;  Zorn,  Staatsrecht  I,  244,  Verfas- 
sung surk.  S.  60,  Reichsverf.  S.  75;  Hubrich,  Annalen  S.  47  N.  4,  Pari. 
Red(freihelt  S.  364,  Deutsch.  Verfassungsr.  S.  132;  Arndt,  Verfassung 
S.  112,  Staatsrecht  S.  137;  v.  Seydel,  Annalen  S.  416/17,  Kommentar 
S.  1 18/99;  Pereis,  Arch.  f.  öff.  Recht  XV.  Bd.  S.  551/57,  Auton. 
Reic  istagsrecht  S.  33  ff.;  Jellinek,  Verfassungsänderung  S-  12,  Be- 
sondire  Staatslehre  S.  253,  264;  Fleischmann  S.  157/58;  Bin- 
ding,  Handb.  S.  680  N.  2;  Mayer,  S.  299  N.  8;  v.  Bar,  Gesetz  und 
Schuld  I,  263  N.  55.  — Natürlich  weichen  die  Vertreter  der  herr- 
scheiden Meinung  in  der  Formulierung  und  Begründung,  in  Einzel 
punkten  und  Folgerungen  z.  T.  erheblich  von  einander  ab;  z.  B. 
sagt  Arndt,  Verfassung  S.  182:  „Geheim  stattgefundene  Beratungen 
und  Beschlüsse  sind  an  sich  zulässig,  gelten  aber  staatsrechtlich 
nichl  als  Reichstagsverhandlungen  oder  Reichstagsbeschlüsse.“  Es 
kanr  nicht  die  Aufgabe  dieser  Arbeit  sein,  die  Unterschiede  der  An- 
sichten — mitunter  fehlt  auch  jede  Begründung  — im  einzelnen  dar- 
zulej  en  und  zu  würdigen;  das  Wichtigste  kommt  schon  bei  der 
Widerlegung  der  Hauptvertreter  der  Gegenansicht  zur  Sprache.  Irn 
Anh<  ng  zu  § 4 der  Arbeit  sind  weitere  Literatu  rangaben  gemacht. 
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sich  auch  namhafte  Schriftsteller  für  die  Rechtsgiltigkeit  dieser 
Vorschrift  erklärt“). 

Letztere  erkennen  z.  T.  ausdrücklich  die  oben  dargelegte 
Beschränkung  des  autonomen  Satzungsrechts  des  Reichstags 
durch  die  Reichsverfassung  an,  behaupten  aber  doch  die  Gil- 
tigkeit des  § 36  Satz  2 Gesch.-O.,  weil  sie  den  Ausgangspunkt 
der  oben  gebrachten  Beweisführung,  die  Unbedingtheit  des 
Grundsatzes  der  Oeffentlichkeit  für  unzutreffend  halten.  Sie 
betonen,  daß  Art.  22  Abs.  1 RV.  die  Oeffentlichkeit  nur  als 
Regel  aufstelle,  und  daß  „aus  Gründen  des  sachlichen  Inter- 
esses“ (v.  Roenne)  ausnahmsweise  die  Oeffentlichkeit  aus- 
geschlossen werden  dürfe“’);  so  sagt  auch  Schulze.  „Es  ist 
(vielmehr)  gemeinen  Rechtens  und  geradezu  selbstverständ- 
lich, daß  überall,  wo  Oeffentlichkeit  der  parlamentarischen 
oder  gerichtlichen  Verhandlungen  eingeführt  ist,  Ausnahme- 
fälle Vorkommen  können,  wo  im  Interesse  des  Staats  oder  der 
öffentlichen  Sittlichkeit  Ausschluß  der  Oeffentlichkeit  dringend 
geboten  ist.““).  Letztere  Darlegung  erinnert  in  der  Formu- 
lierung stark  an  die  Zeiten  des  Naturrechts,  wo  auch  aus  der 
Natur  der  Sache  eine  allgemeingiltige  Rechtsordnung  ent- 
wickelt wurde.  Die  Gegner  geben  hier  nur  Zweckmäßigkeits- 
erwägungen, aber  keine  Gründe.  Erstere  hätten  vielleicht 
Berücksichtigung  bei  der  Schaffung  der  Reichsverfassung  ver- 
dient“); indessen  scheint  das  Bedürfnis  nach  geheimer  Aus- 

1®)  V.  Roenne,  Staatsrecht  des  Deutsch.  Reiches  I,  282;  Meyer - 
Anschütz  6.  Auil.  S.  453  Note  24;  Schulze,  Lehrb.  d.  deutsch.  Staats- 
rechts II,  88;  V.  Jagemann  S.  133;  Thudichum  S.  192;  Riedel  S.  112, 

Geffcken  S.  77;  vgl.  den  Anhang  zu  § 4 der  Arbeit. 

1«)  z.  B.  V.  Roenne,  Staatsrecht  d.  Deutschen  Reiches  1.  283; 

Schulze,  Lehrb.  d.  Deutschen  Staatsrechts  II.  88;  (es  ist  beachtens- 
wert, daß  V.  Roenne  und  Schulze,  die  Vertreter  der  konstitutionellen 
Doktrin,  die  absolute  Oeffentlichkeit  bekämpfen,  während  gerade 
letztere  den  Forderungen  eines  Systems  entspräche,  welches  dem 
Volk  möglichst  weitgehende  Anteilnahme  an  den  Aufgaben  des  Staa- 
tes zubilligt.  Beide  stehen  in  dieser  Frage  offenbar  unter  dem  Ein- 
druck der  Verfassungen  der  deutschen  Einzelstaaten,  die  fast  sämtlich 
auch  geheime  Sitzungen  zulassen);  v.  Jagemanh  S.  133;  Riedel  S.  112, 
Geffcken  S.  77.  (Art.  22  Abs.  1 RV.  „nur  ein  allgemeines  Prinzip“). 

Schulze  a.  a.  0.  II,  88. 

^*)  Pereis,  Auton.  Reichstagsr.  S.  35  nennt  die  Beweisführung 
V,  Roennes  eine  petitio  principü, 
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spräche  hinreichend  befriedigt  durch  die  Möglichkeit  geheimer 
Kom  nissionssitzungen.  Streng  vertrauliche  Regierungserklä- 
rung m diplomatischer  oder  militärischer  Natur  sind  wieder- 
holt in  den  Kommissionen  (auch  ohne  Ausschluß  der  Oeffent-  1 

lichkjit  nach  § 27  Abs.  5 Geschäftsordnung)  gemacht  worden, 
und  lur  ausnahmsweise  ist  ein  Vertrauensbruch  durch  Abge- 
ordn  jte  vorgekommen^®).  Auch  hat  der  Reichstag  im  allge- 
meinen genügend  vaterländischen  Sinn  gezeigt,  Aussprachen 
im  Plenum  über  solche  vertraulichen  Fragen  zu  unterlassen®"). 

Ein  einziges  Mal  in  der  Geschichte  des  deutschen  Reichstages 
ist  auf  Grund  des  § 36  Geschäftsordnung  eine  geheime  Plenar- 
sitzuig  abgehalten  worden;  es  handelte  sich  bei  der  Beratung 
der  lex  Heinze  um  den  Antrag,  den  außerehelichen  Ge- 
schlechtsverkehr geschlechtskranker  Personen  unter  Strafe 
zu  si eilen;  der  Ausschluß  der  Oeffentlichkeit  beruhte  also  auf 
der  Besorgnis  einer  Gefährdung  der  Sittlichkeit®^).  Auch  in 
diesem  Falle  hätten  wohl  alle  notwendigen  Einzelheiten  in 
der  Kommission  besprochen  werden  können.  Die  Behaup- 
tung, Art.  22  Abs.  1 RV.  enthalte  nur  eine  allgemeine  Regel, 
ist  dirch  die  Ansicht,  geheime  Plenarsitzungen  seien  notwen- 
dig, illein  nicht  erwiesen®®).  Vielmehr  sollte  nach  dem  Willen 


^®)  Fall  des  Abg.  Noske,  vgl.  Neumann-Hofer  S.  74. 

*®)  Freilich  konnten  diese  Fragen  mitunter  in  viel  gefährlicherer 
Weis  i außerhalb  des  Reichstages  in  der  Presse  und  Oeffentlichkeit 
infolge  von  Indiskretionen  von  Beamten  und  Privatpersonen  erörtert 
werd  ;n. 

*^)  Vgl.  Sten.  Ber.  1898 — 1900  VI.  Bd.  hinter  S.  4788  (Sitzung 
vom  17.  III.  1900)  besondere  Seitenzählung. 

’®)  Fleischmann,  Deutsche- Jur.-Ztg.  1900  S.  158  will  die  Unbe- 
dingt leit  des  Grundsatzes  der  Oeffentlichkeit  nach  Art.  22  Abs.  1 
RV.  dadurch  dartun,  daß  er  den  Nachweis  zu  erbringen  sucht,  die 
Fragt  der  Oeffentlichkeit  der  Sitzungen  falle  nach  der  geschicht- 
licher Entwikclung  nicht  unter  den  Begriff  des  „Geschäftsganges“' 
und  l önne  deshalb  überhaupt  nicht  auf  Grund  des  Art.  27  RV.  durch 
den  Reichstag  geregelt  werden.  Seine  Ausführungen  beweisen  m.  E. 
nur,  welcher  Wert  in  der  deutschen  Verfassungsentwicklung  der 
Oeffe  itlichkeit  beigemessen  wurde,  wenn  man  die  Oeffentlichkeit  und 
ihre  Ausnahmen  in  den  Staatsgrundgesetzen  selbst  geregelt  hat. 
Darum  aber  bleibt  — und  das  erfordert  auch  ein  ungezwungener 
Sprachgebrauch  — die  Frage,  ob  öffentlich  zu  verhandeln  sei,  eine, 
wenn  auch  die  wichtigste  Frage  des  Geschäftsganges, 


L 
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der  gesetzgebenden  Faktoren  bei  Schaffung  der  Reichsver- 
fassung die  unbedingte  Oeffentlichkeit  gelten.  Ich  möchte 
ferner  behaupten:  der  Widerspruch  zwischen  Art.  22  Abs.  1 
\ RV.  und  § 36  Gesch.  O.  beruht  auf  einem  Redaktionsversehen. 

Beide  Behauptungen  erweisen  sich  m.  E.  als  richtig,  wenn 
man  die  Entstehungsgeschichte  der  Reichsverfassung  und  der 
Geschäftsordnung  gleichzeitig  betrachtet. 

Der  konstituierende  Reichstag  des  Norddeutschen  Bundes 
nahm  in  seiner  1.  Sitzung  v.  25.  Febr.  1867  zunächst  provi- 
sorisch die  Geschäftsordnung  des  Preußischen  Abgeordneten- 
hauses als  eigene  an®®).  Dadurch  kam  auch  der  heutige  § 36 
(früher  § 33)  zur  Aufnahme;  er  entsprach  wörtlich  dem  jetzigen 
§ 37  der  Gesch.-O.  des  Abgeordnetenhauses,  welch  letzterer 
aber,  — und  das  muß  betont  werden,  — nur  die  Bestimmung 
der  preußischen  Verfassung  Art.  79  S.  2 wiederholte.  Die 
Annahme  ist  wohl  ohne  weiteres  begründet,  daß  die  Trag- 

* weite  der  einzelnen  Geschäftsordnungsbestimmungen  und  ihre 

Abhängigkeit  von  der  jeweils  geltenden  Verfassung  dem 
Reichstag  damals  bei  der  en-bloc-Annahme  nicht  zu  Bewußt- 
sein gekommen  ist;  es  kam  ja  auch  zunächst  nur  darauf  an, 

* überhaupt  eine  Regel  zu  haben,  nach  der  man  verhandeln 

konnte.  Am  4.  März  1867  in  der  6.  Sitzung  des  konstituieren- 
den Reichstages  erfolgte  dann  die  Vorlage  des  Verfassungs- 
entwurfs®*), welcher  in  Art.  22  nur  den  Grundsatz  der  Oeffent- 
lichkeit aussprach,  einer  Ausnahme  aber  nicht  gedachte.  Man 
vergegenwärtige  sich  jetzt  folgende  Tatsachen:  viele,  wenn 
nicht  die  meisten  Abgeordneten  des  verfassungsberatenden 
Reichstages  saßen  gleichzeitig  als  Volksvertreter  in  den  Land- 
tagen der  Einzelstaaten;  es  lag  also  doch  gewiß  für  diese 
nahe,  den  Verfassungsentwurf  mit  der  geltenden  Verfassung 
ihres  Heimatstaates  zu  vergleichen,  die  in  den  meisten  Fällen 
die  Ausnahme  von  der  Oeffentlichkeit  ausdrücklich  aus- 
sprach®®), oder  aber,  in  den  selteneren  Fällen,  die  Frage  der 
Oeffentlichkeit  überhaupt  nicht  behandelte.  Und  dennoch 

®-')  Sten.  Ber.  des  konstit.  Reichst,  des  Nordd-  Bundes  1867,  I,  5. 

I •*)  Sten.  Ber.  a.  a.  0.  S.  41. 

®®)  z.  B.  Preußen:  Art.  79  Verfassungsurkunde  v.  31.  I.  1850 

* (Stoerk  S.  281);  Bremen:  § 51  Verf.  v.  1.  I.  1894  (Stoerk  S.  159); 

Hamburg:  Art.  46  (Stoerk  S.  176);  Hessen:  Art.  100  Verf.-Urk.  vom 
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fand  rgend  eine  Diskussion  über  den  Art.  22  überhaupt  nicht 
statt;  niemand  gab  eine  Anregung,  eine  Ausnahmebestimmung 
der  \erfassung  einzufügen;  wenn  ein  Abgeordneter  etwa  ge- 
dacht hätte,  man  könne  immerhin  auf  Grund  der  Geschäfts- 
ordnung ausnahmsweise  im  Plenum  auch  einmal  geheim  tagen, 
so  hätte  er  diesem  Gedanken  schon  Ausdruck  gegeben,  und 
es  wi.ren  dann  auch  sicherlich  Zweifel  daran  aufgetaucht,  ob 
die  Geschäftsordnung  gegenüber  dem  bedingungslos  ausge- 
sprocienen  Grundsatz  der  Oeffentlichkeit  eine  solche  Aus- 
nahm j überhaupt  festsetzen  dürfe.  Dem  Regierungsentwurf 
hat  iisbesondere  die  preußische  Verfassung  in  zahlreichen 
Punkten  als  Vorbild  gedient.  Auch  den  Mitgliedern  des  ver- 
fassuiigsberatenden  Reichstages  war  sie  sicherlich  zum  größ- 
ten Teil' bekannt.  Die  preußische  Verfassungsurkunde  Art.  79 
S.  2 läßt  aber  ausdrücklich  geheime  Sitzungen  beider  Kam- 
mern zu.  Und  dennoch  findet  sich  kein  Wort  in  der  Beratung 
darüber,  ob  es  nicht  angebracht  sei,  diese  Bestimmung  in  die 
Bundesverfassung  hinüberzunehmen.  Der  Umstand,  daß  die 
Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  eine  dem  Art.  79  S.  2 
der  I reußischen  Verfassungsurkunde  entsprechende  Bestim- 
mung nicht  kennt,  ist  m.  E.  der  stärkste  Grund  gegen  die 
Zuläs  ;igkeit  geheimer  Reichstagsplenarverhandlungen^®). 

Es  kann  aus  alledem  kein  anderer  Schluß  gezogen  wer- 
den, als  der:  der  Reichstag  war  für  den  unbedingten  Grund- 
satz der  Oeffentlichkeit  der  Plenarverhandlungen  und  wollte 
in  Al  t.  22  RV.  die  Frage  der  Oeffentlichkeit  erschöpfend 
regelt  ”). 


J7.  12  1820  (Stoerk  S.  201);  Sachsen:  § 135  Verf.-Urk.  v.  4.  9.  1831 
(StoerK  343);  Oldenburg:  Art.  157  des  rev.  Staatsgrundgesetzes 
V.  22.  11.  1852  (Stoerk  S.  259). 

) Vgl.  V.  Seydel,  Annalen  S.  417;  kl.  Laband  S.  82;  Pereis, 
Auton.  Reichstagsrecht  S.  36. 

* ) Der  zwischen  den  verbündeten  Regierungen  und  dem 
Reichstage  vereinbarte  Entwurf  ging  nunmehr  an  die  Landtage  der 
22  Sti  aten  des  Bundes.  Auch  diese  stimmten  ohne  Vorbehalt  zu. 
Hierai  s möchte  ich  freilich  keine  Schlüsse  ziehen,  denn  bei  der  Wich- 
tigkeit des  Zustandekommens  des  Verfassungswerkes  würde  eine»  so 
verhäLnismäßig  untergeordnete" Frage,  wie  die  nach  der  Zulassung 
auch  geheimer  Sitzungen,  in  den  Einzellandtagen  kaum  mehr  auf- 
gerolll  worden  sein. 
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Der  erste  Reichstag  des  Norddeutschen  Bundes  nahm 
dann  die  Geschäftsordnung  des  verfassungsberatenden  Reichs- 
tages als  eigene  an^®);  so  wurde,  ohne  daß  der  Widerspruch 
zwischen  Verfassungsrecht  und  Geschäftsordnung  jemandem 
zum  Bewußtsein  gekommen  wäre,  § 36  (damals  § 33)  mit  über- 
nommen. Dieser  Widerspruch  wurde  auch  nicht  entdeckt, 
als  sich  der  Reichstag  die  neue  Geschäftsordnung  vom  12.  Juni 
1868  gab^®),  was  zu  verstehen  ist,  da  die  Frage  der  Oeffent- 
lichkeit nicht  zur  Diskussion  stand.  Diese  Geschäftsordnung 
wurde  unverändert  vom  ersten  Deutschen  Reichstage  in  der 
1.  Sitzung  vom  21.  März  1871  angenommen®“).  Alle  späteren 
Aenderungen  betrafen  andere  Punkte;  so  findet  sich  der 
Satz  2 des  § 36  noch  heute  unangefochten  in  der  Geschäfts- 
ordnung des  Reichstages;  sein  Dasein,  möchte  ich  behaupten, 
beruht  auf  einem  Versehen  des  Reichstages®^. 

Eine  weitere  Stütze  erfährt  die  hier  vertretene  Ansicht 
(unbedingte  Oeffentlichkeit  der  Plenarverhandlungen)  durch 
die  Vorgänge  bei  der  Beratung  des  Antrages  Lasker,  die  zur 
Aufnahme  des  jetzigen  Art.  22  Abs.  2 RV.  führte.  Auch  hier 
^ wäre  sicher  von  irgend  einer  Seite  betont  worden,  daß  die 

wahrheitsgetreuen  Berichte  über  geheime  Verhandlungen  des 
Plenums  von  der  Verantwortungsfreiheit  ausgenommen  sein 
sollten,  wenn  man  solche  für  zulässig  gehalten  hätte.  Aber 
auch  hier  findet  sich  keine  einschlägige  Aeußerung®®). 


*®)  Sten.  Ber.  d.  RT.  d.  Nordd.  Bundes  (Sitz.  v.  10.  9.  1867)  S.  3. 
2»)  Sten.  Ber.  d.  RT.  d.  Nordd.  Bundes  Session  1868,  I,  369  und 

II.  Bd.:  Anlagen  Nr.  117  S.  433  ff. 

»“)  Sten.  Ber.  d.  Deutsch.  RT.  Session  1871,  1.  Bd.  S.  5. 

®^)  Als  gelegentlich  der  Beratung  der  lex  Heinze  ein  Bedürfnis 
nach  Geheimtagung  hervortrat,  ist  sich  der  Reichstag  der  Existenz 
des  § 36  S.  2 Gesch.-O.  voll  bewußt  geworden.  Damals  bestand  kein 
Interesse  im  Reichstag,  die  Frage  der  Verfassungswidrigkeit  des 
§ 36  näher  zu  erörtern.  Selbst  der  Antragsteller,  der  Abg.  Heine, 
ließ  die  Frage  unentschieden.  Vgl.  Sten.  Ber.  1898 — 1900.  I.  Session 

hinter  S.  4788,  besondere  Seitenzählung. 

®2)  Sten.  Ber.  d.  RT.  d.  Nordd.  Bundes  I.  Bd.  S.  439—443 

(Sitz.  V.  29.  3.  1867).  Da  die  Oeffentlichkeit  in  Abs.  2 Art.  22  RV. 
hervorgehoben  ist,  so  wäre  wohl  nicht  der  Hinweis  darauf  unter- 
lassen worden,  daß  damit  Berichte  über  geheime  Plenarsitzungen 
von  der  Privilegierung  ausgenommen  sein  sollten. 
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tas  Ergebnis  der  Untersuchung  ist;  § 36  Geschäftsord- 
nung wäre  nur  unter  der  Voraussetzung  gütig,  daß  die  Ver- 
fassung selbst  eine  Ausnahme  von  dem  Grundsatz  der  Oeffent- 
lichkut  ausdrücklich  zuließe,  wie  die  preußische  Verfassung 
es  al  erdings  tut.  Mangels  der  genannten  Voraussetzung  ist 
§36  5.  2 Geschäftsordnung  ungiltig^^). 


Eine  zweite  Gruppe  von  Schriftstellern  glaubt  auf  andere 
Weis(  den  Beweis  für  die  Giltigkeit  des  § 36  führen  zu  kön- 
nen'**]. Sie  folgern  aus  dem  Wortlaut  des  Art.  22  Abs.  2; 
„Wahrheitsgetreue  Berichte  über  Verhandlungen  in  den 
öffentlichen  Sitzungen  des  Reichstages  bleiben  von  jeder 
Verar  twortlichkeit  frei“,  per  argumentum  e contrario,  daß  es 
auch  geheime  Sitzungen  des  Reichstagsplenum  geben  müsse, 
da  sonst  die  Hervorhebung  gerade  der  Oeffentlichkeit  in 
Abs.  2 unverständlich  sei;  lasse  aber  die  Reichsverfassung 
selbst  geheime  Sitzungen  zu,  so  könne  die  Geschäftsordnung 
auf  dir  Grundlage  des  Art.  27  RV.  das  Nähere  darüber  be- 
stimrren. 

Lm  dieser  Argumentierung  die  Stütze  zu  nehmen,  er- 
klärer  einige  Vertreter  der  herrschenden  Ansicht,  als  Gegen- 
satz lu  den  Abs.  2 erwähnten  öffentlichen  Sitzungen  des 
Reich  ;tags  seien  bei  einer  ungezwungenen  Auslegung  die 
nichtöffentlichen  Sitzungen  der  Abteilungen  und  Kommissio- 
nen a izusehen'*'*).  Diese  Ausführung  ist  nicht  zutreffend,  ab- 
gesehen davon,  daß  sie  für  sich  allein  nie  die  Gegenansicht 


( 

r’ 

i 

Aus  dem  gleichen  Grunde  sind  die  Vorschriften  des  § 41 
bezw.  § 61  der  Geschäfts-Ordnungen  für  die  I.  bezw.  II.  Kammer  des 
Landtages  für  Elsaß-Lothringen  v.  21. — 22.  Dez.  1911  (v.  Rauchhaupt  1 

S.  736  ff.,  747  ff.)  rechtsungiltig,  welche  übereinstimmend  auf  den  ! : 

Antrag  von  mindestens  5 Mitgliedern  auch  eine  geheime  Abstimmung 

(allerd  ngs  nicht  Beratung)  zulassen,  trotzdem  das  Verfassungsgesetz  | , 

V.  31.  Mai  1911  in  Art.  II  § 15  (RGBl.  1911  S.  225  ff.)  ebenso  kate-  ' ]* 

gorisci  wie  die  Reichsverfassung  erklärt:  „Die  Verhandlungen  des  s 

Landtags  sind  öffentlich“. 

'**1  Meyer-Anschütz  6.  Aufl.  S.  453  N.  24;  Schulze,  Lehrbuch  des 
Deutscien  Staatsrechts,  2.  Bd.  S.  88;  v.  Jagemann  S.  133.  , 3, 

Vgl.  Gr.  Laband  I.  Bd.  S.  347;  Pereis,  Auton.  Reichstags-  1 

recht  S.  35;  v.  Seydel,  Annalen  S.  417;  Schmid  S.  461  N.  79.  I 
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widerlegen  könnte'*'*).  Vielmehr  ist  in  dieser  Hinsicht  Georg 
Meyer,  beizutreten,  daß  der  Ausdruck  „Sitzungen  des  Reichs- 
tages“, zu  welchem  das  Wort  „öffentliche“  beschränkend  hin- 
zutrete, nur  von  Plenarsitzungen  verstanden  werden  könne'*D. 
Gerade  dies  erfordert  eine  ungezwungene  Auslegung  des  Ab- 
satz 2;  Sitzungen  des  Reichstages  sind  solche  der  Vollver- 
sammlung, wie  denn  auch  unter  den  Vertretern  beider  Rich- 
tungen Einigkeit  darüber  herrscht,  daß  Abs.  1 mit  dem  Aus- 
druck „die  Verhandlungen  des  Reichstages“  auch  nur  die 
Plenarverhandlungen  begreiff®).  Es  ist  nicht  recht  verständ- 
lich, warum  bei  der  Auslegung  von  Abs.  1 und  Abs.  2 ein 
Unterschied  gemacht  werden  kann.  Bei  der  Beratung  des 
Antrages  Lasker  auf  Einführung  des  Absatzes  2 ist  ferner  mit 
keinem  Wort  des  Gegensatzes  zu  den  Kommissions-  und  Ab- 
teilungssitzungen (wie  auch  nicht  zu  den  angeblich  zulässigen 
geheimen  Plenarsitzungen)  gedacht  worden^®).  Der  Zusatz  in 
Abs.  2 „öffentliche“  zu  Sitzungen  erklärt  sich  vielmehr  ganz 
einfach  aus  der  Entstehungsgeschichte  des  Abs.  2,  wie  gleich 
dargetan  werden  wird.  Nach  meiner  Auffassung  ist  überhaupt 
in  Abs.  2 nicht  der  Ton  auf  das  Wort  „öffentliche“  zu  legen 
und  deshalb  auch  das  argumentum  e contrario  auf  die  Zu- 
lässigkeit geheimer  Plenarsitzungen  falsch.  Zwingend  wäre 
der  Schluß  ohnehin  nicht*"),  denn  der  Zusatz  „öffentliche“, 
könnte  ja  nur  besagen  wollen:  „Sitzungen  des  Reichstages“, 
die  nach  Art.  22  A b s.  1 RV.  öffentlich  sein  müssen,  er  könnte 
nur  eine  Selbstverständlichkeit  wiederholen  wollen.  Die  Hin- 
eintragung eines  Gegensatzes  zwischen  Abs.  1 und  Abs.  2 ist 
reichlich  gekünstelt  und  auch  vom  logischen  Standpunkt  an- 


*®)  Denn  Abs.  2 Art.  22  könnte  als  Gegensatz  sowohl  die  Ab- 
teilungs-  und  Kommissionssitzungen  als  auch  die  geheimen  Plenar- 
sitzungen annehmen. 

®^)  Meyer-Anschütz,  6.  Aufl.  S.  453;  vgl.  auch  Geffcken  S.  77; 
V.  Jagemann  S.  133- 

»*)  z.  B.  V.  Seydel,  Kommentar  S.  198;  Zorn,  Verfassungsurk. 
S.  60;  V.  Jagemann  134;  v.  Roenne,  Staatsr.  I.  282. 

®»)  Sten.  Ber.  des  RT.  d.  Nordd.  Bundes  1867  (Sitz-  v.  29.  März 

1867)  I.  Bd.  S.  439—443. 

*°)  Dies  heben  z.  B.  hervor:  Gr.  Laband  I.  Bd.  S.  347  Anm.  1; 
Pereis,  Auton.  Reichstagsrecht  S.  35;  Müller-Meiningen  S-  571. 
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iechtbar“).  Es  kommt  dem  Art.  22  Abs.  2 RV.  allein  auf 
die  Hervorhebung  der  Wahrheitstreue  der  Parlamentsberichte 
an,  da  jegen  beruht  das  Wort  „öffentliche“  auf  einem  einfachen 
Redak:ionsversehen,  wie  die  Entstehungsgeschichte  der  Vor- 
schrift zeigP^);  es  könnte,  weil  es  im  Rahmen  der  Reichsver- 
fassunj  selbstverständlich  ist,  fehlen,  ohne  daß  dadurch  eine 
Aende'ung  des  Rechtszustandes  einträte“). 

Der  Abgeordnete  Lasker  stellte  in  der  Sitzung  des  kon- 
stituie  enden  Reichstages  vom  29.  März  1867  den  Antrag,  als 
Abs.  2 dem  Art.  22  eine  dem  § 38  des  preußischen  Preßgesetzes 
vom  12.  Mai  1851  entsprechende  Bestimmung  einzufügen“).  Er 
beabsichtigte  damit,  eine  Unstimmigkeit  zu  verhindern,  die 
bei  Fehlen  des  späteren  Abs.  2 zwischen  dem  Rechte  Preu- 
ßens i nd  dem  des  Nordd.  Bundes  eingetreten  wäre.  § 38  des 
preußischen  Preßgesetzes  lautete: 

„Berichte  von  den  öffentlichen  Sitzungen  beider  Kam- 
mern, insofern  sie  wahrheitsgetreu  erstattet  werden, 
bleiben  von  jeder  Verantwortlichkeit  frei.“ 

Hier  hatte  die  Hervorhebung,  daß  nur  die  Berichte  über 
öffentliche  Sitzungen  des  Landtages  verantwortungsfrei  seien, 
einen  guten  Sinn,  ja  sie  war,  wenn  man  nicht  den  Grundsatz 
der  C effentlichkeit  in  Widersinn  Verkehren  wollte,  notwendig, 
weil  das  preußische  Verfassungsrecht  auch  geheime  Plenar- 
sitzungen beider  Häuser  des  Landtages  kannte.  Die  gleiche 


* ) Rauchalles  S.  107:  „Der  ganze  Art.  22  zeigt  offenbar  die  • 
Tende  iz,  über  den  Verhandlungen  des  Reichstages  möglichste  Oef- 
fentlic  ikeit  walten  zu  lassen.  Beide  Absätze  des  Artikels  stehen 
nebeni  inander  ohne  weitere  Absicht,  als  dieses  Prinzip  sowohl  be- 
züglich der  Verhandlungen  selbst,  als  bezüglich  der  Berichterstattung 
über  ( ieselben  erst  recht  lebendig  werden  zu  lassen“;  auch  Schmid 
S.  461  N.  79:  Wenn  geheime  Sitzungen  von  der  Reichsverfassung 
anerkj  nnt  werden  sollten,  dann  wäre  es  nicht  einzusehen,  weshalb 
dies  nicht  schon  in  Art.  22  Abs.  1 geschehen  sei. 

* ) Gr.  Laband  I.  Bd.  S.  347;  Pereis;  Auton.  Reichstagsrecht 
S.  35/16;  Dambitsch,  S.  420;  Müller-Meiningen  S.  572- 

* ) Daß  nur  Berichte  über  öffentliche  Sitzungen  (also  nicht 
Komm  issions-  oder  Abteilungssitzungen)  verantwortungsfrei  sind, 
folgt  )hne  weiteres  aus  dem  Grundsatz  der  Oeffentlichkeit.  Vgl. 
§8  di;r  Arbeit. 

* ) Sten.  Ber.  d.  RT.  des  Nordd.  Bundes  1867,  I.  Bd.  S.  439 — 443. 
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I Notwendigkeit  lag  für  das  Reichsrecht  nicht  vor.  Es  war 

deshalb  ein,  wenn  auch  geringfügiges  Redaktionsversehen  der 
gesetzgebenden  Faktoren,  daß  sie  das  überflüssige  Wort 
, „öffentliche“  nicht  strichen.  Dieser  Fehler  rächt  sich  jetzt 

dadurch,  daß  die  Vertreter  der  gegenüberstehenden  Ansichten 
gleichermaßen  unbegründete  Folgerungen  aus  dem  Wortlaut 
des  Abs.  2 ziehen“).  Der  Antragsteller,  Abgeordneter  Lasker. 
wollte  nur  durch  Einfügung  des  Abs.  2 eine  seiner  Ansicht 
nach  unbedingt  notwendige  Konsequenz  des  Grundsatzes  der 
Oeffentlichkeit  festgestellt  wissen;  dieser  Gedanke  beherrschte 
die  übrigens  nur  kurze  Beratung^®).  Ergebnis  ist  also,  die 
Zulässigkeit  geheimer  Sitzungen  kanh  aus  Art.  22  Abs.  2 RV. 
nicht  gefolgert  werden. 

Einzelne  Schriftsteller  begründen  endlich  die  Giltigkeit 
des  § 36  S.  2 der  Gesch.  O.  damit,  daß  sie  darauf  hinweisen, 
daß  weder  der  Bundesrat  noch  der  Kaiser  gegen  die  Vor- 
schrift Widerspruch  erhoben  haben“). 

Die  Berufung  auf  den  Satz:  „qui  tacet,  consentire  vide- 

I tur“,  erscheint  aber  aus  verschiedenen  Gründen  als  verfehlt. 

i Der  in  ihm  enthaltene  Rechtsgedanke  ist  an  sich  schon  kein 

* allgemein  gütiger.  Hier  aber  stehen  seiner  Anwendung  die 

positiven  Vorschriften  der  Artikel  5,  7,  17  und  78  der  Reichs- 
verfassung entgegen.  Eine  Aenderung  der  Verfassung,  welche 
§ 36  S.  2 der  Gesch.  O.  enthält,  kann  nur  durch  ausdrückliche 

I Beschlüsse  des  Bundesrats  und  des  Reichstages,  nicht  durch 

Beschluß  des  Reichstages  und  Schweigen  des  Bundesrats  zu- 
I Stande  kommen,  zumal  eine  bestimmte  Stimmenzahl  des  letz- 

teren Organs  nach  Art.  78  Abs.  1 RV.  erforderlich  ist;  ferner 
bedarf  ein  Reichsgesetz  der  Sanktion  des  Bundesrats  und  der 

^®)  Freilich  ist  es  erlaubt,  sich  zur  Begründung  dafür,  daß  Be- 
richte über  Kommissionssitzungen  den  allgemeinen  strafrechtlichen 
Grundsätzen  unterliegen,  auf  Art.  22  Abs.  2 zu  berufen;  dies  könnte 
man  aber  auch,  wenn  das  Wort  „öffentliche“  fehlte. 

* Sten.  Ber.  des  RT.  des  Nordd.  Bundes  1867  I.  Bd.  S.  439— 

* 443. 

»^)  Vgl.  Thudichum  S.  192  N.  1 ; Schulze,  Deutsch.  Staatsr.  II.  Bd. 
S.  88;  V.  Jagemann  (früher  badischer  Vertreter  beim  Bundesrat) 
S.  133:  „Die  beiden  gesetzgebenden  Faktoren  waren  darüber  einig“ 
(?).  Dagegen  Meyer-Anschütz  6.  Aufl.  S.  453  N.  24  und  Pereis,  Auton. 

Reichstagsrecht  S.  36/37. 
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A istertigung  und  Verkündigung  durch  den  Kaiser.  Auch  ist 
hervorzuheben,  daß  der  Bundesrat  und  der  Kaiser  bisher 
staatsrechtlich  keinen  Anlaß  hatten,  zu  der  Frage  der  Giltig- 
keit der  Geschäftsordnungsbestimmung  Stellung  zu  nehmen 
Erst  wenn  der  Reichstag  in  geheimer  Plenarsitzung  über  einen 
Ct setzesvorschlag  Beschluß  gefaßt  und  ihn  dem  Bundesrat 
ZU  Beschlußfassung  und  Sanktion  weitergegeben  hätte  ist 
dnser  berechtigt  und  verpflichtet  zu  prüfen,  ob  ein  solcher’ Be- 
scl  luß  rechtswirksam  ist,  und,  im  Falle  der  Verneinung  der 
briige,  seine  Zustimmung  oder  Sanktion  zu  verweigern*') 
Bisher  ist  die  Giltigkeit  oder  Ungiltigkeit  des  § 36  S.  2 der 
Ge  ich  O.  für  Bundesrat  und  Kaiser  eine  rein  theoretische 
Str  itfrage  gebheben,  mit  der  sich  zu  beschäftigen  für  sie 
weler  Anlaß  noch  Pflicht  bestehP®). 

Schon  aus  diesem  Grunde  konnte  sich  auch  nicht  ein  die 

eitassung  abanderndes  Gewohnheitsrecht  bilden;  es  fehlt 
dafir  an  jeder  "Voraussetzung®®). 

s Ergebnis  der  bisher  geführten  Untersuchung  ist: 

2 Gesch.  O.  ist  verfassungswidrig  und  deshalb  un- 
gilti?  Die  Folgerungen,  die  die  herrschende  Lehre  aus  dieser 
es  s e ung  zieht,  sind  als  richtig  anzuerkennen,  ohne  daß  es 
noL /endig  ist,  zur  Begründung  Vorschriften  des  Privatrechts 
(etva  § 125  S.  1 BGB.)  heranzuziehen;  das  System  des  öf- 
enthchen  Rechts  fordert  den  Eintritt  der  gleichen  Rechtsfol- 
gen. Im  Anschluß  an  Laband  werden  diese  Folgerungen  fast 
urchweg  so  ausgesprochen:  Die  unter  Ausschluß  der  Oeffent- 
lichl^eit  versammelten  Abgeordneten  sind  nicht  der  Reichstag, 
Beratung  kommt  nicht  der  staatsrechtliche  Charakter 


'«)  Vgl.  unten  S.  34  ff.  und  über  die  Pflicht  des  Kaisers  die 
Ausfertigung  zu  verweigern  S.  36  f.  der  Arbeit. 

) Der  einzige  Fall  einer  geheimen  Plenarsitzung  in  der  Par- 

Reichstages  führte  zu  keinem  Be- 
schluli,  Uber  den  sich  der  Bundesrat  hätte  schlüssig  werden  müssen. 

T gestellte  Zusatzantrag  zur  lex  Heinze  wurde  mit 

Bef"  898  1 geheimen  Sitzung  abgelehnt.  Vgl.  Sten. 

Her.  I898-.1900  1.  Session,  VI.  Bd.,  hinter  S.  4788. 

f ™ Archiv  für  öffentl.  Recht  S-  556/557  auch 

gegen  die  Annahme,  die  Reichsverfassung  hätte  nur  „vergessen“, 

eine  ,.„sna)ime  von  .An.  22  Abs.  I RV.  znzulassen.  ützteres  be 
hauput  Dambitsch  S.  420. 
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einer  Reichstagsverhandlung,  sondern  nur  der  einer  privaten 
Besprechung  zu,  die  in  geheimer  Sitzung  gefaßten  Beschlüsse 
sind  keine  Reichstagsbeschliisse  im  Sinne  der  Verfassung®^. 

Eine  etwas  abweichende  Stellung  nimmt  Hiersemenzel 
ein,  welcher  zwar  auch  einen  in  geheimer  Beratung  gefaß- 
ten Plenarbeschluß  ungiltig  nennt,  aber  die  Oeffentlichkeii 
nur  für  die  Schlußberatung,  nicht  auch  für  die  Vorberatung  im 
Plenum  für  erforderlich  erachtet'-).  Diese  Ansicht  leidet  an 
Folgerichtigkeit,  widerspricht  auch  dem  Abs.  1 des  Art.  22  RV., 
welcher  ganz  allgemein  für  die  Verhandlungen  des  Reichs- 
tages Oeffentlichkeit  vorschreibt,  und  führt  zu  dem  unlösbaren 
Zweifel,  wann  beginnt  die  Schlußberatung,  welcher  Teil  der 
Verhandlung  ist  nur  Vorberatung.  Beratung  und  Beschluß- 
fassung, nicht  bloß  letztere,  müssen  in  öffentlicher  Sitzung 
erfolgen.  Darum  wäre  auch  die  Ansicht  verfehlt,  der  Mangel, 
der  in  der  Geheimberatung  liegt,  könne  durch  öffentliche  Ab- 
stimmung geheilt  werden®*). 

Es  verdient  in  diesem  Zusammenhänge  auch  noch  eine 
Meinung  Erwähnung,  die  von  ihrem  Verfechter,  v.  Seydel, 
freilich  alsbald  wieder  aufgegeben  isf^.  Diese  Meinung  war: 
Da  Artikel  22  RV.  keine  Rechtsfolge  bei  der  Uebertretung  des 
Grundsatzes  der  Oeffentlichkeit  ausspreche,  also  eine  lex  im- 
perfecta sei,  sei  ein  in  geheimer  Sitzung  gefaßter  Beschluß 
nicht  nichtig.  Dem  ist  entgegenzuhalten,  daß  die  Verfassungs- 

®^)  Vgl.  gr.  Laband  Bd.  I S.  346  und  Note  3 daselbst;  Hubrich, 
Annalen  S.  47  N.  4;  Arndt,  Staatsrecht  S.  136;  Binding,  Handbuch 
S.  680  N.  2.  — Dambitsch  S.  421  versucht,  eine  eigenartige  Begrün- 
dung der  Nichtigkeit  geheim  gefaßter  Beschlüsse  zu  geben:  „Cha- 
rakteristisch ist  der  geheimen  Sitzung,  daß  der  Reichstag  in  ihr 
nicht  beschlußfähig  ist.  Denn  wie  aus  Art.  28  RV.  hervorgeht,  kann 
der  Reichstag  nur  auf  Grund  mündlicher  Verhandlung  Beschlüsse 
fassen  und  für  diese  Verhandlung  ist  durch  Art.  22  Oeffentlichkeit 
vorgeschrieben“. 

Hiersemenzel  S.  85. 

“)  vgl.  Dambitsch  S.  421  im  Widerspruch  zu  seinen  voran- 
gehenden Ausführungen.  Dagegen  Pereis  im  Archiv  des  öffentl. 
Rechts  Bd.  XV.  S.  558  N.  28  und  Rauchalles  S.  108. 

vgl.  V.  Seydel,  Kommentar  1.  Aufl.  (1873)  S.  146;  später 
Anhänger  der  herrschenden  Meinung:  Annalen  1880  S.  418,  Kom- 
mentar 2.  Aufl.  S.  199.  — Auch  v.  Roenne,  Staatsrecht  des  Deutsch. 
Reiches  I.  Bd.  S-  282  spricht  von  einer  lex  imperfecta. 


Martin  Heinemann,  Der  Grundsatz  der  parlamentarischen  Oelientlichkeit. 
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urkinde  kein  Strafgesetzbuch  ist,  sodaß  sie  an  einen  die 
Rec  itsordnung  verletzenden  Tatbestand  die  Rechtsfolge  der 
NicHigkeit  gleichsam  als  Strafe  auszusprechen  hätte.-  Es  muß 
der  kategorische  Ausspruch  der  Verfassung,  daß  die  Verhand- 
lungen öffentliche  sind,  genügen;  die  Folge  der  Nichtigkeit  bei 
Ver  etzung  der  Vorschrift  ergibt  sich  zumal  bei  der  erhöhten 
Bedeutung  der  Verfassung  als  des  Reichsgrundgesetzes  aus 
allgi  .‘meinen  Rechtsgrundsätzen^^).  — Noch  eine  Frage  ist  zu 
eröitern;  wie,  wenn  bei  einer  Gesetzesvorlage  mit  zahl- 
reicien  Bestimmungen,  wie  jedes  größere  Gesetz  sie  hat,  die 
Ver  landlung  nur  über  einzelne  Bestimmungen  geheim,  im 
übrigen  aber  verfassungsmäßig  öffentlich  stattfand?  Ich  trete 
der  Ansicht  Pereis’  bei,  daß  die  Nichtigkeit  der  Beschlußfas- 
suni:  über  diese  einzelnen  Bestimmungen  bestehen  bleibt  und 
die  öffentliche  Gesamtabstimmung  den  Mangel  nicht  beheben 
kam,  daß  aber  andererseits  diese  Nichtigkeit  nicht  die  des 
gan  'en  Gesetzes  nach  sich  ziehf  “). 

III.  Wie  gegen  Verfassungsverletzungen  überhaupt,  so 
auc  1 gegen  die  Verletzung  des  Art.  22  Abs.  1 RV.  im  beson- 
derem gibt  indessen  die  Rechtsordnung  Mittel  an  die  Hand, 
um  das  Wirksamwerden  solcher  Verstöße  zu  verhindern.  Als 
Garantieen  für  die  Einhaltung  der  Verfassung  stellen  sich 
naci  Reichsrecht  dar:  Das  Sanktionsrecht  des  Bundesrats 
(Ar  . 7 Reichsverf.)  das  Recht  des  Kaisers  zur  Ausfertigung 
und  Verkündigung  der  Reichsgesetze  (Art.  17  S.  1),  die  Ver- 
antwortlichkeit des  Reichskanzlers  (Art.  17  S.  2),  endlich  das 
Prüfungsrecht  der  Behörden,  insbesondere  der  Gerichte. 

1.  Das  Sanktionsrecht  des  Bundesrats.  Im  deutschen 
Reiche  ist  der  Bundesrat  als  Träger  der  Souveränität  das- 


Vgl.  Müller-Meiningen,  S.  573—574:  „Die  Verfassung  ist 

nicht  dazu  da,  in  überflüssiger  Weise  nach  allgemeinen  Rechtsgrund- 
sätzen selbstverständliche  Rechtsfolgen  festzulegen.  Ein  solcher 
Ver  iuch  wäre  vielmehr  äußerst  gefährlich  wegen  der  möglichen 
argi  menta  e contrario  (S.  574)“;  Pereis,  Archiv  für  öffentl.  Recht 
Bd.  XV  S.  561:  „Nichtigkeit  eine  sich  aus  allgemeinen  Rechtsgrund- 

sätzsn  ergebende  Konsequenz.“ 

Vgl.  die  ausführlichen  Erörterungen  bei  Pereis  im  Archiv 
für  öffentl.  Recht  Bd.  XV,  S.  559—561.  Nach  Müller-Meiningen  An- 
nalen 1900  S.  574— 576  ist  das  ganze  Gesetz  ungiltig. 
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jenige  Organ  des  Reiches,  welches  das  Recht  der  Sanktion  der 
Reichsgesetze  ausübt.  während  es  in  den  deutschen  konstitu- 
tionellen Monarchien  den  Monarchen  zusteht”).  Auf  eine  klare 
Bestimmung  der  Reichverfassung  sich  hierfür  zu  berufen,  ist 
nicht  möglich.  M.  E.  spricht  dies  Art.  7 Abs.  1 Ziff.  1 RV.  aus 
(„Der  Bundesrat  beschließt  über  die  dem  Reichstage  zu 
machenden  Vorlagen  und  die  von  demselben  gefaß- 
ten Beschlüsse“)'*);  mit  dessen  Wortlaut  läßt  sich  auch 
der  Fall  vereinbaren,  daß  die  Vorlage  aus  der  Initiative  des 
Reichstages  (Art.  23)  entsprungen  ist  und  als  fertiger  Gesetzes- 
vorschlag an  den  Bundesrat  gebracht  wird,  um  dessen  nach 
Art.  5 RV.  notwendige  Zustimmung  zu  erlangen;  Zustimmung 
und  Sanktion  werden  dann  äußerlich  nicht  unterscheidbare 
Momente  des  Gesetzgebungsverlaufes  sein.  Ist  der  Gesetzes- 
inhalt durch  übereinstimmende  Beschlüsse  des  Bundesrats  und 
Reichstages  festgestellt,  so  enthält  die  Sanktion  des  Bundes- 
rats — was  nur  der  Fall  der  vom  Bundesrat  apsgegangenen 
und  unverändert  gebliebenen  Vorlage  rein  zum  Ausdruck 
bringt  — die  Bekräftigung,  daß  der  Bundesrat  auch  jetzt  noch 
(vielleicht  trotz  veränderter  politischer  Lage)  den  Gesetzes- 
inhalt wolle,  und  als  neues  Moment  den  Entschluß,  den  Ge- 
setzesinhalt anzubefehlen"*);  letzterer  ist  äußerlich  erkennbar 

”)  Fast  einstimmige  Meinung  der  Staatsrechtslehrer:  z.  B. 

gr.  Laband  II.  Bd.  S.  29 — 33;  Meyer,  Anteil  der  Reichsorgane  S. 
45  ff;  Meyer-Anschütz,  6.  Aufl.  S.  581;  Zorn,  Staatsrecht  I.  Bd.  S.  413; 
Jellinek,  Gesetz  und  Verordnung  S.  320,  322.  Dagegen  nur:  Born- 
hak, Grundriß  S.  170  und  im  Archiv  für  öff.  Recht  Bd.  26  S.  387, 
der  den  Kaiser  als  Inhaber  des  Sanktionsrechts  bezeichnet.  Gierke. 
in  Grünhut’s  Zeitschr.  Bd.  VI,  S.  230  meint,  die  Reichsverfassung 
biete  keinen  Anhalt  dafür,  den  Begriff  der  Sanktion  für  das  Reichs- 
recht aufzustellen. 

®*)  So  Haenel,  Studien,  II.  Bd-  S.  51/52,  151.  Nach  Meyer,  Anteil 
der  Reichsorgane  S.  47  ergibt  sich  das  Sanktionsrecht  des  Bundes- 
rats aus  den  allgemeinen  staatsrechtlichen  Grundlagen  der  Reichs- 
verfassung und  findet  seine  Anerkennung  in  Art.  7 Abs.  1 Ziff.  1 RV. 
(S.  47,  68). 

®*)  Ich  folge  Jellinek,  Gesetz  und  Verordnung  S.  319,  320  N.  9. 
Nach  Meyer,  Anteil  der  Reichsorgane  S.  54 — 56  enthält  erst  der 
zweite,  in  Art.  7 Abs.  1 Ziff.  1 RV.  erwähnte  Bundesratsbeschluß 
stets  die  nach  Art.  5 erforderliche  Zustimmung  und  die  Sanktion 
in  einem  ununterscheidbaren  Akte. 
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in  dL'F  Ueberniittlung  der  den  Gesetzesinhalt  enthaltenden 
Urkunde  durch  den  Reichskanzler  an  den  Kaiser.  Da  der 
Buncesrat  nur  rechtswirksame  Beschlüsse  des  Reichstages 
als  (lesetzesinhalt  rechtlich  wollen  und  nur  bei  solchen  den 
KntS(  hluß,  den  Gesetzesinhalt  anzubefehlen,  fassen  darf,  so 
hat  iv  Recht  und  Pflicht,  die  Beschlüsse  des  Reichstages  auf 
ihre  ^erfassungsmäßigkeit  zu  prüfen.  Sind  die  für  die  Bildung 
des  ^esetzesinhalts  gegebenen  Verfassungsvorschriften,  z.  B. 
der  ':^,rundsatz  der  Oeffentlichkeit  der  Verhandlungen  verletzt 
worc  en,  so  hat  der  Bundesrat  die  Pflicht,  die  Sanktion  des 
Gesetzes  zu  verweigern'"’).  Erteilt  er  gleichwohl  die  Sank- 
tion, so  beteiligt  er  sich  an  der  durch  den  Reichstag  begange- 
nen i^erfassungsverletzung. 

Ein  entsprechendes  Prüfungsrecht  hat  der  Kaiser  kraft 
der  ihm  nach  Art.  17  RV.  zustehenden  Ausfertigung  und  Ver- 
kündigung der  Reichsgesetze.  Die  Ausfertigung  hat  drei  be- 
grifflich zu  trennende  Punkte  zum  Inhalt:  l.)  Die  Feststellung, 
daß  ein  Reichsgesetz  zustande  gekommen  sei;  2.)  die  Aus- 
stellung der  Gesetzesurkunde;  3.)  den  Befehl  an  den  Reichs- 
kanzler, das  Gesetz  zu  verkündigen"D.  Der  erste  Punkt  er- 
fordert eine  Untersuchung,  ob  die  verfassungsmäßigen  For- 
men bei  dem  bisher  abgelaufenen  Teil  des  Gesetzgebungsver- 
fahrens beobachtet  worden  sind;  dies  Prüfungsrecht  erstreckt 
sich  also  nicht  nur  auf  die  Untersuchung,  ob  die  Sanktion  des 
Bundesrats  vorliegt,  sondern  auch  darauf,  ob  die  Sanktion 
erteilt  werden  durfte.  Also  noch  einmal  eine  Prüfung  des 
Gesetzgebungsverlaufes  innerhalb  des  Reichstages.  Ergibt 
sich  dabei,  daß  Vorschriften  der  Verfassung  verletzt  worden 
sind  so  besteht  die  Pflicht  des  Kaisers,  die  Ausfertigung  des 
Reichsgesetzes,  das  nur  scheinbar  ein  solches  ist,  zu  verwei- 

Pereis,  Arch.  f.  öff.  Recht  Bd.  XV,  S.  562;  Laband,  in  dei 
Deutschen  Jur.-Ztg.  1903  S.  10:  „Der  Bundesrat  kann  einem  Gesetz 
nur  die  Sanktion  erteilen  und  der  Kaiser  es  nur  ausfertigen,  wenn 
der  Reichstag  seine  Zustimmung  in  verfassungsmäßig  gütiger  Weise, 
d.  h durch  einen  in  öffentlicher  und  beschlußfähiger  Sitzung  gs- 
faßttn  Beschluß  beschlossen  hat."  S.  zur  Frage  des  Prüfungsrechts 
von  Reichsgesetzen  jetzt  auch  Hubrich  in  Annalen  des  Deutschen 

Reicis  1916  S.  694  f,  7U2f. 

Jellinek,  Gesetz  und  Verordnung,  S.  321. 
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gern"-).  Würde  selbst  die  Verfassungsverletzung  erst  nach 
erteilter  Ausfertigung  entdeckt,  so  hätte  der  Kaiser  die  Pflicht, 
trotz  des  von  ihm  schon  erlassenen,  in  der  Ausfertigung  ent- 
haltenen Verkündigungsbefehls  die  Verkündigung  selbst  zu  hin- 
dern, denn  er  hat  nur  das  Recht,  Gesetze  zu  verkündigen, 
nicht  aber  Scheingesetze""). 

3.  Die  Verletzung  der  Pflicht  seitens  des  Bundesrats  oder 
des  Kaisers,  die  Sanktion  oder  die  Ausfertigung  und  Verkün- 
digung nicht  verfassungsmäßig  zustande  gekommener  Gesetze 
zu  verweigern,  zieht  indessen  keine  Rechtsfolgen  nach  sich. 
Der  Bundesrat  kann  weder  als  Organ  noch  in  seinen  einzel- 
nen Mitgliedern  wegen  Verfassungsverletzung  angeklagt  wer- 
den, vom  Kaiser  gilt  der  Satz  „princeps  legibus  solutus“. 
Nicht  anders  steht  es  mit  der  in  der  Reichsverfassung  (Art.  17 
S.  2)  ausgesprochenen  Verantwortlichkeit  des  Reichskanzlers, 
da  es  an  einem  das  Verfahren  und  die  Rechtsfolgen  regelnden 
Gesetze  fehlt.  Die  rechtliche  Verantwortlichkeit  steht  auf  deir. 
Papier,  tatsächlich  gibt  es  nur  eine  moralische  und  politische 
Verantwortlichkeit.  Nach  der  genannten  Verfassungsvor- 
schrift übernimmt  der  Reichskanzler  durch  seine  C,egenzeich- 
nung,  die  zur  Giltigkeit  der  Ausfertigung  und  Verkündigung 
eines  Reichsgesetzes  notwendig  ist,  die  Verantwortlichkeit  da- 
für, daß  der  Gesetzgebungsverlauf  den  Vorschriften  der  Ver- 
fassung entsprochen  habe"'*).  Daraus  entspringt  seine  Pflicht, 
auch  seinerseits  das  Gesetz  auf  seine  Verfassungsmäßigkeit 


Jellinek,  a.  a.  O.  S.  321,  322,  324,  402;  „in  der  Konstatierung 
der  Authenticität  der  Gesetze  in  nichtmonarchischen  Staaten  durch 
das  Staatsoberhaupt  ist  eine  wichtige  Garantie  ihrer  Verfassungs- 
mäßigkeit gegeben.“  (S.  324);  kl.  Laband  S.  124/25  und  in  der  Deut- 
schen Jur.-Ztg.  1903  S.  10;  Brie,  Arch.  f.  öff.  Recht,  IV.  Band  S.  24; 
Bornhak,  Grundriß  S.  169;  Pereis,  Arch.  f.  öff.  Recht  XV.  Bd.  S. 
562/63. 

"'’)  Jellinek,  Gesetz  und  Verordnung  S.  324;  gr.  Laband,  II,  Bd. 
S.  53  begreift  unter  Verkündigung  den  Verkündigungsbefehl,  welcher 
mit  der  Ausfertigung  in  so  engem  Zusammenhang  steht,  daß  beide 
tatsächlich  zusammenfallen.  Seiner  Ansicht  nach  muß  der  Kaiser 
das  ausgefertigte  Gesetz  auch  verkündigen  lassen. 

®*)  Jellinek,  Gesetz  und  Verordnung  S.  324,  .396;  kl.  Laband 
S.  125/26,  gr.  Laband,  II.  Bd.  S.  52  und  in  der  Deutschen  Jur.-Ztg. 
1903  S.  10. 
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zu  p üfen  und  im  Falle  der  Verneinung  seine  Gegenzeichnung 

zu  versagen.  Der  Reichskanzler  ist  dazu  berufen,  den  Kaiser 

bei  der  diesem  obliegenden  Prüfungspflicht  zu  unterstützen, 

ist  aber  gerade  wegen  seiner  Verantwortlichkeit  gegenüber  * * 

dem  Reichstag  hierin  selbständig  und  nicht  gehalten,  einem 

Befe  il  des  Kaisers,  die  Gegenzeichnung  zu  vollziehen,  Folge 

zu  leisten. 

d.  Als  letzte  Garantie  der  Einhaltung  der  Verfassung  ist 
das  Prüfungsrecht  der  Behörden,  insbesondere  der  Gerichte 
zu  e wähnen.  In  der  Literatur  wird  diese  Frage  in  der  Haupt- 
sachj  nur  mit  Bezug  auf  die  Gerichte  besprochen;  es  ist  das 
auch  der  wichtigere  Fall,  weil,  wenn  ein  solches  Prüfungs- 
rech; anerkannt  wird,  dieses  Recht  bei  der  Unabhängigkeit 
der  jerichte  nicht  durch  Dienstvorschriften  eingeengt  werden  ■ 

kanr,  während  bei  Verwaltungsbehörden  die  Gehorsamspflicht 
gegenüber  Verfügungen  der  Vorgesetzten  Dienstbehörde  hin-  • j 

einspielt.  j 

Es  wird  jetzt  von  der  Mehrheit  der  Staatsrechtslehrer 
dem  Richter  die  Befugnis  bestritten,  die  Frage  der  Verfas- 
sung smäßigkeit  der  von  ihm  bei  Entscheidung  eines  Rechts-  /|  i 

Streits  anzuwendenden  Gesetze  zu  prüfen®’);  man  folgt  dabei 
wesentlich  der  Lehre  Labands.  Dieser  rechtfertigt  den  Aus- 
schluß des  richterlichen  Prüfungsrechts  aus  der  Bedeutung,  i 

die  är  der  Ausfertigung  der  Gesetze  durch  den  Kaiser  bei-  ; 

legt  „Er  (der  Kaiser)  prüft  im  Interesse  aller  Glieder  und 
Unt(  rtanen  des  Reiches,  ob  das  Gesetz  verfassungsmäßig  er-  i 

richiet  ist,  und  er  gibt  dem  Resultat  dieser  Prüfung  durch 
Auslertigung  des  Gesetzes  den  formell  rechtswirksamen  Aus- 


®®)  Die  Frage  wird  hauptsächlich  im  preußischen  Staatsrecht 
mit  ] Rücksicht  auf  die  Vorschrift  des  Art.  106  Abs.  2 der  Preußischen 
Verf  issungsurkunde  erörtert.  Hier  werden  nur  die  Ausführungen 
zitie;  t,  die  sich  auf  den  Rechtszustand  im  Reiche  beziehen.  Gegner 
des  ichterlichen  Prüfungsrechts  in  Bezug  auf  die  Verfassungsmäßig- 
keit des  gesamten  Gesetzgebungsverlaufes  sind  u.  a.:  Gr.  Laband, 
II.  Ed.  S.  44 ff.;  Anschütz,  in  Köhlers  Enzyklopädie  S.  157/58;  Born- 
hak, Grundriß  S.  171;  Zorn  in  v.  Roenne-Zorn,  Staatsrecht  der  preu- 
ßiscl  en  Monarchie,  III.  Bd.  1.  Abt.,  5.  Aufl.  (1915)  S.  59;  Jellinek, 
Gesetz  und  Verordnung  S.  399 ff.,  Verfassungsänderung  S.  10,  be- 
sondere Staatslehre  S.  266. 
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druck.  Wenn  aber  Art.  17  der  Reichsverfassung  den  Kaiser 
mit  dieser  Funktion  betraut,  so  kann  es  nicht  jedem  Richter 
und  Verwaltungsbeamten  zustehen,  in  dem  einzelnen  . . . Falle 
den  kaiserlichen  Ausspruch  einer  Ueberprüfung  zu  unterwer- 
fen und  je  nach  Ausfall  derselben  ihm  einen  widersprechen- 
den entgegenzusetzen“®®).  Der  Richter  hat  danach  nach  der 
herrschenden  Lehre  nur  zu  prüfen,  ob  das  Gesetz  gehörig, 
d.  h.  vom  Kaiser  unter  Gegenzeichnung  des  Reichskanzlers 
im  Reichsgesetzblatt  verkündigt  worden  ist. 

Labands  Lehre  steht  und  fällt  mit  seiner  Auffassung  der 
Gesetzesausfertigung.  Ein  Beweis  aber  dafür,  daß  wirklich 
der  Ausfertigung  die  angegebene  Bedeutung,  insbesondere  eine 
solche  Feierlichkeit  innewohne,  daß  niemand  an  der  Verfas- 
sungsmäßigkeit des  Gesetzgebungsprozesses  zweifeln  dürfe, 
scheint  mir  nicht  erbracht®^.  Der  Richter  hat  das  Gesetz  auf 
den  ihm  vorliegenden  Einzelfall  anzuwenden;  dazu  gehört,  daß 
er,  selbstverständlich  nur,  wenn  er  begründeten  Anlaß  zu 
Zweifeln  hat®®),  auch  prüfen  muß,  ob  das  anzuwendende  Gesetz 
auch  wirklich  Gesetz  ist,  d.  h.  unter  den  verfassungsmäßig 
vorgeschriebenen  Formen  zustande  gekommen  ist.  Dieser 


««)  Kl.  Laband,  S.  126;  ähnlich  jetzt  das  Reichsgericht  im  Urteil 
vom  26.  6.  1908  (Goltdammers  Archiv  Bd.  LV.  S.  325),  welches  aus 
Art.  2 in  Verbindung  mit  Art.  17  RV.  den  Ausschluß  des  Prüfungs- 
rechts herleitet.  Jellinek,  Gesetz  und  Verordnung  S.  401/02  erblickt 
in  dem  Beschlüsse,  durch  den  das  Parlament  einer  Gesetzesvorlage 
seine  Zustimmung  erteilt,  eine  Beurkundung  und  damit  ein  Urteil 
dahin,  daß  den  verfassungsmäßigen  Formen  Genüge  geschehen  sei, 
und  erklärt  eine  Ueberprüfung  dieses  Urteils  durch  den  Richter  nach 
der  Regel  non  bis  idem  für  ausgeschlossen.  Dann  lenkt  er  in  La- 
bands Beweisführung  ein:  nur  das  Staatsoberhaupt  habe  das  Prü- 
fungsrecht  gegenüber  Parlamentsbeschlüssen;  in  der  Gesetzes- 
ausfertigung liege  sein  Urteil,  daß  die  Verfassung  beobachtet  worden 
sei;  dieses  Urteil  könne  einer  Ueberprüfung  nur  unterliegen,  wenn 
eine  solche  ausdrücklich  durch  Gesetz  angeordnet  worden  sei. 

®^)  Gegen  Labands  Lehre  von  der  Bedeutung  der  Ausfertigung 
für  die  Frage  des  richterlichen  Prüfungsrechts:  Brie,  im  Arch.  f. 
öff.  Recht,  Bd.  IV  S.  5.5/56;  Bornhak,  Grundriß  S.  171;  Arndt,  Ver- 
fassungsurkunde S.  372  und  Cahn  S.  598/99. 

®®)  Vgl.  Brie  a.  a.  0.  S.  56,  insbesondere  N.  182:  bloßes  Be- 
streiten der  Verfassungsmäßigkeit  seitens  einer  Prozeßpartei  ge- 
nüge nicht. 
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allge  neine  Rechtssatz  kann  nur  dann  keine  Anwendung  fin- 
den, wenn  die  Reichsverfassung  ausdrücklich  eine  entgegen- 
stehende Vorschrift  hat.  Die  Preußische  Verfassungsurkunde 
hat  i 1 Artikel  106  eine  solche  positive  Bestimmung;  die  Reichs-  ' j 

Verfassung  dagegen  nichf”).  Art.  17  enthält  über  den  Aus- 
schluß des  Prüfungsrechts  nichts. 

jVuch  Art.  2 Reichsverfassung  („die  Reichsgesetze  erhal- 
ten ihre  verbindliche  Kraft  durch  ihre  Verkündigung  von 
Reicliswegen,  welche  vermittelst  eines  Reichsgesetzblattes  ge- 
schieht“) ist  hierfür  nicht  heranzuziehen'"),  denn  nur  „Reichs- 
gese  ze“,  d.  h.  solche  Rechtsnormen,  welche  den  der  Verkün- 
digung vorangehenden  Teil  des  Gesetzgebungsprozesses  ord- 
nungsmäßig durchlaufen  haben,  sind  hier  gemeint;  ist  das  Ge- 
setz vor  der  Verkündigung  auch  schon  existent,  so  hat  es 
doch  noch  keine  jedermann  verpflichtende  Kraft,  denn  die 
bisher  durchmessenen  Stadien  der  Gesetzwerdung  waren  in- 
nere Vorgänge  innerhalb  der  gesetzgebenden  Faktoren.  Erst 
durc  1 die  Verkündigung,  die  wahrzunehmen  jeder  die  Möglich- 
keit lat,  erhält  das  im  übrigen  gütig  zustande  gekommene  Ge- 
setz, aber  auch  nur  dieses  seine  verbindliche  Kraft’’).  Art.  2 
RV.  sagt  mit  der  erwähnten  Bestimmung  nur,  wie  und  in 
welc  lem  Augenblick  Reichsgesetze  verbindliche  Kraft  erlangen, 
sagt  aber  nichts  darüber  aus,  ob  die  verbindliche  Kraft  ihrem 
Wesm  nach  eine  Nachprüfung  der  Rechtsgiltigkeit  durch  den 
Rieh  er  verbiete. 

)ie  Begründung  endlich,  die  Jellinek  für  den  Ausschluß 
des  'ichterlichen  Prüfungsrechts  gibt'-),  zieht,  soweit  fie  von 
der  ^abands  abweicht,  m.  E.  willkürlich  prozessuale  Gedan- 
kengänge (z.  B.  den  Grundsatz  ne  bis  in  idem)  heran. 

Meyer-Anshcütz,  6.  Aufl.  S.  635. 

'")  Dies  tun  Bornhak,  Grundriß  S.  171;  Arndt,  Verfassungs- 
urkui  de  S.  372,  Staatsrecht  S.  315  und  das  Reichsgerichtsurteil  vom 
26.  6 1908  (s.  S.  39  N.  66  der  Arbeit).  Gegen  Arndt:  Hubrich, 

Reicl  sgericht  über  den  Gesetzesbegriff  S.  34/5  und  Cahn  S.  489. 

Vgl.  Haenel  II.  Bd.  S.  65. 

’®)  Jellinek,  Gesetz  und  Verordnung  S.  401/402  (Ausfertigung 
hat  eie  Bedeutung  eines  Urteils,  vgl.  S.  39  N.  66  der  Arbeit).  Gegen 
Jellinsk:  Cahn  S.  598  (Rechtskraftwirkung  eines  Urteils  nur  bei 

Vorli  :gen  eines  Rechtsstreits).  S.  auch  Hubrich  in  Ann.üen  1916 
S,  65  3 f. 
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In  den  Darlegungen  der  Gegner  eines  richterlichen  Prü- 
fungsrechts ist  mehr  oder  weniger  verhüllt  der  Gedanke  er- 
kennbar: es  sei  mit  der  Stellung  der  höchsten,  die  Legislative 
‘ ausübenden  Staatsorgane  unvereinbar,  daß  jeder  beliebige 

Richter  einem  gehörig  verkündeten  Gesetz  die  Anerkennung 
versagen  könne.  Dies  ist  aber  m.  E.  kein  Grund  gegen  die 
Annahme  eines  richterlichen  Prüfungsrechts,  sondern  nur  eine 
rechtspolitische  Erwägung.  Auch  die  Gefahr,  daß  das  gleiche 
Gesetz  bald  für  verfassungsmäßig,  bald  für  verfassungs- 
widrig erklärt  werden  könnte,  ist  hier  nicht  größer,  viel- 
mehr geringer  als  auf  dem  Gebiet  der  Polizeiverordnun- 
gen, die  auch  von  diesem  Gericht  für  rechtsgiltig,  von 
jenem  für  ungiltig  erklärt  werden^’*).  Denn  das  ist  zu 
betonen,  daß  die  Ausfertigung  und  gehörige  Verkündi- 
gung zunächst  die  Vermutung  für  das  ordnungsmäßige  Zu- 
standekommen des  Gesetzes  begründet'^;  nur  ist  diese  Ver- 
mutung widerlegbar.  Insbesondere  wird  durch  den  Wort- 
laut der  Eingangsformel  des  Reichsgestzes,  daß  die  Zustim- 
mung von  Bundesrat  und  Reichstag  erfolgt  sei.  auch  die  Ver- 
mutung aufgestellt,  daß  diese  Zustimmung  in  den  verfassungs- 
mäßigen Formen  erfolgt  sei.  Ferner  ist  auch  nicht  jede  Außer- 
achtlassung von  Verfahrensvorschriften  durch  die  gesetz- 
gebenden Organe  genügender  Grund,  dem  verkündeten  Ge- 
setz die  Rechtsgiltigkeit  abzusprechen’’’).  Es  kommt  immerhin 
auf  die  Bedeutung  der  verletzten  Bestimmung  an,  die  sich 
schon  äußerlich  durch  den  Platz  der  Bestimmung  in  der  ge- 
samten Ordnung  des  Verfahrens  kundtun  wird.  Hat  das  Par- 
lament z.  B.  seine  Geschäftsordnung  unrichtig  gehandhabt. 
so  wird  sein  über  die  Gesetzesvorlage  getroffener  Beschluß 
darum  nicht  zu  einem  rechtsungiltigen;  dagegen  zieht  die  Ver- 


^®)  Fleischmann,  Handbuch  der  Politik  l.  Bd.  S.  280. 

’^)  Vgl.  V.  Gerber,  S.  161  Anm.  6 und  S.  162. 

^®)  Einige  Anhänger  des  richterlichen  Prüfungsrechts  schränken 
dieses  dahin  ein,  daß  die  Vorgänge  bei  der  parlamentarischen  Be- 
schlußfassung als  Interna  des  Parlaments  nicht  zu  prüfen  seien,  z.  R. 
Schulze,  Preuß.  Staatsrecht  II.  Bd.  S.  47,  44  und  Gneist,  Gutachten 
S.  219,  229;  dagegen  Brie  im  Arch.  f.  öff.  Recht  IV.  Bd.  S.  ,58  und  gr. 
Laband  II.  Bd.  S.  47. 
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letzuiig  einer  Verfassungsbestimmung  diese  Folge  nach  sich"*). 
Bei  cer  Anwendung  dieser  Sätze  auf  den  Fall,  daß  der  Reichs- 
tag in  geheimer  Plenarverhandlung  einen  Beschluß  gefaßt  hat, 
ergibt  sich  wegen  Verletzung  des  Art.  22  Abs.  1 RV.  die  Un- 
giltigeeit  der  beschlossenen  Rechtsnorm,  ungeachtet  selbst 
der  erteilten  Sanktion  des  Bundesrats,  ungeachtet  der  Aus- 
fertigung durch  den  Kaiser,  ungeachtet  endlich  der  gehörig 
erfoltten  Verkündigung.  Einer  solchen  Rechtsnorm  hat  der 

Rieh  er  die  Anwendung  zu  versagen""). 

Als  ein  letztes  Mittel,  welches  die  Verfassung  an  die  Hand 
gibt,  Verfassungsverletzungen  durch  den  Reichstag  zu  ver- 
bind'-rn,  ist  nur  kurz  das  Recht  des  Bundesrats  zu  erwähnen, 
unte  Zustimmung  des  Kaisers  den  Reichstag  aufzulosen 
(Art.  24  S.  2 RV.);  im  Hinblick  auf  die  verhältnismäßig  gering- 
fügige politische  Bedeutung  der  Verletzung  der  Oeffentlich- 
keit  erscheint  freilich  die  Anwendung  dieses  Mittels  prak- 
tisch als  ausgeschlossen. 


IV.  Anhang. 

Weitere  Literatur  zu  der  Frage,  ob  § 36  S.  2 der  Ge- 
schäftsordnung des  Reichstages  verfassungswidrig  ist  oder 

nich ;. 


■“)  Vgl.  Brie  im  Archiv  f.  öff.  Recht  IV.  Bd.  S.  58  6Ü;  v.  Gerbei 

S.  I.i8  -Anm.  2.  ^ ^ x .4 

")  Zu  diesem  Ergebnis  bei  Verletzung  des  Grundsatzes  der 

üeff  mtlichkeit  gelangen:  Brie  a.  a.  0.  S.  60  N.  198  und  Fleisch- 
matn,  Handbuch  der  Politik  1.  Bd.  S.  280.  - Als  Anhänger  des  rieh- 
terli:hen  Prüfungsrechts  gegenüber  Reichsgesetzen  sind  noch  zu 
erw  ihnen:  v.  Roenne  in  v.  Roenne-Zorn,  Staatsrecht  der  PreuLk 

Monuchie  111.  Bd.  1.  Abt.  S.  56/59;  Westerkamp  S.  133  ff.,  141,  186  ff.; 
V'.  Nohl  1.  Bd.  S.  66  ff,  79,  81  ff.;  Engelmann  S.  22  und  Gähn,  Annalen 
1907  S.  481  ff.,  597  ff.,  der  es  aus  dem  angeblich  in  der  Reichsver- 
fass mg  herrschenden  Prinzip  der  Gewaltenteilung  herleitet.  — Das 
Urt(  il  des  RG.  in  Entsch.  in  Zivils.  Bd.  48  S.  88  entscheidet  die  Frage 
zwar  nicht,  scheint  aber  eher  für  Anerkennung  eines  richterlichen 
Prü  ungsrechts  in  Anspruch  zu  nehmen  sein;  vgl.  dazu  Hubrich, 
Reil  hsgericht  über  den  Gesetzebegriff  S.  34/35.  Neuerdings  hat  smh 
abe  das  Reichsgericht  (Urteil  vom  26.  6.  1908  in  Goltdammers  Archiv 
Bd.  =15  S.  325)  unzweideutig  g e g e n das  Prüfungsrecht  ausgesprochen, 
vgl.  auch  das  dort  zitierte  RG.-Urteil  vom  17.  2.  1883  (Entsch.  i. 

Zivils.  Bd.  IX  S.  235/36). 
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Gegen  die  Rechtsgiltigkeit  des  § 36  der  Geschäftsordnung: 

Altmann,  Die  Verfassung  und  Verwaltung  im  Deutschen  Reiche 
und  in  Preußen  I.  Bd.  Berlin  1907  S.  109. 

B r i e,  (Lit.  Verz.)  S.  60  Anm.  198. 

Dambitsch,  (Lit.  Verz.)  S.  419,  420. 

D e 1 i u s,  (Lit.  Verz.)  S.  84/85. 

F 0 1 k e r t s.  Die  Verfassungswidrigkeit  des  § 36  der  Geschäfts- 
ordnung, München  1894  S.  10/24. 

F ü 1 s t e r,  Deutsches  Reichsstaatsrecht  mit  Einschluß  der  allgem. 
Staatslehre,  Berlin  1913  S.  477/78. 

Gebhardt,  Verfassung  und  Verwaltung  des  Deutschen  Reiches 
Berlin  1912,  S.  114. 

Hiersemenzel,  (Lit.  Verz.)  S.  85. 

Kleinfeller,  (Lit.  Verz.)  S.  334  N.  2. 

Korn,  Die  Grundgesetze  der  Verfassung  und  Verwaltung  des  Deut- 
schen Reiches  und  des  Königreichs  Preußen,  Berlin  191 1 
S.  71. 

Müller-Meiningen,  (Lit.  Verz-)  S.  567/573. 

Müller,  Die  Immunität  der  pari.  Berichterstattung,  Heidelberger 
Dissertation  1906  S.  34/35. 

P 0 s e n e r.  Die  Verfassung  des  Deutschen  Reiches,  Leipzig  1903 
S.  98. 

Rauchalles,  (Lit.  Verz.)  S.  107. 

Reineke,  Die  Verfassung  des  Deutschen  Reiches,  Berlin  1906 
S.  177. 

S a 1 o m o n.  Die  parlamentarische  Oeffantlichkeit,  Greifswalder 
Dissertation,  1915  S.  38/39. 

Schleiden,  (Lit.  Verz.)  I.  Bd.  S-  72. 

Schliephake,  Die  Verantwortungsfreiheit  der  pari.  Berichter- 
stattung, Leipziger  Dissertation  1908  S.  44/45. 

Schmid,  (Lit.  Verz.)  S.  461. 

S e 1 i g m a n n.  Die  staatsrechtliche  Stellung  des  deutschen  Reichs- 
tagspräsidenten, Heidelberger  Dissertation  1912  S.  28—31. 

Vogels,  (Lit.  Verz.)  S.  34  N.  1. 

Für  die  Rechtsgiltigkeit  des  36  der  Geschäftsordnung: 

Auerbach,  Das  deutsche  Reich  und  seine  Verfassung,  Berlin  1871 
S.  113. 

Baumbach,  Der  deutsche  Reichstag  in  „Freunds  Politische  Hand- 
bücher Bd.  1“,  Breslau  1890  S.  32. 

C 0 e r m a n n,  Die  Reichsverfassung  und  Reichsverwaltung  (Samm- 
lung Kösel).  Kempten  und  München  1908  S.  74  (in  W'ider- 
spruch  zu  S.  71). 

V.  Kirchen  heim,  (Lit.  Verz.)  S.  309. 

V.  P ö z 1,  Lehrbuch  des  bayr.  Verfassungsrechts  auf  der  Grundlage 
des  Reichsrechts  5.  Aufl.  München  1877  S.  617. 

Ouerfurth,  (Lit.  Verz.)  S.  32. 
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§ 5- 

Beschränkte  Oeffentlichkeit  der  Abteilungs-  und 

Kommissionssitzungen. 

Im  Gegensatz  zu  den  Verhandlungen  des  Plenum  sind  die 
der  Abteilungen  und  Kommissionen  des  Reichstags  nicht  öffent- 
lich. Es  ist  schon  an  anderer  Stelle  nachgewiesen  worden, 
weslalb  eine  Verletzung  der  Verfassung  (Art.  22  Abs.  1)  hierin 
nicht  zu  erblicken  ist. 

1 Jeber  den  Geschäftsgang  der  Abteilungen  enthält  die  Ge- 
schä  tsordnung  nur  wenige  Vorschriften,  was  nicht  verwun- 
derli:h  ist,  da  die  Abteilungen  keine  lebensfähige  Einrichtung 
sind.  Sie  sind  in  Nachahmung  des  französich-belgischen  Par- 
lamentsrechts in  die  preußische  Verfassung  aufgenommen 
wor(.en  und  von  hier  auch  in  die  Reichsverfassung  überge- 
gangen, ohne  eine  Bedeutung  erlangt  zu  haben').  Ihre  Auf- 
gaben sind  formeller  Natur:  Wahl  der  Kommissionsmitglieder 
(§  2f  Geschäftsordnung)  und  Wahlpriifung  (§i5  3 — 6 Geschäfts- 
ordnung); bezüglich  der  ersten  Aufgabe  sind  sie  durch  die 
Pra>is  des  Reichstages  beschränkt  worden.  Tatsächlich  ist 
es  d;r  Seniorenkonvent  — eine  Gewohnheitsrechtsbildung  , 
welcher  die  Kommissionsmitglieder  benennt;  „es  ist  eine  fest- 
stehende Sitte,  daß  die  Vorsteher  der  sieben  Abteilungen  die- 
jenigen Mitglieder  des  Reichstages  in  die  Kommissionen  dele- 
gieren, die  ihnen  von  den  Fraktionsvorständen  angegeben 
werden“').  Bei  der  Prüfung  der  Wahlen  steht  den  Abteilun- 
gen nach  der  Geschäftsordnung  nur  eine  Art  Vorprüfung  zu, 
für  iie  sachliche  Prüfung  ist  eine  besondere  Wahlprüfungs- 
kom  nission  zu  bestellen  (§  5 Geschäftsordnung). 

Die  Geschäftsordnung  enthält  keine  Bestimmung  darüber, 
ob  ( ie  Sitzungen  der  Abteilungen  öffentlich  oder  nichtöffent- 

M Hatschek.  I.  Bd-  S.  91—93,  159,  225—27;  Schulze.  Preuß. 
Staa  srecht  I,  623.  Hier,  wie  auch  an  anderen  Idnrichtungen,  zeigt 
sich  die  Abhängigkeit  der  deutschen  Verfassungen  von  dem  fran- 
zösisch-belgischen Vorbilde.  (Constitution  von  1791,  Charte  consti- 
tutioielle  Ludwigs  XVllI.  von  1814,  belgische  Verfassung  vom  1831), 
über  diesen  Zusammenhang  im  allgemeinen  s.  Jellinek,  Allgmeine 
Staa  slehre  S.  524  ff.,  528 — 30. 

®)  Neumann-Hofer,  S.  82/83. 


lieh  sein  sollen.  Sie  sind  nach  parlamentarischem  Ciewohn- 
heitsrecht  nicht-öffentlich"). 

Die  Sitzungen  der  Kommissionen  des  Reichstages  sind 
nicht-öffentlich,  da  sic  nicht  jedermann  zugänglich  sind.  Dies 
folgt  aus  § 27  Abs.  5 der  Geschäftsordnung’).  ITeilich  spricht 
der  § 27  Abs.  5 von  einer  „Oeffentlichkeit  der  Kommissions- 
verhandlungen für  die  Nichtmitglieder  der  Kommissionen“; 


unter  letzteren  könnte  man,  ohne  den  Worten  Zwang  anzutun. 
auchdasPublikum  verstehen;  aus  der  Reichsverfassung 
läßt  sich  für  die  Entscheidung  der  Frage  nichts  entnehmen. 
Wenn  Art.  22  Abs.  1 RV.  sagt:  „Die  Verhandlungen  des 

Reichstages  sind  öffentlich“,  so  wäre  es  zwar  keine  gezwun- 
gene Auslegung,  darunter  auch  die  Verhandlungen  der  Kom- 
missionen zu  begreifen;  indessen  ist  doch  anzunehmen,  „das 
die  gesetzgebenden  Faktoren  bei  der  Aufrichtung  der  Oeffent- 
lichkeit nur  an  die  Plenarsitzungen  gedacht  haben;  nicht  aber, 
um  die  Sitzungen  der  Ausschüsse  geheim  zu  machen,  son- 
dern um  deren  Regelung  der  Geschäftsordnung  des  Reichs- 
tages vorzubehalten“'’). 

Auch  aus  Art.  22  Abs.  2 RV.  ist  für  oder  wider  die  Oeffent- 
lichkeit der  Kommissionsverhandlungen  nichts  zu  entnehmen. 
Wie  schon  im  einzelnen  dargelegt  ist,  beruht  die  Fassung  in 
\hs.  2;  „Verhandlungen  ^in  den  öffentlichen  Sitzungen 
des  Reichstages“  auf  einen  einfachen  Redaktionsfehler.  Die 
Reichsverfassung  kennt  überhaupt  keine  Kommissionen.  Die 


Einrichtung  der  Kommissionen  und  damit  auch  die  Bestim- 
mung über  deren  Verhandlungsform  ist  für  die  Reichsverfas- 
sung eine  Frage  des  Geschäftsganges;  die  Geschäftsordnung 
allein  hat  darüber  zu  bestimmen.  § 27  Abs.  5 Geschäftsord- 
nung selbst  ist  nun  recht  mangelhaft  redigiert.  Klarheit  über 
dessen  Bedeutung  gibt  schließlich  letzten  Endes  nur  die  Praxis 


")  Hatschek,  I.  Bd.  S.  227;  v.  Seydel.  Annalen  1880  S.  417:  für 
das  preußische  Abgeordnetenhaus;  Plate.  S.  27. 

b § 27  Abs.  5 Geschäftsordnung  lautet:  „Eine  Ausschließung 
der  Oeffentlichkeit  der  Kommissionsverhandlungen  für  die  Nichtmit- 
glieder der  Kommissionen  kann  nur  der  Reichstag  beschließen". 
Kauchalles,  S.  108,  bezeichnet  ohne  nähere  Begründung  die  Kom- 
missionssitzungen als  öffentlich. 

Neumann-Hofer,  S.  74. 
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des  Ruchstages.  Diese  läßt  das  Publikum  nicht  zu®).  Ini 
Sinne  ( es  § 27  Abs.  5 Cieschäftsordnung  sind  also  „Nichtmit- 
glieder der  Kommissionen"  nur  Reidistagsabgeordnete,  die 
der  Kommission  nicht  angehören.  Die  Verhandlungen  der 
Kommissionen  sind  also  nach  dem  Recht  der  Geschäftsordnung 
nicht-ö  fentlich  oder  höchstens  in  beschränktem  Maße  öffent- 
lich, wenn  man  dadurch  die  Zulassung  der  übrigen  Reichs- 
tagsabj  eordneten  zum  Ausdruck  bringen  will')- 

Froilich  ist  der  verfassungsmäßige  Grundsatz  der  Oeffent- 
lichkeil  dadurch  erheblich  eingeschränkt,  in  einem  Umfange, 
wie  Ixi  Entstehung  der  Verfassung  vielleicht  nicht  gewollt 
wordei  ist.  Denn  in  immer  steigendem  Masse  ist  die  Arbeit 
vom  P enum  auf  die  Kommissionen  übergegangen. 

Die  Beratung  der  Gesetzesvorlagen  in  Kommissionen 
ist  aus  verschiedenen  Gründen  im  modernen  Parlamentaris- 
mus in  twendig  geworden.  Einmal  ist  ein  Parlament  als  Voll- 
versaiT  mlung  eine  Körperschaft  mit  zu  großer  Mitgliederzahl. 
Wollte  man  im  Plenum  ein  Gesetz  bis  in  die  kleinste  Einzel- 
frage mörtern,  so  würde  dies  einen  Zeitaufwand  erfordern, 
der  eiier  Lahmlegung  jeder  fruchtbaren  parlamentarischen 
Tätigknt  gleichkäme;  es  würde  das  eine  große  Verschwen- 
dung menschlicher  Arbeitskraft  bedeuten.  In  der  Kommis- 
sion dagegen  können  die  Fachleute  <ler  Reichstagsparteien  in 
aller  .-Ausführlichkeit  die  Entwürfe  durchsprechen;  im  Plenum 
werden  zweckmäßig  nur  die  Grundlagen  der  Vorlagen  be- 
sprochm,  und  die  Parteien  erklären  sich  hier  über  ihre  grund- 
sätzlic  le  Stellung. 

Eil  weiterer  Grund  für  die  Notwendigkeit  der  Kommis- 
sionsv  mhandlungen  und  zugleich  für  deren  Nichtöffentlichkeit 
ist  in  ( em  Parteiwesen  begründet.  Es  besteht,  bevor  bindende 
Beschl  isse  der  Parteien  gefaßt  oder  auch  nur  wichtige  Er- 
klärun  jen  abgegeben  werden,  ein  starkes  Bedürfnis  nach 
einem  möglichst  ungezwungenen  und  unverbindlichen  Aus- 

")  Neumann-Hofer  S.  74:  „.  . von  allem  Anfang  an  hat  in  den 
Ausschissen  des  Reichstages  die  Praxis  bestanden,  dem  Publikum 
nicht  2 utritt  zu  gewähren.“ 

")  Folge  der  Nichtöffentlichkeit:  Die  Berichte  über  die  Kom- 
rnissior  sverhandlungen  genießen  nicht  das  Privileg  des  Art.  22 
Abs.  2 RV. 
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I tausch  der  Meinungen.  Gerade  bei  der  deutschen  Parteizer- 

klüftung  ist  eine  Fühlungnahme  zwischen  den  Parteien  und 
zwischen  Parteien  und  Regierung  notwendig;  der  schließlich 
I i beschlossene  Gesetzesinhalt  ist  fast  immer  das  Ergebnis  zahl- 

reicher Kompromisse.  In  der  Kommission  kann  auch  eine. 
Minorität  durch  das  sachliche  Gewicht  ihrer  Gründe  eine  Ma- 
jorität überwinden,  im  Plenum  will  man  einander  nicht  über- 
zeugen, sondern  die  eigene  Stellungnahme  vor  der  weiten 
Oeffentlichkeit  rechtfertigen.  Ferner:  keine  Partei  will  sich 
schon  in  der  Kommission  auf  eine  geäußerte  Meinung  gegen- 
über der  Oeffentlichkeit  unveränderlich  festlegen;  auch  die 
Reichsregierung  will  die  Aeußerungen  ihrer  Kommissare  nicht 
als  bindend  angesehen  wissen.  Alle  Erklärungen  in  der  Kom- 
mission sind  also  in  gewissem  Grade  unverbindlich.  Dies 
können  sie  aber  nur  dann  sein,  wenn  die  Verhandlungen  ver- 
traulich sind,  vor  allem  auch  gegenüber  dem  Publikum.  Die- 
sem muß  daher  der  Zutritt  zu  den  Kommissionsverhandlungen 
verwehrt  sein®).  Denn  die  breite  Oeffentlichkeit  würde  einen 
! Ansichtswechsel  eines  Abgeordneten  oder  einer  Partei  in  der 

j Kommission  oder  später  im  Plenum  nicht  verstehen,  die  Par- 

’ tei  grundsatzlos  nennen  und  dem  betreffenden  Abgeordneten 

\ eher  die  niedrigsten  Beweggründe  für  die  Meinungsänderung 

Zutrauen,  als  annehmen,  daß  er  in  ehrlichem  Meinungskampfe 
überzeugt  wurde. 

Die  Vertraulichkeit  der  Verhandlungen  besteht  auch  darin, 
daß  die  Redner  sich  bei  Rüge  von  Mißständen  keine  Mäßigung 
und  Zurückhaltung  aufzuerlegen  brauchen,  selbst  wenn  sie 
^ nicht  im  Besitze  vollgiltigen  Beweismaterials  sind.  Die  Zu- 

■ lassung  des  Publikums  dagegen  würde  häufig  den  Abgeord- 

neten hindern,  sich  frei  auszusprechen. 

Außer  sämtlichen  Mitgliedern  des  Reichstags  ist  ferner 
die  Teilnahme  an  den  Sitzungen  der  Kommissionen  (und  der 
. Abteilungen)  auch  den  Bundesratsmitgliedern  und  Bundesrats- 

kommissarien gestattet.  Ihr  Recht  auf  Anwesenheit  beruht 

ä)  Vgl.  hierzu  Hatschek  I.  Bd.  S.  233,  236  und  Neumann-Hofer 
I,  S.  51  ff.  Letzterer  bestreitet  allerdings  (S.  73),  daß  das  Prinzip  der 

Vertraulichkeit  der  Kommissionsverhandlungen  die  Beschränkung  der 
Oeffentlichkeit  erfordert. 
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aber  licht  aut  der  Vorschrift  der  Geschäftsordnung,  welche 
dies  t usdrücklich  betont'b.  sondern  auf  der  Keichsverfassung 
(Art.!:  S.  1 und  Art.  Ib)'").  Die  Geschäftsordnung  §29  führt  den 
Art.  ! RV.  int  Grunde  nur  näher  aus.  insofern  als  hier  auch 
die  fiundesratskommissarien  erwähnt  werden;  selbst  wenn 
§ 29  !;estrichen  würde,  stände  das  Recht  auf  Anwesenheit  den 
I3und' “sratsniitgliedern  und  Komtnissarien  auf  («rund  der 
Reichsverfassung  zu,  ersteren  nach  Artikel  9 und  16,  letzteren 
nach  .Art.  16  allein").  Die  staatsrechtliche  Tätigkeit  des 
Reichstags,  mag  sie  sich  im  Plenum  oder  in  den  Abteilungen 
und  Commissionen  abspieleri,  erfordert  eine  dauernde  Ver- 
bindung mit  den  Vertretern  der  verbündeten  Regierungen. 

Der  Vollständigkeit  halber  sei  noch  auf  folgende  Vor- 
schri  ten  der  Geschäftsordnung  hingewiesen:  auf  § 27  Abs.  4, 
welcher  dem  Antragsteller  das  Recht  auf  Anwesenheit  in  den 
Kommissionssitzungen  mit  beratender  Stimme  gewährt,  und 
auf  § 13  Abs.  1 Satz  2,  nach  welchem  das  gleiche  Recht  (aus- 
gedelint  auch  auf  die  Abteilungssitzungen)  auch  dem  Reichs- 
tagsp  räsidenten  zusteht.  Dem  letzteren  ist  es  zum  Zweck  der 
Förderung  der  Reichstagsgeschäfte  verliehen  worden.  Er  hat 
z.  B.  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  Kommissionssitzungen  nicht 
mit  Plenarverhandlungen  zeitlich  zusammenfallen,  und  daß  die 
Kom  Tiissionen  die  Bearbeitung  ihrer  Vorlagen  rechtzeitig  be- 
ende 1. 

dagegen  scheint  die  Reichstagspraxis  (die  Geschäftsord- 


“)  § 29:  „Die  Mitglieder  des  Bundesrats  und  die  Kommissarien 
dess(  Iben  können  den  Abteilungen  und  Kommissionen  mit  beratender 
Stirn  ne  beiw  ohnen “ 

*")  RV.  Art.  9 S.  1:  „Jedes  Mitglied  des  Hundesrats  hat  das 
Reckt,  im  Reichstage  zu  erscheinen,  und  muß  daselbst  auf  Verlangen 
jedetzeit  gehört  werden,  um  die  Ansichten  seiner  Regierung  zu  ver- 
trete 1,  auch  dann,  w enn  dieselben  von  der  Majorität  des  Bundesrats 
nicht  adoptiert  worden  sind.“  RV.  Art.  16:  „Die  erforderlichen  Vor- 
lage: werden  nach  Maßgabe  der  Beschlüsse  des  Bundesrats  im  Na- 
men des  Kaisers  an  den  Reichstag  gebracht,  wo  sie  durch  Mitglieder 
des  3undesrates  oder  durch  besondere  von  letzterem  zu  ernennende 
Kommissarien  v'ertreten  werden.“  Vgl-  Zorn,  Staatsr.  1 S.  245  u. 
Anm  71  daselbst;  Pohl,  S.  8,  9. 

“)  Pohl  S.  9,  Vogels  S.  34. 
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nung  schweigt  darüber;  den  Petenten  kein  Recht  auf  Anwesen- 
heit in  den  Kommissionssitzungen  zu  gebeiP-). 

Nach  dem  schon  erwähnten  Abs.  5 des  § 27  der  Gesch.  O. 
kann  diese  beschränkte  Oeffentlichkeit  der  Kommissionsver- 
handlungen  ausgeschlossen  werden,  aber  nicht  durch  Beschluß 
der  Kommission  selbst,  sondern  nur  durch  Beschluß  des 
Reichstages'-’).  Cdffenbar  soll  hierdurch  der  Ausschluß  der  Oef- 
fentlichkeit erschwert  und  auf  die  unbedingt  not-wendigen 
Fälle  beschränkt  werden'O,  um  zu  verhindern,  daß  sich  zwei 
Klassen  von  Abgeordneten  bilden:  die  Wissenden  und  die 

Nichtwissenden.  Auch  ein  formeller  Gesichtspunkt  spielt  hin- 
ein: die  Kommission  wird  nur  als  Mandatarin  des  Hauses  an- 
gesehen; letzteres  hat  daher  über  den  Ausschluß  der  Oeffent- 
lichkeit zu  beschließen’-^.  Die  sachliche  Notwendigkeit  dafür 
wird  z.  B.  gegeben  sein,  wenn  Mitteilungen  höchst  vertrau- 
licher Natur  von  der  Regierung  gemacht  werden’”).  Es  ist  auch 
der  Fall  denkbar,  daß  die  Majorität  des  Reichstages  durch  den 
•Ausschluß  der  Oeffentlichkeit  die  Kommission  vor  einem  Druck 
seitens  einer  skrupellosen  Oppositionspartei  schützen  will. 

§ 27  Abs.  5 Geschäftsordnung  fordert  die  Feststellung 
einiger  zweifelhafter  Punkte.  Wer  ist  hier  antragsberechtigt? 
Der  Antrag  auf  Ausschluß  kann  von  jedem  Mitgliede  des 
Reichstags,  nicht  etwa  nur  von  einem  Kommissionsmitgliede 
oder  der  Mehrheit  der  betr.  Kommission  gestellt  werden.  Auch 
findet  nicht  etwa  zwecks  Ergänzung  des  § 27  Abs.  5 der,  wie 

’■’)  \'gl.  Neumann-Hofer  S.  72,  85;  dagegen  lassen  die  Kom- 
missionen des  preuß.  Abgeordnetenh.  die  Petemen  zu,  vgl.  Plate  S. 
1Ü6. 

’-’)  Vgl.  Pereis  S.  25:  „vom  Augenblick  der  Einsetzung  der 

betr.  Kommission  an“;  über  die  Gründe,  daß  das  Ausschlußrecht 
dem  Plenum  gewährt  wurde,  sagt  Pereis  nichts.  — Die  Geschäfts- 
ordnungen der  beiden  Kammern  des  Landtags  für  Elsaß-Lothringen 
§ 22  bezw.  23  (v.  Rauchhaupt  S.  736  ff.,  747  ff.)  kennen  keinen  Aus- 
schluß der  Nichtmitglieder  der  Kommissionen. 

”)  Neuinann-Hofer  S.  58/59. 

'■"l  So  Plate  S.  lUl  für  das  preuß.  Abgeordnetenhaus. 

Dieser  Fall  führte  im  Herbst  1916  zum  Ausschluß  der  Oef- 
fentlichkeit im  Haushaitsausschuß.  Anscheinend  handelte  es  sich  um 
Regierungserklärungen  über  die  Gründe,  die  damals  der  unbe- 
schränkten Anwendung  der  U-Bootwaffe  entgegenstanden. 

Martin  Heine  mann.  Der  Grundsatz  der  parlamentarischen  Oeffentlichkeit.  4 
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oben  nachgewiesen  wurde,  verfassungswidrige  § 36  Gesch.  O. 
entsprechende  Anwendung,  nach  welchem  der  Reichstagsprä- 
sidi;nt  oder  10  Mitglieder  auf  Ausschluß  der  Oeffentlichkeit  der 
Plenarsitzungen  anzutragen  berechtigt  sind.  Der  Kreis  der  An- 
traj  [Steller  würde  zwar  bei  dessen  Anwendung  nicht  be- 
schränkt, wohl  aber  würde  eine  Unterstützung  des  Antrags 
(im  zweiten  Falle)  erfordert  werden.  Dieser  Unterstützung 
des  Antrages  bedarf  es  also  beim  Antrag  auf  Ausschluß  der 
Oelfentlichkeit  der  Kommissionssitzungen  nicht.  Da  § 27 
Ab; . 5 Gesch.  O.  über  die  Antragsberechtigung  völlig  schweigt, 
so  st  die  natürliche  Folgerung,  daß  jeder  einzelne  Abgeordnete 
das  Antragsrecht  hat.  Es  geht  nicht  an,  den  Umfang  der  An- 
traj:sberechtigung  in  § 27  Abs.  5 gleich  dem  in  § 36  zu  be- 
stirimen,  denn  beide  Vorschriften  stehen  nach  der  Einteilung 
der  Gesch.  0.  in  verschiedenen  Abschnitten,  und  § 36  ist  eine 
besondere  Geschäftsvorschrift  für  die  Plenarsitzungen  und 
nicht  zu  verallgemeinern^^. 


Die  Entscheidung  kann  zweifelhaft  sein;  Pereis,  Auton. 
Reiohstagsr.  S.  25  drückt  sich  vorsichtig  so  aus:  „im  übrigen“  (d.  h. 
abgjsehen  von  den  bestehenden  Vorschriften  der  Gesch.  0.)  „wer- 
den für  die  Regelung  des  geschäftlichen  Verfahrens  die  Beschlüsse 
der  Kommission  selbst  maßgebend  sein,  soweit  nicht  die  für  das 
Plenum  geltenden  Regeln  Anwendung  zu  finden  haben.  Das  letztere 
wir  1 im  Zweifel  der  Fall  sein,  weil  die  Geschäftsordnung  in  § 30 
nur  die  selbständige  Bestimmung  der  Tagesordnung  den  Kommis- 
sioren  übertragen  hat“.  Für  die  im  Text  vertretene  Auffassung 
spri;ht  folgende  Tatsache:  Die  Geschäftsordnung  des  preuß.  Ab- 

geo  dnetenhauses  wurde  vom  konstituierenden  Reichstag  des  Nordd- 
Bur  des  in  der  Sitzung  vom  6.  März  1867  mit  nur  redaktionellen  Aen- 
deri  Ingen  definitiv  als  eigene  angenommen.  Damals  lautete  die  dem 
§ 2'  Abs.  5 entsprechende  Bestimmung  der  Gesch.  O.  des  preuß. 
Abgeordnetenhauses  (§  28  Abs.  5)  wörtlich  gleich.  Erst  im  Oktober 
187i  wurden  bei  letzterer  die  Worte  eingefügt:  „Auf  Antrag  der 
Kommission  oder  sonst  nach  Maßgabe  des  § 37“  vgl.  Plate  S.  101 
(§  27  Gesch.  O.  d.  preuß.  Abgh.  entspricht  dem  § 36  Gesch.  0.  d. 
RT.  I Aus  diesem  nachträglichen  Zusatz  geht  hervor,  daß  das  Abge- 
ordnetenhaus es  vor  1872  ohne  ausdrückliche  Bestimmung  nicht  für 
zulässig  gehalten  hat,  den  Umfang  der  Antragsberechtigung  im  Falle 
des  Ausschlusses  der  Oeffentlichkeit  der  Kommissionsver- 
haiidlungen  nach  dem  bei  Ausschluß  der  Oeffentlichkeit  der  P 1 e- 
nai  Verhandlungen  (§  37  Gesch.  O.)  zu  bestimmen. 
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Wie  erfolgt  die  Beratung  über  den  Antrag  auf  Ausschluß 
der  Oeffentlichkeit?  M.  E.  in  einer  geheimen  Sitzung  des 
Reichstages,  jedenfalls  dann,  wenn  über  den  Antrag  eine  De- 
^ batte  entsteht.  Denn  eine  Verhandlung  darüber  wird  in  solchen 

Fällen  auch  auf  den  Gegenstand  der  Kommissionsberatung, 
welcher  nach  Ansicht  des  Antragstellers  gerade  völlig  ge- 
heim bleiben  soll,  zur  Begründung  irgendwie  eingehen  müssen. 
Soll  dieser  Gegenstand  aber  sogar  vor  den  Nichtmitgliedern 
der  Kommission  möglichst  geheim  bleiben,  so  kann  unmöglich 
in  einer  dem  Publikum  und  den  Pressevertretern  zugänglichen, 
öffentlichen  Sitzung  des  Plenum  darüber  verhandelt  werden. 
So  kommt  man  für  diesen  Einzelfall  doch  dazu,  eine  geheime 
Plenarsstzung  des  Reichstags  für  zulässig  zu  erklären;  deren 
Unzulässigkeit  hier  einfach  aus  dem  unbedingten  Grundsatz  der 
Oeffentlichkeit,  wie  ihn  Artikel  22  Abs.  1 RV.  ausspricht,  fol- 
. , gern  zu  wollen‘0,  würde  eine  unberechtigte  Konsequenz- 

macherei sein.  Im  Grunde  wird  hier  das  Reichstagsplenum  nur 
kraft  einer  Geschäftsordnungsvorschrift  zwecks  Regelung  des 
Geschäftsganges  in  der  Kommission,  paradox  ausgedrückt:  als 
V I , deren  Organ  tätig.  Mit  der  Regelung  des  Verfahrens  der  Kom- 

missionen hat  sich  aber  die  Reichsverfassung  nicht  befassen 
wollen.  Die  Notwendigkeit  der  geheimen  Beratung  über  den 
Antrag  ergibt  sich  auch  aus  einem  allgemeinen  Rechtsgedan- 
ken, welcher  in  vielen  Rechtsvorschriften  Ausdruck  findet,  die 
sich  mit  dem  Ausschluß  der  Oeffentlichkeit  befassen^®).  Da 
fast  immer  die  Anregung  zu  einer  geheimen  Kommissionssit- 


Vogels  S.  34  N.  1 zweifelt  daran,  daß  die  beschränkte  Oef- 
fentlichkeit der  Kommissionssitzungen  und  erst  recht  deren  Aus- 
’ Schluß  mit  dem  Art.  22  Abs.  1 RV.  in  Einklang  gebracht  werden  kann. 

i Vgl.  Art.  79  S.  2 d.  preuß.  Verfassungsurk.  und  demgemäß 

^ § 37  der  Gesch.  0.  d.  preuß.  Abgeordnetenh.;  ferner  der  freilich 

i ’ nichtige  § 36  Gesch.  0.  des  Reichstages.  Auf  ähnlicher  Erwägung 

• beruht  auch  § 175  GVG:  „Die  Verhandlung  über  die  Ausschließung 

der  Oeffentlichkeit  findet  in  nichtöffentlicher  Sitzung  statt,  wenn  ein 
Beteiligter  es  beantragt  oder  das  Gericht  es  für  angemessen  brach- 
tet“. Ausländisches  Recht:  Oesterreich:  § 23  d.  Grundgesetzes  über 
die  Reichsvertretung  v.  21.  12.  1867  bei  Neißer,  III.  Bd.  S.  113  ff.  u. 
< • Ulbrich  S.  154/155;  Dänemark:  Goos  und  Hansen,  S.  84;  Luxemburg: 

Eyschen  S-  70;  Frankreich:  Verfassungsgesetz  v.  16.  7.  1875  § 5, 
vgl.  Lebon  S.  100. 
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zing  von  der  Regierung  ausgehen  wird,  die  erklärt,  vertrau- 
liche Mitteilungen  machen  zu  wollen,  und  dann  ein  Streit  über 
dii  Notwendigkeit  einer  Geheimsitzung  kaum  entstehen  wird, 
sc  wird  in  den  weitaus  meisten  Fällen  das  Plenum  ohne  Ver- 
handlung Beschluß  fassen.  Das  oben  dargelegte  Bedürfnis  der 
Geheimhaltung  liegt  für  den  Akt  der  Beschlußfassung,  für  die 
Abstimmung  allein  nicht  vor. 

Der  Ausschluß  der  Oeffentlichkeit  bedeutet,  daß  Nicht- 
mitglieder der  Kommission  deren  Verhandlungen  nicht  bei- 
wohnen dürfen.  Darunter  sind  nur  Reichstagsabgeordnete  zu 
ve:"stehen,  welche  nicht  der  betreffenden  Kommission  ange- 
hö-en.  Dagegen  hat  der  Ausschluß  der  Oeffentlichkeit  keine 
W rkung  für  die  Bevollmächtigten  des  Bundesrats.  Diese  haben 
eir  auf  der  Verfassung  beruhendes  Recht,  jederzeit  im  Reichs- 
tag gehört  zu  werden  (Art.  9,  16  RV.),  sofern  dieser  irgend- 
wi ;,  also  auch  in  geheimer  Kommissionssitzung  staatsrechtlich 
tät  g isf  “).  Dieses  Recht  kann  ihnen  nicht  durch  die  Geschäfts- 
orc  nungsvorschrift  des  § 27  Abs.  5 beschränkt  werden. 

Durch  den  Ausschluß  der  Oeffentlichkeit  wird  auch  nicht 
da;  Recht  des  Reichstagspräsidenten  berührt,  den  Sitzungen 
dei  Kommissionen  mit  beratender  Stimme  beizuwohnen  (§  13 
Ab  ;.  1 Gesch.  O.VO,  wie  endlich  auch  nicht  das  gleiche  Recht 
desjenigen  Reichstagsabgeordneten,  der  Antragsteller  ist.  (§  27 
Ab.;.  4 Gesch.  0.)'V'^). 


■“)  vgl.  Pereis,  Auton.  Reichstagsr.  S.  25  Aiim.  121;  Pohl,  S.  9; 

Vogels,  S.  34  N.  1;  Querfurth,  S.  32  (Recht  der  Bundesratsbevoll- 
mächtigten, auch  in  geheimen  Plenarsitzungen  anwesend  zu  sein, 
wel  :he  der  Verfasser  für  zulässig  hält). 

-^)  Die  Gründe  für  die  Ausschließung  der  Oeffentlichkeit  dürf- 
ten, kaum  auch  die  Abwesenheit  des  Präsidenten  erfordern.  | 

Die  Anwesenheitsbefugnis  des  Antragstellers  mag  zweifei-  I 

haft  sein;  indessen  wird  gerade  dieser  im  allgemeinen  bereits  ein- 
geht nd  mit  dem  zur  Beratung  stehenden  Gegenstand  vertraut  und 
im  3esitze  vielleicht  reichhaltigen  Materials  sein,  sodaß  seine  An- 
wes mheit  schw  er  entbehrt  werden  könnte. 

■®)  Verfasser  glaubte,  diese  Einzelfragen,  welche  freilich  nur 
in  k sem  Zusammenhänge  mit  dem  Grundsatz  der  parlamentarischen 
Oeff  .ntlichkeit  stehen,  behandeln  zu  dürfen,  weil  sie  bisher  kaum 
beachtet  worden  sind. 


iEs  ist  endlich  hier  noch  auf  zwei  Umstände  aufmerksam 

zu  machen,  die  zu  dem  unerwünschten  Ergebnis  führen  kön- 
nen, daß  solche  Tatsachen,  welche  in  geheimer  Kommissions- 
S Sitzung  vorgebracht  worden  sind,  gleichwohl  zur  Kenntnis  des 

großen  Publikums  gelangen  können. 

1.  Einmal  wird  das  in  geheimer  Sitzung  Verhandelte  in 
dem  nach  der  Geschäfts-0.  § 27  Abs.  2 u.  3 an  das  Plenum 
zu  erstattenden  Kommissionsberichte  doch  irgendwie  vorge- 
tragen werden  müssen.  Wird  der  Bericht  nun  lediglich  schrift- 
lich erstattet,  ohne  daß  der  Berichterstatter  oder  sonst  ein 
Redner  im  Plenum  das  Wort  dazu  ergreift,  so  erfährt  freilich 
das  Publikum  nichts  von  dem  Inhalt  des  geheim  Verhandelten. 
Anders,  wenn  der  Berichterstatter  der  Kommission  mündlich 
im  Plenum  Bericht  erstattet  oder  zu  seinem  schriftlichen  Be- 
richt selbst  das  Wort  ergreift  oder  endlich  eine  allgemeine  Be- 
sprechung des  Berichts  erfolgt.  Hier  wird  es  ausschließlich 
von  dem  Takt  der  Redner  abhängen,  ob  das  Geheimnis  be- 
züglich der  notwendig  geheimzuhaltenden  Tatsachen  gewahrt 
bleibt. 

Dem  oben  erwähnten  Grundsatz  der  Vertraulichkeit  der 
Kommissionsverhandlungen  entspricht  der  Parlamentsbrauch 
im  Plenum,  bei  Besprechung  von  Ausführungen,  welche  in  der 
Kommission  gemacht  wurden,  grundsätzlich  den  Namen  des 
betreffenden  Kommissionsmitgliedes  nicht  zu  erwähnen;  nur 
die  Parteizugehörigkeit  darf  genannt  werden.  Diesem  Brauche 
wird  auch  in  dem  Kommissionsbericht  selbst  Rechnung  ge- 
tragemD. 

2.  Es  ist  ferner  nicht  ausgeschlossen,  daß  eine  in  ge- 
heimer Kommissionssitzung  getane  Aeußerung  eines  Abgeord- 
neten, die  einen  Dritten  belastet  und  deshalb  die  erwünschte 

Neumann-Hofer  S.  81;  Hatschek  1,  236.  — Die  Bericht- 
erstattung über  die  Kommissionsverhandlungen  in  der  Tagespresse 
ist  nach  der  Praxis  des  Reichstages  zulässig,  sow^eit  nicht  gewisse 
Teile  der  Beratung  vom  Vorsitzenden  für  vertraulich  erklärt  w^erden, 
und  erfolgt  durch  Kommissionsmitglieder-  Diese  Mitteilungen  dürfen 
gleichfalls  nicht  die  Redner  bei  Namen  nennen  (Hatschek,  1,  237/38). 
lieber  den  dürftigen  Inhalt  der  Presseberichte  wird  häufig  geklagt. 
, Neumann-Hofer  schlägt  vor  (S.  73/74,  80),  vertrauenswürdigen  Berufs- 

iournalisten  die  .Anwesenheit  bei  den  Kommissionssitzungen  zu  ge- 
statten. 
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Grmdlage  zu  einem  Strafverfahren  gegen  den  Dritten  bietet, 
aul  Umwegen  der  Strafverfolgungsbehörde  zur  Kenntnis 
kommt.  Da  dem  Abgeordneten  kein  Zeugnisverweigerungs- 
recht zur  Seite  stehP),  so  muß  er,  wenn  er  sich  nicht  dem 
Zeiigniszwangsverfahren  der  §§  69  Str.PO.,  390  ZPO.  aussetzen 
will,  vor  dem  Richter,  also  evt.  auch  in  öffentlicher  Gerichts- 
veihandlung  in  Gegenwart  des  Publikums  und  der  Gerichts- 
bei  ichterstatter,  in  Erfüllung  der  Zeugnispflicht  auch  solche 
Ta  Sachen,  die  geheim  zu  halten  waren,  bekunden.  Freilich 
daif  man  die  Gefahr,  die  aus  dieser  einen  Konflikt  der  Pflich- 
ten verursachenden  Rechtslage  entspringt,  nicht  überschätzen; 
es  ist  doch  immerhin  der  Ausschluß  der  Oeffentlichkeit  der 
Ge-ichtsverhandlung  nach  § 175  GVG.  möglich. 


®®)  Fuld’s  Ansicht  (Arch.  f.  öff.  Recht  IV.  Bd.  S.  344/46  und  An- 
na! ;n  1888  S.  6 ff.),  daß  ein  Zeugnisverweigerungsrecht  des  Abgeord- 
net ;n  bereits  nach  geltendem  Recht  (Art.  30  RV.)  bestehe,  ist  fast 
einmütig  abgelehnt  worden.  Vgl.  z.  B.  Hubrich,  parlamentarische 
Redefreiheit  S.  371/88,  396/97;  gr.  Laband  I.  Bd.  S.  357;  Meyer-An- 
schitz  7.  Aufl.  I.  Bd.  S.  374;  Seidler  S.  92  ff.;  für  Fuld’s  Ansicht  und 
besjnders  gegen  Hubrich;  Müller-Meiningen,  Annalen  1906  S.  641  ff. 
Trctz  der  Bedenken  (vgl.  Laband  a.  a.  0.:  Gefährdung  der  Dienst- 
treue  der  Beamten,  Graf  v.  Posadowsky  in  Deutsch.  Jur.  Ztg.  1911 
S.  298— =1300:  Schutz  des  geheimen  Denunziantentums)  war  bei  dem 
Veisuch  einer  Strafprozeßreform  im  Jahre  1911  ein  weitgehendes 
Zeignisverweigerungsrecht  des  Abgeordneten  von  der  Kommission 
zur  Reform  des  Strafprozesses  (Drucksachen  des  Reichstages  1909 
bis  1911  Nr.  638  1.— 4.  Teil  S.  160  bis  163,  743)  vorgeschlagen  wor- 
den; es  erstreckte  sich  auch  auf  solche  Tatsachen,  die  dem  Abge- 
ordieten  in  Ausübung  seines  Berufes  anvertraut,  also  noch  nicht 
einmal  von  ihm  vorgetragen  waren. 
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2.  Erweiterung  der  Oeffentlichkeit  durch  die 
Vorschrift  des  Art.  22  Abs.  2 RV. 

§ 

Das  sogen.  Privileg  der  Parlamentsberichte  ein  Aus- 
fluß des  Grundsatzes  der  Oeffentlichkeit,  nicht  der 

parlamentarischen  Redefreiheit. 

Im  Anschluß  an  Artikel  22  Abs.  1 RV.;  „Die  Verhandlun- 
gen des  Reichstags  sind  öffentlich“  erklärt  Abs.  2; 

„Wahrheitsgetreue  Berichte  über  Verhandlungen  in 
den  öffentlichen  Sitzungen  des  Reichstages  bleiben 
von  jeder  Verantwortlichkeit  frei“. 

Die  Stellung  dieser  Bestimmung  läßt  eine  innere  Zusam- 
mengehörigkeit mit  dem  Grundsatz  der  Oeffentlichkeit  der 
Reichstagsverhandlungen  vermuten.  Eine  nähere  Betrachtung 
bestätigt  die  Vermutung.  Zunächst  will  vielleicht  der  Eindruck 
aufkommen,  es  handele  sich  um  eine  Vorschrift  strafrechtlichen 
Charakters,  die  darum  besser  ihren  Platz  im  Reichsstrafgesetz- 
buch gefunden  hätte.  Doch  die  folgende  Untersuchung  ergibt, 
daß  die  Vorschrift  nur  in  der  Reichsverfassung  ihre  richtige 
Stelle  im  System  der  Rechtsordnung  finden  kann. 

Soll  eine  wahrhafte  Oeffentlichkeit  der  Verhandlungen  des 
Reichsparlaments  stattfinden,  so  muß  die  Oeffentlichkeit,  die 
nach  Art.  22  Abs.  1 RV.  nur  in  der  Zulassung  von  Zuhörern 
besteht  und  tatsächlich  nur  einem  ganz  beschränkten  Teil  des 
Publikums  zugute  kommen  kann,  eine  Teilnahme  der  ganzen 
Reichsbevölkerung  ermöglichen.  Dies  kann  in  großem  Maß- 
stabe und  wirkungsvoll  nur  durch  die  Hilfsmittel  der  Presse 
geschehen.  Unter  der  Herrschaft  der  Preßfreiheit  könnte  die 


Presse  die  ihr  zugewiesene  Aufgabe  schon  in  weitestem  Um- 
fange erfüllen;  indessen  hat  der  Gesetzgeber,  in  Preußen  zu- 
erst durch  das  Preßgesetz  v.  12.  Mai  1851,  im  Reiche  durch  die 
erwähnte  Bestimmung  der  Verfassung  noch  einen  Schritt  wei- 


56  — 


ter  vorwärts  getan.  Um  jede,  die  Tätigkeit  der  Presse  bei  Er- 
sta  tung  von  Parlamentsberichten  hemmende  Schranke  zu  be- 
seiiigen,  hat  der  Gesetzgeber  erklärt,  daß  auch  eine  im  Bericht 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  zu  erblickende  strafbare  oder  vi 

sonst  Verantwortung  begründende  Handlung  frei  von  jeder 
Vei  antwortlichkeit  sein  solle,  wenn  der  Bericht  nur  wahrheits- 
getreu die  Ereignisse  der  Reichstagssitzung  wiedergibt.  Der 
Zwick  der  Bestimmung  ist,  wie  der  der  Zulassung  der  Zu- 
hörer zu  den  Reichstagsverhandlungen  (der  Oeffentlichkeit  im 
engeren  Sinne),  das  Interesse  des  Volkes  an  den  Staatsauf- 
gaben zu  wecken  und  zu  fördern.  Sie  ist  also  zwecks  Erwei- 
terung des  Grundsatzes  der  Oeffentlichkeit  geschaffen  und  als 
ein  Ausfluß  dieses  Grundsatzes  anzusehenO.  Die  Verantwor- 
tun  jsfreiheit  der  Parlamentsberichte  beruht  auf  staatsrecht- 
lichen Gründen  und  mußte  daher  in  der  Reichsverfassung  ge- 
ordiet  werdend.  Eine  notwendige  Folge  der  Oeffentlichkeit 
ist  die  sogen.  Immunität  der  parlamentarischen  Berichterstat- 
tunir  indessen  nichf);  auch  wenn  sie  nicht  bestände,  dürfte 
frei  über  die  Vorgänge  im  Parlament  berichtet  werden,  und 
der  Berichterstatter  hätte  nur  dann  Strafe  zu  gewärtigen, 
wei  n die  Wiedergabe  einer  im  Parlament  verübten  strafbaren 
Har  dlung  selbst  eine  strafbare  Handlung  darstellte. 

Es  wird  auch  die  Auffassung  vertreten,  die  Immunität  der 
Par  amentsberichte  sei  eine  notwendige  Folgerung  aus  dem  in 
Art.  30  RV.  aufgestellten  Grundsatz  der  Redefreiheit  der  Ab- 
geordneten. So  sagt  SladecekO:  „Es  ist  schwer  denkbar,  daß 

0 So  die  herrschende  Ansicht:  gr.  Laband  I,  345/46;  Hubrich, 

Ann  den  S.  2,  3,  44,  45;  pari.  Redefreiheit  S.  469/70;  v.  Liszt,  Reichs- 
preß recht  S.  163  (anders  österr.  Preßrecht  S.  220);  v.  Seydel,  Kom- 
men :ar  S.  199;  Binding,  Handb.  S.  681;  Garr,  S.  3— 4;  Merkel,  S.357 

V.  Liszt,  Reichspreßrecht  S.  163. 

Binding,  Handbuch  S.  681  N.  4. 

) Sladecek,  S.  128.  Der  von  ihm  als  Zeuge  für  seine  Ansicht 
angeführte  französische  Parlamentarier  Guizot  leitet  aber  die  Im- 
mun tat  der  Parlamentsberichte  aus  dem  Grundsatz  der  Oeffentlich- 
keit ab;  er  sagte  im  Jahre  1819  nach  Sladecek:  „Que  font  les  jour- 
nalistes  quand  il  publient  ce  qui  se  dit  et  fait  dans  la  chambre?  Ils 
eiarg  issent  1 enceinte,  oü  le  public  est  admis**.  Im  übrigen  wider- 
spricht  sich  Sladecek  auch  selbst,  vgl.  S.  130/31;  wie  Sladecek; 

V.  R jenne  I,  306;  Meyer-Allfeld  S.  103. 
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der  Abgeordnete  ohne  jede  Verantwortlichkeit  alles  sagen  kann, 
wozu  er  sich  nach  seinem  besten  Wissen  und  Gewissen  für 
verpflichtet  hält,  dagegen  der  Journalist  einer  Strafe  verfallen 
sollte,  wenn  er  nur  das  wiedergibt,  was  im  Parlament  verhan- 
delt wurde“.  Auch  Zorn  erklärt  die  Bestimmung  des  Art.  22 
Abs.  2 RV.  als  eine  notwendige,  logische  Folgerung  des  Pri- 
vilegs der  Redefreiheit^. 

Die  Unrichtigkeit  dieser  Ansicht  erhellt  aus  Folgendem: 

In  mehrfacher  Beziehung  greift  die  Immunität  der  Parla- 
mentsberichte über  das  Privileg  der  Redefreiheit  hinaus. 
Durch  letzteres  genießen  nur  Parlamentarier  während  ihrer 
formellen  Berufsausübung  Verantwortungsfreiheit;  dagegen 
fällt  unter  das  Privileg  der  Parlamentsberichte  auch  die  Wie- 
dergabe der  von  Nichtparlamentariern,  den  Bundesratsvertre- 
tern und  Regierungskommissarien,  im  Reichstag  gehaltenen 
Reden.  Das  Privileg  der  Redefreiheit  läßt  ferner  nur  Abstim- 
mungen und  Aeußerungen,  — wozu  auch  konkludente  Hand- 
lungen, z.  B.  das  Sitzenbleiben  beim  Kaiserhoch  gehören  kön- 
nen — verantwortungsfrei,  eine  Tätlichkeit  eines  Abgeordneten 
aber  untersteht  dem  Strafgesetz.  Dagegen  bezieht  sich  das 
Privileg  der  Parlamentsberichte  auf  die  Wiedergabe  der  Ver- 
handlungen ganz  allgemein,  also  auch  jedes  Vorganges  in  der 
Verhandlung“). 

Wäre  die  Immunität  der  parlamentarischen  Berichterstat- 
tung eine  logisch  notwendige  Folgerung  der  parlamentarischen 
Redefreiheit,  so  müßten  auch  Berichte  über  die  in  den  nicht- 
öffentlichen Sitzungen  der  Kommissionen  und  Abteilungen  ge- 
haltenen Reden  der  Reichstagsmitglieder  verantwortungsfrei 
sein,  denn  Art.  30  RV.  findet  gleichmäßig  auf  Plenarverhand- 
lungen  und  auf  Kommissions-  und  Abteilungssitzungen  Anwen- 
dung. Durch  Art.  22  Abs.  2 RV.  ist  aber  hervorgehoben,  daß 
nur  Berichte  über  Verhandlungen  in  den  öffentlichen  Sitzun- 

®)  Zorn,  Reichsverfasßung  S.  76;  vgl.  v.  Bar,  Gesetz  u.  Schuld 
I.  Bd.  S.  258,  259,  272  (Zusammenhang  zwischen  beiden  Privilegien)- 
Meyer-Anschütz  7.  Aufl.  I.  Bd.  S.  376  und  N.  19  daselbst  und  Rau- 
challes S.  108  leiten  das  Privileg  sowohl  aus  der  Redefreiheit  als 
auch  aus  der  Oeffentlichkeit  ab. 

0 Hubrich,  Pari.  Redefreiheit  S.  469,  Annalen  S.  2;  v.  Liszt, 
Reichspreßrecht  S.  163. 
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gen  des  Reichstages  unter  das  Privileg  fallen;  unter  letzteren 
könren  aber  nur  Plenarverhandlungen  verstanden  werden. 

\uch  die  Entstehungsgeschichte  des  § 38  des  preuß.  Preß- 
gese:zes  und  des  Art.  22  Abs.  2 RV.  zeigt  unzweideutig,  wie 
Hubi  ich  dargetan  hat,  daß  beide  Bestimmungen  nur  als  Fol- 
geruigen  aus  dem  Grundsatz  der  Oeffentlichkeit  rezipiert  wor- 
den sindO. 

Die  hier  entwickelte  Ansicht  wurde  bald  nach  Einführung 
der  Oeffentlichkeit  für  die  Verhandlungen  der  deutschen  Einzel- 
landl age,  also  schon  um  das  Jahr  1848  vertreten®);  damals 
wollie  man  auch  ohne  eine  positive  gesetzliche  Bestimmung 
(Pre  ißen  erst  1851  — § 38  des  Preßgesetzes  — , blieb  bis  1868 
der  einzige  deutsche  Staat,  der  die  Freiheit  der  Berichterstat- 
tung gesetzlich  anerkannte)®)  allein  aus  der  Oeffentlichkeit  der 
Kam  Tierverhandlungen  (im  eigentlichen  Sinne)  die  Immunität 
der  ]^arlamentsberichte  herleiten. 


§ 7. 

Rechtsnatur  der  Verfassungsvorschrift. 

So  häufig  die  Frage  nach  der  rechtlichen  Natur  der  Be- 
stimnung  des  Art.  22  Abs.  2 RV.  auch  schon  erörtert  worden 
istO,  zu  einer  überzeugenden  Lösung  ist  sie  nicht  gelangt;  es 
ist  dies  mindestens  z.  T.  darin  begründet,  daß  die  Verfassungs- 
vors(  hrift  einen  doppelten  Charakter  aufweist:  einen  staats- 
rechtlichen und  einen  strafrechtlichen.  Zwei  Fragen  sind  m.  E. 
zu  b ;antworten: 

1.  gewährt  die  Vorschrift  ein  Vorrecht,  ein  Privileg? 


')  Hubrich,  Annalen  S.  44/46- 

')  Vgl.  Herrmann  S.  385/86,  der  sich  zwar  etwas  unklar  aus- 
drück;, jedenfalls  aber  in  der  Verantwortungsfreiheit  der  Parlaments- 
bericl  te  eine  Folge  der  Oeffentlichkeit  sieht. 

')  V.  Bar,  Gesetz  und  Schuld  I.  Bd.  S.  260  N.  49  (1868  folgte 
Badei ). 

S z.  B.  Binding,  Handbuch  S.  683  ff.;  Privilegien  S.  3;  Heinze, 
S.  30  31;  V.  Liszt,  Reichspreßrecht  S.  163;  Hubrich,  Pari.  Rede- 
freihe  t S.  484/85  und  Annalen  S.  29/30;  Sladecek  S.  130/31;  Mayer, 
S.  29{— 300. 
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2.  welche  Stellung  ist  ihr  im  allgemeinen  Teil  des 
Strafrechts  zuzuweisen? 

1.  Die  Einstellung  der  Vorschrift  in  den  Abschnitt  der 
Reichsverfassung,  welcher  vom  Reichstage  handelt,  und  ihre 
unverkennbare  tatsächliche  Bedeutung  für  das  Ansehen  des 
Parlaments  und  dessen  Fühlung  mit  der  Bevölkerung  könnten 
die  Annahme  begründen,  es  handele  sich  hier  um  ein  Privileg 
des  Reichstages®).  Dem  kann  m.  E.  auch  nicht  entgegengehal- 
ten werden,  daß  die  Verantwortungsfreiheit  der  Berichte  auch 
Aeußerungen  der  Bundesratsmitglieder  umfaßt,  denn  sie 
schließt  diese  doch  nur  in  sich,  weil  und  soweit  sie  bei  den 
Verhandlungen  des  Reichstages  getan  werden.  Die  Her- 
vorhebung dieser  Tatsache  bildet  nur  ein  Argument  gegen  die 
Annahme  eines  Privilegs  des  einzelnen  Reichstagsabgeord- 
neten®). Das  Reichstagsmitglied  als  solches  hat  kein  Recht 
darauf,  daß  seine  Reden  durch  Parlamentsberichte  dem  Lande 
bekannt  gemacht  werden.  Wäre  dem  so,  dann  müßte,  um  das 
Privileg  wirksam  zu  machen,  der  Presse  die  Pflicht  auferlegt 
werden,  Berichte  über  die  Parlamentsverhandlungen  zu  brin- 
gen; wie  aber,  wenn  die  Presse  streikte?*)  Letzterer  Grund 
spricht  gleichzeitig  gegen  ein  Privileg  des  Reichstags  als  sol- 
chen, wie  auch  der  Umstand,  daß  nicht  bloß  die  offizielle  Be- 
richterstattung des  Reichstages,  die  stenographischen  Berichte, 
sondern  auch  die  viel  wichtigere  der  Presse  geschützt  wird. 
Auch  der  Reichstag  hat  nicht  das  Recht,  wahrheitsgetreue  Be- 
richterstattung zu  fordern®). 


®)  So  Sladecek,  S.  130/31  oben;  Garr,  S.  3 (Ausnahmsrecht  des 
Parlaments).  Dagegen  Fuld,  Annalen  1887  S.  253. 

®)  Hubrich,  Annalen  S.  29;  v.  Liszt,  Reichspreßrecht  S.  163; 
vgl.  Olshausen  S.  78  Bern-  2:  der  Bericht  eines  Kammermitgliedes 
stehe  strafrechtlich  dem  von  irgend  einem  anderen  erstatteten  Be- 
richt gleich. 

*)  Ein  Streik  der  Pressevertreter  im  Reichstag  ereignete  sich 
im  März  1908;  nach  Garr,  S.  46,  ergab  sich  bei  dieser  Gelegenheit, 
da  Abgeordnete  und  Regierungsvertreter  sofort  ihre  rednerische  Tä- 
tigkeit stark  einschränkten,  wie  sehr  bisher  alle  Reden  „zum  Fenster 
hinaus“,  für  die  große  Oeffentlichkeit  gehalten  worden  waren. 

*)  So  Binding,  Handbuch  S.  683;  auch  v.  Bar,  Gesetz  u.  Schuld, 
I.  Bd.  S.  264/65  oben. 
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Als  weiterer  Träger  des  Privilegs  könnte  das  Publikum  in 
Betracht  kommen;  vielleicht  sollte  ihm  ein  Recht  auf  Erlan- 
gung genauer  Kenntnis  gewährt  werden.  Auch  diese  Annahme 
mul!  indessen  zurückgewiesen  werden”).  Das  Publikum  hat 
kein  subjektives  öffentliches  Recht  auf  Kenntnisnahme  der 
Verhandlungen;  wer  sollte  der  Verpflichtete  sein?  Die  Presse 
ist  cs  nicht,  denn  für  sie  besteht  kein  Zwang  zu  berichten.  Das 
Publikum  in  seiner  Gesamtheit  hat  lediglich  tatsächliche  Vor- 
teih , der  Einzelne  evt.  aber  auch  einen  Rechtsnachteil,  inso- 
fern er  nicht  die  Bestrafung  des  Verfassers  oder  Verbreiters 
eines  Parlamentsberichtes  herbeiführen  kann,  durch  den  er  in 
seiner  Ehre  gekränkt  ist. 

So  scheint  nur  noch  die  Annahme  übrig  zu  bleiben,  daß 
hier  ein  Privileg  des  Berichterstatters  und  -Verbreiters  fest- 
gest  tzt  werden  sollte;  dies  würde,  da  die  Parlamentsbericht- 
erst.  ittung  fast  allein  von  der  Tagespresse  besorgt  wird,  tat- 
säcb  lieh  auf  ein  Privileg  der  Presse  hinauskommen^).  Aber 
aucl  das  trifft  nicht  zu.  Schon  der  Wortlaut  der  Vorschrift 
spricht  dafür,  daß  sie  nicht  einem  bestimmten  Personenkreise, 
soncern  „einem  generisch  bestimmten  Kreis  von  Handlungen“ 
zugi  te  kommen  sollte®).  Sie  verfolgt  aber  nach  richtiger  An- 
sichi  überhaupt  nicht  den  Zweck,  irgend  jemandem  ein  Vor- 
recht einzuräumen,  sondern  ist  lediglich  im  Staatsinteresse  zur 
Sicherung  und  Erweiterung  der  Oeffentlichkeit  der  Parlaments- 
Verhandlungen  erlassen”). 

dubrich  hat  überzeugend  dargetan,  daß  von  einer  be- 
sonderen Rechtsbegünstigung  der  Berichterstatter  gegenüber 
dem  gemeinen  Recht  wenigstens  insoweit  nicht  gesprochen 
werc  en  kann,  als  der  Berichterstatter  pro  bono  publico,  nur 
in  der  Absicht,  das  Publikum  zu  unterrichten,  seinen  Bericht 
erstattet.  Kommt  es  ihm  dagegen  darauf  an,  in  dem  Berichte 
zu  verleumden,  hat  er  also  selbst  die  Beleidigungsabsicht,  und 

‘)  Binding,  Handbuch  S.  683/84;  v.  Bar,  S.  265  (Publikum  ver- 
hält «ich  rein  passiv). 

) Hierfür  Binding,  a.  a.  0.  S.  684;  Heinze,  S.  32;  Fuld  in  .An- 
nalen 1887  S.  253/54. 

' ) Mayer,  S.  298  N.  2. 

’)  V.  Liszt,  Reichspreßrecht;  S.  163;  v.  Bar,  Gesetz  und  Schuld, 

I.  Bd,  S.  265. 
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bleibt  trotzdem  der  Bericht,  weil  er  dem  vom  positiven  Recht 
aufgestellten  Erfordernis  der  Wahrheitstreue  entspricht,  straf- 
los, so  liegt  allerdings  eine  völlig  unberechtigte  Begünstigung 
des  Berichterstatters  vor^”). 

2.  Die  zweite,  hier  zu  behandelnde  Frage  ist  die  nach 
dem  strafrechtlichen  Charakter  der  Verfassungsvorschrift.  Ist 
die  Handlung  des  Berichterstatters  nicht  rechtswidrig?  oder 
zwar  rechtswidrig,  aber  nur  straflos?  Mit  den  in  der  Straf- 
rechtswissenschaft üblichen,  technischen  Ausdrücken  gesagt: 
enthält  Art.  22  Abs.  2 RV.  den  Ausschluß  der  Rechtswidrigkeit 
oder  nur  einen  Strafausschließungsgrund?  Binding  ist  der  letz- 
teren Ansicht;  er  sagt:  „Ein  Vorrecht  Einzelner,  ausgestoßene 
Verleumdungen  im  Rahmen  eines  Berichtes  mitzuverbreiten, 
ist  mir  ebenso  unverständlich  wie  ein  Interesse,  es  zu  gewäh- 
ren, und  wie  ein  Staat,  der  es  gibt Und  so  steht  für  mich 

fest,  daß  der  Staat  wie  die  Wortsünden  der  Abgeordneten, 
so  auch  die  der  Berichterstatter  wahrlich  nicht  sanktionieren, 
wohl  aber  sie  straflos  lassen  will““).  Nach  ihm  wird  dem  an 
sich  (nach  allgemeinen  strafrechtlichen  Grundsätzen)  vorhan- 
denen Delikte  nur  „in  Rücksicht  auf  die  persönliche  Stellung 
seines  Urhebers“  die  strafrechtserzeugende  Kraft  abge- 
sprochen; aber  „die  wahrheitsgetreuen  Berichterstatter  sind 
des  Einlassungszwanges  durchaus  nicht  ledig,  sondern  ihre 
Handlung  ist  nur  für  strafllos  erklärt““). 

Die  herrschende  Meinung  ist  für  den  Ausschluß  der 
Rechtswidrigkeit.  Wer  wahrheitsgetreu  über  Parlamentsver- 
handlungen berichtet,  handelt  nicht  widerrechtlich,  sollte  er 
auch  im  Parlament  vorgefallene  strafbare  Handlungen  wieder- 
geben“). Diese  Ansicht  trifft  m.  E.  das  Richtige.  Die  objektive 

“)  Hubrich,  Pari.  Redefreiheit,  S.  485- 

“)  Binding  a.  a.  0.  S.  684/85;  auch  Kleinfeller  S.  336  (der 
Ausschluß  der  Strafverfolgung  beruhe  darauf,  daß  das  materielle 
Recht  die  Strafbarkeit  verneine,  nicht  auf  Rechtmäßigkeit  des  Be- 
richts); Beling  S.  60  (absoluter  Strafausschließungsgrund). 

“)  Binding,  Priviligien  S.  3. 

“)  V.  Liszt,  Reichpreßrecht  S.  164  (wahrheitsgetreue  Bericht- 
erstattung nicht  normwidrig),  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts 
S.  161;  Mayer  S.  298;  v.  Bar  I,  265;  Hubrich,  Annalen  S.  55;  nach 
Kloeppel  S-  335  ist  bei  einem  wahrheitsgetreuen  Bericht  subjektiv 
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Fassung  der  Bestimmung:  „Wahrheitsgetreue  Berichte...-. 
bleihen  von  ieder  Verantwortlichkeit  frei“  bezeichnet  recht 
gut  „den  absoluten  und  objektiven  Mangel“  des  strafbaren 
Tun«'').  Mayer  sagt  treffend:  „Wenn  (aber)  das  Privileg 
nichi  in  persönlichen  Eigenschaften  begründet  ist,  sondern  un- 
mitt(  Ibar  eine  bestimmte  Handlung  ergreift,  muß  es  als  Recht- 
fertii:ungsgrund  aufgefaßt  werden“'"^  Die  deutsche  Reichs- 
verfassung  ist  für  die  Oeffentlichkeit  im  weitesten  Umfange; 
um  höherer  Zwecke  willen  nimmt  sie  es  hin,  daß  Handlungen, 
die  sonst  als  Rechtsverletzungen  erscheinen  können,  keine 
Verantwortung  nach  sich  ziehen.  Der  wahrheitsgetreue  Be- 
richt steht  im  Dienste  der  Oeffentlichkeit  und  kann  deshalb 
trotz  Wiedergabe  strafbarer  Handlungen  nicht  rechtswidrig 
sein;  eine  strafbare  Teilnahme  ist  nicht  möglich'®). 

'lach  der  Auffassung  des  deutschen  Rechts  ist  die  Wahr- 
heitstreue des  Berichts  das  entscheidende  Merkmal,  dasjenige, 
welclies  die  Verantwortungsfreiheit  begründet.  Dem  Gesetz 
entspricht  es,  daß  gegen  denjenigen,  der  einen  wahrheitsge- 
treu« n Bericht  erstattet  hat,  auch  nicht  einmal  ein  Strafverfah- 
ren iingeleitet  wird.  Es  ist  deshalb  unrichtig,  wenn  Binding 
sagt,  die  wahrheitsgetreuen  Berichterstatter  seien  des  Ein- 
lassingszwanges  durchaus  nicht  ledig  (Binding,  Privilegien 
S.  3^  In  dieser  Beziehung  besteht  kein  Gegensatz  zwischen 
dem  Privileg  der  Redefreiheit  der  Abgeordneten  und  dem  der 
park  mentarischen  Berichterstattung,  wie  Binding  behauptet. 
Aus  lern  Wortlaut  der  Art.  30  und  22  Abs.  2 RV.  ist  ein  solcher 
Unterschied  nicht  zu  entnehmen;  denn  welche  Fassung  sollte 
letztere  Bestimmung  erhalten,  wenn  hier  gleichzeitig  hervor- 
gehoben werden  sollte,  daß  das  Vorrecht  nicht  einem  bestimm- 
ten Personenkreise,  sondern  einem  Kreise  von  Handlungen  ge- 

das  E ewußtsein  der  Rechtswidrigkeit  ausgeschlossen,  weil  die  Wahr- 
heitslreue  das  Bewußtsein  der  Wahrhaftigkeit  des  Berichts  erfordere. 
Vgl.  das  Reichsgerichtsurteil  vom  5.  11.  1886  (Entsch.  i.  Strafs. 
Bd.  XV.  S.  32 ff.):  es  entspräche  dem  Geiste  der  Reichsverfassung, 
niem:  nden  über  das,  was  in  den  öffentlichen  Sitzungen  des  Reichs- 
tages verhandelt  ist,  in  Unkenntnis  zu  lassen. 

*)  V.  Liszt,  Reichspreßrecht  S.  164. 

^®)  Mayer,  S.  298  und  N.  2 daselbst. 

®)  Olshausen  S-  78  Bern.  2 zu  § 12;  Hubrich,  Annalen  S.  55; 
Klein  eher,  S.  336;  v.  Bar,  1,  265;  Oppenhoff,  S.  52  Bern.  8 zu  § 12. 
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bühre?  Nur  freilich  ist  das  Merkmal  der  Wahrheitstreue  kein 
so  scharf  umrissener  und  leicht  feststellbarer  Begriff  wie  das 
entscheidende  Merkmal  des  Art.  30  RV.,  die  formelle  Berufs- 
ausübung des  Reichstagsabgeordneten,  sodaß  es  leichter  zu 
Anklagen  kommen  kann,  die  sich  im  Laufe  des  Verfahrens 
als  unbegründet  erweisen.  Ein  rechtlicher  Unterschied  besteht 
aber  nicht:  auf  eine  Strafanzeige  hin  hat  die  Anklagebehörde 
in  beiden  Fällen  zu  prüfen,  ob  nicht  die  Verfolgung  ausge- 
schlossen ist,  weil  (im  Falle  des  Art.  30  RV.)  die  inkriminierte 
Aeußerung  des  Reichstagsmitgliedes  in  Ausübung  des  Berufes 
getan  ist  oder  (im  Falle  des  Art.  22  Abs.  2 RV.)  der  inkrimi- 
nierte Bericht  dem  Erfordernis  der  Wahrheitstreue  entspricht. 
Der  Unterschied  liegt  demnach  auf  tatsächlichem  Gebiete:  im 
Fall  des  Art.  22  Abs.  2 wird  die  Prüfung  eingehender  sein 
müssen'^. 


§ 8. 

Auslegung  des  Artikel  22  Absatz  2 RV. 

Bei  der  praktischen  Bedeutung,  die  dem  Artikel  22  Abs.  2 
RV.  für  das  politische  Leben,  namentlich  in  Zeiten  heftiger 
Kämpfe  zwischen  Regierung  und  Volk  oder  zwischen  den  Par- 
teien zukommen  kann,  ist  eine  eingehende  Erörterung  der  ein- 
zelnen Tatbestandsteile  der  Vorschrift  geboten'). 


'^)  Auch  von  Bar,  Gesetz  und  Schuld,  I,  272  neigt  der  Ansicht 
Bindings  zu;  in  der  Straffreiheit  der  Parlamentsberichte  erblickt  er 
nur  „eine  praesumtio  jurfs  et  de  jure“  des  Fehlens  der  Rechtswid- 
rigkeit. Dagegen  Olshausen  S.  80  Bern.  8 zu  § 12:  eine  Unter- 
suchung darüber,  ob  durch  eine  wahrheitsgetreue  Berichterstattung, 
eine,  obschon  nur  objektiv  strafbare  Handlung  begangen  worden  sei, 
sei  nach  dem  Sinne  des  § 12  ausgeschlossen,  S.  77  Bern.  6 zu  § 11: 
wahrheitsgetreue  Berichterstattung  sei  eine  prozeßhindernde  Vor- 
aussetzung; Kleinfeiler  S.  336;  vgl.  das  Urteil  des  RG.  vom  6.  11. 
1888  (Entscheidg.  i.  Strafs.  Bd.  XVIII  S.  214). 

')  Da  die  Literatur  schon  sehr  ausgiebig  alle  auftauchenden 
Fragen  besprochen  hat,  können  neue  Gesichtspunkte  kaum  mehr  ge- 
bracht werden.  — § 12  RStrGB.  (Berichte  über  Verhandlungen  der 
Einzellandtage)  stimmt  fast  wörtlich  mit  Art.  22  Abs.  2 überein;  die 
Literatur  zu  § 12  war  daher  hier  zu  berücksichtigen. 
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Di^e  folgende  Gliederung  in  vier  Abschnitte  ergibt  sicli  aus 
dem  Wortlaut  der  zu  besprechenden  Bestimmung  von  selbst. 

1.  Der  Begriff  des  Berichts.  Als  Bericht  ist  zu  bezeichnen 
de  sachliche  Wiedergabe  eines  Geschehnisses,  im  vorliegenden 
Fälle  der  Verhandlungen  des  Reichstages.  Nach  einer  Ent- 
Si.heidung  des  Reichsgericlits  sind  Berichte  „erzählende  Dar- 
sle  ungen  eines  historischen  Vorganges  in  seinem  wesent- 
^ len  Verlaufe-).  Beide  Begriffsbestimmungen  erfordern  also 
Objektivität  des  Berichterstatters  und  erschöpfende  Behand- 

"a'ürlich  nicht  bis  zu  absoluter 
V Inständigkeit  zu  gehen  braucht.  Hiernach  ist  also  eine  kri- 
tische Besprechung  der  Verhandlungen  kein  Bericht“),  und 
Seite  sie  selbst  die  besprochenen  Reden  wörtlich  wieder- 
geben ).  Auch  eine  versteckte,  zwischen  den  Zeilen  zu  lesende 
K-i  itik  ist  zu  unterlassen. 

Es  ist  in  der  Tagespresse  üblich  geworden,  in  einem  be- 
soideren  Artikel,  dem  politischen  Leitartikel,  oder  in  einer 
( inen  Uebersicht,  welche  dem  eigentlichen  Bericht  über  die 
e den  und  Vorgänge  der  Sitzung  vorausgeschickt  wird,  poli- 
tis:he  Randbemerkungen  zu  den  Verhandlungen  des  Paria- 
mt ntes  zu  machen.  Eine  solche  Besprechung  kann  natürlich 
me  den  Anspruch  erheben,  als  Bericht  im  Sinne  der  Verfassung 
zu  gelten.  Enthält  ein  solcher  Artikel  eine  strafbare  Handlung 
so  wird  darum  nicht  auch  der  folgende  Bericht  strafbar. 

Aus  der  Notwendigkeit  einer  erschöpfenden  Darstellung 
dei  Verhandlungen  ergibt  sich,  daß  regelmäßig  der  Abdruck 
ein  ir  einzelnen  Rede  oder  gar  nur  einzelner,  aus  dem  Zusam- 
meihang  gerissener  Aeußerungen  kein  Bericht  im  Sinne  der 

XVlll'k^?iO).  (Entscheid?,  i.  Strafs.  Bd. 

k;  -3  S.  299;  v.  Seydel,  Kommentar  S.  201;  Olshausen 

S / 9 Bern.  6 zu  § 12;  Hubrich,  Annalen  S.  53/54.  Dagegen  v Bar 

Cesüz  und  Schuld,  I,  261,  262;  Die  Mitteilung  dürfe  nicht  lediglich 
ielnelm  Berichterstatter  dürfe 

nenc  einwhken"' 
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Verfassung  isP).  Anders  wäre  es,  wenn  nur  diese  Rede  als 
einzige  zu  dem  betreffenden  Verhandlungsgegenstand  gehal- 
ten wurde®).  Wie  zahlreiche  Urteile  der  Gerichte  zeigen,  hat 
der  Fall  der  Wiedergabe  einer  einzelnen  Rede  eines  Abgeord- 
neten immer  wieder  die  Gerichte  beschäftigt).  Denn  will  der 
Berichterstatter  irgend  jemand  recht  gründlich  verletzen,  so 
wird  er  diese  Wirkung  bei  weitem  nicht  so  sicher  erreichen, 
wenn  er  die  ganze  Verhandlung  des  Parlaments  darstellt,  in 
welcher  die  einzelne  Rede  häufig  eine  Widerlegung  durch  einen 
andern  Abgeordneten  oder  vom  Regierungstische  aus  findet. 

Die  Art  der  Berichterstattung  ist  nach  Art.  22  Abs.  2 RV. 
unerheblich;  auch  mündliche  Berichte  genießen  Verantwor- 
tungsfreiheit, ebenso  auch  gedruckte  Rechenschaftsberichte 
der  Abgeordneten  an  ihre  Wähler,  wofern  nur  die  Voraus- 
setzungen der  Vollständigkeit  in  der  Wiedergabe  der  Verhand- 
lungen und  der  Wahrheitstreue  erfüllt  sind®).  Der  Bericht  kann 
auch  in  einer  politischen  Versammlung  oder  in  einer  Flug- 
schrift oder  Zeitung  erstattet  werden.  Berichterstatter  kann 
jedermann  sein®),  auch  der  Reichstagsabgeordnete,  selbst  wenn 

®)  Meyer-Anschütz,  7.  Aufl.  S.  376;  v.  Seydel  Kommentar  S.  201; 
Zorn,  Staatsrecht  1,  235;  Heinze  S.  14;  Oppenhoff  Bern.  6 zu  § 12 
S.  52;  Frank,  Bern.  II,  1 zu  § 12  S.  42;  Kleinfeller  S.  335;  Hubrich, 
Annalen  S.  52.  Dagegen  Sladecek  S.  132  für  österr.  Recht;  vgl. 
Entsch.  des  österr.  Obersten  Gerichtshofes  als  Kassationshofes  vom 
16.  7.  1882  bei  v.  Kißling  S-  16 — 18,  nach  welcher  auch  die  Wieder- 
gabe einer  einzelnen  Rede  unter  § 28  Abs.  4 des  österr.  Preßgesetzes 
vom  17.  12.  1884  falle,  also  verantwortungsfrei  sei,  und  v.  Kißlings 
Ausführungen  degegen  S.  25. 

®)  Binding,  Handbuch  S.  682.  — ln  Frankreich  hat  der  Deputierte 
das  Recht,  seine  Rede  librement  drucken  zu  lassen,  vgl.  v.  Bar,  Gesetz 
und  Schuld  I,  261  Anm.  51. 

')  z.  B.  Beschlüsse  des  preuß.  Obertribunals  vom  9.  6.  1865  und 
20.  4.  1866  (Oppenhoff,  Rechtspr.  Bd.  VI,  S.  177/78  und  Bd.  VII 
S.  236 ff.);  Urteile  d.  RG.  vom  20.  X.  1880  (Entsch.  i.  Strafs.  Bd.  2 
S.  365  ff.),  des  preuß.  Obertribunals  vom  28.  6.  1876  (Goltdammer’s 
Archiv  Bd.  24  S.  534),  d.  OLG.  Colmar  vom  28.  3.  1905  in  der  Jur. 
Zeitschr.  f.  d.  Reichsland  Elsaß-Lothringen  Bd.  31  S.  591  ff. 

®)  Vgl.  V.  Liszt  Reichspreßrecht  S.  166;  Olshausen  S.  78  Bern.  3 
zu  § 12;  Hubrich  Annalen,  S.  50. 

®)  Kleinfeiler  S.  335;  bei  Berichterstattung  durch  die  Presse 
sind  alle  Personen,  welche  für  ein  Preßdelikt  haften  würden,  von  der 
Verantwortlichkeit  frei. 


Martin  Heinemann,  Der  Grundsatz  der  parlamentarische-;  Oeffentlichkeit. 
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ei  in  der  geschilderten  Verhandlung  besonders  hervorgetreten 
is;.  Endlich  ist  es  gleichgiltig,  ob  der  Bericht  in  deutscher 
oder  in  einer  fremden  Sprache  abgefalit  ist. 

2.  Nur  Berichte  über  die  Verhandlungen  des 
R nchstages  genießen  Verantwortungsfreiheit.  Damit  ist  ein 
formelles  Merkmal  aufgestellt,  ähnlich  dem  der  Ausübung  des 
Abgeordnetenberufes  für  das  Privileg  der  parlamentarischen 
Pj;defreiheit  (Art.  30  RV.).  Alle  Vorgänge,  die  zwischen  der 
Ei  Öffnung  der  Reichstagssitzung  und  deren  Schließung  durch 
den  Präsidenten  liegen  und  eine  Beziehung  zu  der  staatsrecht- 
lichen Tätigkeit  der  Versammlung  haben,  welche  sich  als  Be- 
ratung bezeichnen  läßt,  gehören  zu  den  Reichstagsverhand- 
lu:igen.  Der  Bericht  kann  sich  danach  erstrecken  auf  Reden 
und  Abstimmungen  der  Abgeordneten,  Ausführungen  der  Re- 
giorungsvertreter,  geschäftsleitende  Bemerkungen  und  Anord- 
nungen des  Präsidenten,  Wiedergabe  verlesener  Schriftstücke, 
pe'sönlicher  Bemerkungen  und  Zwischenrufe  der  Abgeordne- 
ten und  Regierungsvertreter.  Berichte  über  Fraktionssitzun- 
gei oder  über  private  Unterhaltungen  Abgeordneter  im 
Siizungssaale  gehören  dagegen  nicht  hierher. 

Gleichzeitig  kann  das  Erfordernis  der  Wiedergabe  der 
Verhandlungen  noch  in  einer  andern  Richtung  ausgedeutet 
werden:  „die  Verhandlungen“  sollen  Gegenstand  der  Bericht- 
er; tattung  sein,  also  nicht  bloß  die  Rede  eines  Abgeordneten 
zu  einem  bestimmten  Punkt,  sondern  die  gesamten  Erörte- 
rungen hierzu;  das  lebendige  Spiel  von  Rede  und  Gegenrede, 
Zu  itimmung  und  Gegenmeinung  sollen  gleichmäßig  zum  Aus- 
druck gebracht  werden.  Daraus  ergibt  sich,  daß  mindestens 
eir  Gegenstand  der  Tagesordnung  der  Sitzung  in  dieser  Weise 
in  dem  Berichte  wiedergegeben  werden  muß.  Steht  ein  ein- 
ziger Punkt  nach  der  Tagesordnung  zur  Beratung  und  kann 
die  Verhandlung  über  ihn  in  dieser  Sitzung  nicht  zu  Ende  ge- 
führt werden,  so  erfüllt  die  Wiedergabe  auch  nur  des  Sitzungs- 
veilaufes  ebenfalls  den  Begriff  „Bericht  über  die  Verhandlun- 
ger“,  wenn  nur  ernstlich  beabsichtigt  wurde,  auch  über  die 
Foi  tsetzung  der  Beratung  des  fraglichen  Punktes  zu  berichten. 
Da  die  regelmäßige  Berichterstattung  durch  die  Tagespresse 
erfolgt,  so  müssen  die  hier  herrschenden  tatsächlichen  Um- 
stä  ide  berücksichtigt  werden.  Gebietet  der  Raummangel  eine 
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Teilung  des  Berichts  auf  verschiedene  Nummern  der  Zeitung, 
so  werden  deshalb  die  Teile  nicht  den  Charakter  des  Verhand- 
lungsberichts einbüßen.  Dauert  die  Beratung  eines  Verhand- 
lungsgegenstandes noch  zu  später  Stunde  an,  so  kann  die 
Presse  auch  über  einen  Teil  der  Verhandlung  zunächst  be- 
richten, sofern  die  Fortsetzung  des  Berichts  demnächst  er- 
folgt oder  nur  aus  unverschuldeter  Ursache  unterbleibt.  Grund- 
sätzlich ist  aber  daran  festzuhalten,  daß  die  sachlich  zusam- 
mengehörigen Reden  auch  in  einem  zusammenhängenden  Be- 
richt gebracht  werden;  als  Einheitsmaß  dessen,  was  der  Be- 
richt bringen  soll,  erscheint  nicht  mehr  wie  nach  preußischem 
Recht  (§  38  des  Preßgesetzes:  „Berichte  von  den  öffentlichen 
Sitzungen  beider  Kammern  usw.“)  die  Sitzung,  sondern 
die  Verhandlung  des  Reichstages,  also  die  Erörterung  dessen, 
was  zu  einem  bestimmten  Punkte  der  Tagesordnung  ge- 
sprochen worden  ist  oder  sich  zugetragen  haT°). 

Es  entspricht  dem  Grundsatz  der  Oeffentlichkeit,  wie  er 
von  der  Reichsverfassung  in  Art.  22  Abs.  1 für  die  Plenar- 
verhandlungen  aufgenommen  worden  ist,  daß  nur  Berichte 
über  die  Plenarverhandlungen  von  jeder  Verantwort- 
lichkeit frei  sein  sollen,  dagegen  nicht  Berichte  über  die  Ver- 
handlungen der  Kommissionen  und  Abteilungen.  Die  Reichs- 
verfassung erwähnt  die  Kommissionen  und  Abteilungen  über- 
haupt nicht,  trifft  also  auch  keine  Bestimmung  über  die  Oeffent- 
lichkeit ihrer  Sitzungen,  sie  überläßt  durch  Art.  27  die  Rege- 
lung des  Geschäftsganges  dieser  die  Gesetzesarbeit  vorberei- 
tenden Versammlungen  völlig,  einschließlich  der  Frage  der 
Oeffentlichkeit,  dem  Reichstage.  Nach  der  Geschäftsordnung 
(§  27  Abs.  5)  ist  nun  die  Oeffentlichkeit  der  Kommissionssit- 
zungen für  das  Publikum  ausgeschlossen“);  notwendige  Folge 

Allerdings  war  schon  bei  Auslegung  des  § 38  des  preuß.  Preß- 
gesetzes das  preuß.  Obertribunal  davon  ausgegangen,  daß  als  Ein- 
livit  für  den  Gegenstand  eines  Berichtes  nicht  die  Sitzung  als  Gan- 
zes, sondern  jeder  selbständige  Teil  der  Verhandlungen  betrachtet 
werden  müsse  (vgl.  Beschluß  d.  preuß.  Obertribunals  vom  3.  4.  1867 
bei  Oppenhoff  Rechtsprechung  Bd.  VIII  S.  232),  s.  Hubrich,  Annalen 
S.  50. 

“)  Die  Abteilungen  tagen  nach  Gewohnheitsrecht  in  nicht-öf- 
fentlicher Sitzung. 
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davon  ist,  daß  Berichte  über  die  Kommissionsverhandlungen 
nicht  begünstigt  werden  sollen.  Art.  22  Abs.  2 RV.  betrifft  also 
nur  Berichte  über  die  öffentlichen  Plenarverhandlungen‘‘). 
Wenn  freilich  die  Kommissionsverhandlungen  im  Plenum  selbst 
besprochen  werden  oder  von  dem  Berichterstatter  der  Kom- 
mission im  Plenum  Bericht  erstattet  wird,  so  können  natür- 
licti  die  Besprechung  bezw.  der  Bericht  als  Teile  der  öffent- 
lichen Verhandlung  verantwortungsfrei  wiedergegeben  wer- 
den^®). Dagegen  unterliegt  ein  öffentlich  verbreiteter  oder  an 
die  Abgeordneten  ausgegebener,  gedruckter  Bericht  einer  Kom- 
mission den  allgemeinen  strafrechtlichen  Grundsätzen^^).  Neuer- 
dings behauptet  Hatschek  die  Verantwortungsfreiheit  auch  der 
Berichte  über  die  Verhandlungen  der  Kommissionen,  da  letz- 
te! e eine,  wenn  auch  beschränkte  Oeffentlichkeit  (nämlich  für 
di(  Reichstagsmitglieder)  genössen*“).  Dem  gegenüber  ist  zu 
be:onen,  daß  der  Grundsatz  der  Oeffentlichkeit  nur  die  Oeffent- 
licikeit  im  weitesten  Umfange  im  Auge  hat;  diese  ist  aber 
ni(  ht  gegeben,  wenn  nur  ein  ganz  beschränkter  Personen- 
kr  ns,  nicht  jedermann  aus  dem  Publikum  Zutritt  zu  den  Kom- 
missionssitzungen  hat.  Unrichtig  ist  auch  die  Bemerkung  Neu- 
m'c  nn-Hofers,  die  Praxis  im  Reich  sei  bisher  dahingegangen, 

*■)  So  die  Mehrzahl  der  Schriftsteller:  z.  B.  gr.  Laband  I,  347; 
Ar  idt,  Verfassung  S.  182;  Hubrich,  Annalen  S.  49;  v.  Seydel,  Kom- 
me itar  S.  201/02;  Binding,  Handbuch  S.  681  u.  N.  6 daselbst;  Bornhak 
Cr  indriß  S.  165;  Zorn,  Staatsrecht  1,  245;  Olshausen  S.  78  Bern.  4 
zu  § 12.  Dagegen  Meyer-Allfeld  S.  103  und  Heinze  S.  10.  — Aus  dem 
im  Text  angegebenen  Grunde  fällt  natürlich  auch  ein  Bericht  über  eine, 
entgegen  der  Verfassung  geheim  abgehaltene  Plenarverhandlung  nicht 
uni  er  Art.  22  Abs.  2 RV.,  und  muß  der  dem  Art.  22  Abs.  2 RV.  entspre- 
cht nde  § 12  RStrCB.  einschränkend  dahin  ausgelcgt  werden,  daß  auch 
liie"  nur  Berichte  über  öffentliche  Plenarsitzungen  gemeint  sind.  So 

Hu  jrich,  Annalen  S.  46/47;  Binding  Handbuch  S.  681;  Garr  S.  22: 

Kkeppel  S.  336;  dagegen;  Arndt,  Verfassung  S.  182;  Wachenfeld  S. 
54;  Olshausen  S-  78  Bern.  5 zu  § 12;  Kleinfeller  S.  334;  Meyer-Allfeld 

S.  103;  Frank  S.  42  Bern.  1 zu  § 12. 

*’)  Kloeppel  S.  338. 

“)  Kleinfeller  S.  346;  Oppenhoff  S.  52  Bern.  5 zu  § 12;  Merkel, 
S.  ?83;  selbst  dann,  wenn  der  Kommissionsbericht  der  Zeitung,  die 
ihn  verbreitete,  offiziell  von  der  Kommission  übersandt  sein  sollte: 
Hul)rich,  Annalen  S.  49  N.  5 und  Entsch.  d.  preuß.  Obertribunals  v. 
13.  3.  1868  in  Goltdammer’s  Archiv  B-  XVI  S.  437. 

'0  Vgl.  Hatschek  Bd.  I S.  237. 
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j daß  auch  wahrheitsgetreue  Berichte  über  Kommissionssitzun- 

I gen  verantwortungsfrei  seien***).  Meines  Wissens  liegen  solche 

• Entscheidungen,  wenigstens  seitens  des  Reichsgerichts  und 

I . der  Oberlandesgerichte  bisher  nicht  vor. 

, 3.  Der  Begriff  der  Wahrheitstreue.  Er  ist  der  Eckpfeiler 

i des  Privilegs  der  Parlamentsberichte.  Der  Bericht  ist  nur 

^ darum  von  aller  Verantwortlichkeit  frei,  weil  er  die  Verhand- 

lungen des  Parlaments  der  Wahrheit  gemäß  wiedergibt.  Der- 
jenige Bericht  entspricht  am  besten  dem  Geiste  des  Gesetzes, 
der  den  Eindruck,  den  ein  Zuhörer  von  den  Verhandlungen  ge- 
i winnt,  auch  einem  Leser  zu  vermitteln  vermag.  Schon  der 

‘ Begriff  des  Berichts  erfordert  die  Objektivität  der  Darstel- 

lung, das  Merkmal  der  Wahrheitstreue  hat  diese  Forderung 

‘ zum  alleinigen  Inhalt. 

Wahrheitsgetreu  bedeutet  freilich  nicht  wortgetreu*')- 

Wollte  man  die  wortgetreue  Wiedergabe  der  Verhandlungen 
fordern,  so  wäre  die  Presse  fast  vor  eine  tatsächliche  Unmög- 
lichkeit gestellt,  und  es  würde  gleichwohl  eine  wirklich  zweck- 
entsprechende Unterrichtung  des  Publikums  nicht  stattfinden, 
denn  kaum  jemand  würde  sich  die  Mühe  nehmen,  die  endlosen 
‘ Reden  durchzulesen;  das  Wichtige  würde  von  der  Fülle  des 

Unwichtigen  erdrückt  werden. 

Ein  wahrheitsgetreuer  Bericht  muß  das  Bild,  eventuell  in 
kleinerem  Maßstabe  widerspiegeln,  das  die  Verhandlungen  in 
einem  aufmerksamen  Beobachter  hervorgebracht  haben  ). 
Das  subjektive  Moment  wird  sich  freilich  nie  ganz  ausschalten 
lassen,  die  persönliche  Eigenart  des  Berichtenden  wird  auch 
der  Dar.stellung  sich  mitteilen*®).  Eine  unbedingte  Wahrheit 
gibt  es  nicht,  wenn  man  von  der  wortgetreuen  Wiedergabe 
absieht.  Doch  wird  man  wohl  Binding  darin  zustimmen  müssen, 
daß  gewisse  Vorgänge  keinem  Berichte  fehlen  dürfen,  „die 


1*’)  Neumann-Hofer  S.  76,  welcher  aber  vorher  (S.  74/5)  selbst 
ausführt,  daß  Berichte  über  Kommissionsverhandlungen  nicht  unter 
Art.  22  Abs.  2 RV.  fallen. 

Vgl.  Urteil  d.  RG.  v.  6.  H.  1888  (Entsch*  i-  Strafs.  Bd.  XVIIl 
S,  209);  Hubrich,  Annalen,  S.  52;  Olshausen  S.  79  Bern.  6 zu  § 12. 

1«)  Binding,  Handbuch  S.  683;  v.  Liszt.  Reichspreßrecht  S.  165; 
Hubrich  Annalen  S.  51;  Merkel,  Lehre  vom  Verbrechen  S.  357, 
Hubrich  a.  a-  0.  S.  51, 
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gestellten  Anträge,  die  Reihenfolge  der  Redner,  die  Angabe, 
in  welchem  Sinne  sie  gesprochen  haben,  die  disziplinären  Maß- 
regeln des  Präsidenten  und  das  Resultat  der  Abstimmung“^'"). 

In[  übrigen  unterliegt  die  Frage  der  Wahrheitstreue  der  tat- 
sächlichen Feststellung  durch  die  Gerichte;  sie  ist  eine  reine 
qiaestio  faetFO. 

An  einigen  Beispielen  mag  das  Gesagte  verdeutlicht  wer- 
den. Gibt  der  Bericht  die  Rede  eines  Abgeordneten,  welcher 
B(  amten  unter  Anführung  bestimmter  Tatsachen  den  Vorwurf 
der  Bestechlichkeit  macht,  in  aller  Ausführlichkeit  wieder,  ver- 
sciweigt  er  aber  die  Entgegnung  des  Regierungsvertreters,  der 
eine  Aufklärung  zu  geben  vermag,  welche  den  Vorwurf  völlig 
entkräftet,  so  liegt  offensichtlich  kein  wahrheitsgetreuer  Be- 
richt vor.  Ebenso  kann  die  Unterdrückung  der  Erteilung  eines 
Ol  dnungsrufes  oder  der  Aeußerung  des  Beifalls  oder  Mißfal- 
lens des  Hauses  dem  Bericht  die  Wahrheitstreue  nehmen^-). 

Alerdings  wird  die  Verletzung  der  Wahrheitstreue  einen  lo- 
gij  chen  Zusammenhang  mit  demjenigen  Teil  des  Berichts  haben 
miissen,  in  dem  nach  allgemeinen  strafrechtlichen  Grundsätzen 
eir  e strafbare  Handlung  zu  erblicken  ist,  wenn  der  Bericht  des 
Privilegs  verlustig  gehen,  also  strafbar  sein  soll.  Man  denke 
sich  folgenden  Fall:  der  Abgeordnete  A.  beleidigt  den  Abge- 
ordneten B.  und  wird  deshalb  zur  Ordnung  gerufen.  Bei  Be- 
raiung  des  gleichen  Verhandlungsgegenstandes  greift  ferner  der 
Abgeordnete  C.  die  Regierung  in  verleumderischer  Weise  an. 

W mn  jetzt  der  Parlamentsbericht  die  Reden  aller  Abgeord- 
ne  en  der  Wahrheit  entsprechend  wiedergibt  und  nur  die  Er- 
tei  ung  des  Ordnungsrufes  verschweigt,  so  wird  auf  die  darin 
liegende  Verletzung  der  Wahrheitstreue  nicht  die  Strafbarkeit 
de;.  Berichterstatters  wegen  der  verleumderischen  Beleidigung 
dei  Regierung  gegründet  werden  können. 


Binding,  Handbuch  S.  683. 

) Arndt,  Staatsrecht  S.  137;  Dambitsch  S.  423;  Olshausen  S. 
79  3em.  6 zu  § 12. 

V.  Liszt,  Reichspreßrecht  S.  165;  „Auslassungen,  Ver- 
sföi  nmelungen,  Unterdrückung  eines  Ordnungsrufes,  Nichterwähnung 
einer  Abbitte,  der  Rücknahme  einer  Aeußerung  usw.  können  trotz 
sonjtiger  wortgetreuer  Wiedergabe  dem  Berichte  den  Charakter  der 
Wairheitstreue  benehmen“;  Sladecek  S.  131. 
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Die  nachträgliche  Erteilung  eines  Ordnungsrufes  oder  die 
Rücknahme  einer  Aeußerung,  sollten  sie  selbst  erst  in  einer 
späteren  Sitzung  erfolgen,  müssen  bei  einer  Berichterstattung 
* durch  Zeitungen,  welche  über  jede  Parlamentssitzung  zu  be- 

richten pflegen,  in  dem  späteren  Bericht  wiedergegeben  wer- 
den, andernfalls  würde  eine  Verletzung  der  Wahrheitstreue 
vorliegend"),  denn  das  Publikum  soll  über  den  Gesamtverlauf 
der  Verhandlung  unterrichtet  werden. 

• Die  Wahrheitstreue  muß  objektiv  gegeben  sein;  der 
gute  Glaube  des  Berichterstatters,  daß  er  die  Verhandlungen 
wahrheitsgetreu  wiedergegeben  habe,  genügt  nicht;  er  führt 
nicht  zur  Freisprechung"*). 

4.  Die  wahrheitsgetreue  Berichterstattung  genießt  Frei- 
heit von  jeder  Verantwortlichkeit.  Da  die  Hand- 
lung des  Berichterstatters  der  Rechtsordnung  entspricht,  kann 
sie  keine  Verantwortung  begründen.  Dies  kommt  recht  gut 
in  der  sachlichen  Fassung  der  Vorschrift  („Berichte  . . . bleiben 
von  jeder  Verantwortlichkeit  frei“)  zum  Ausdruck"").  Da  die 
Rechtswidrigkeit  des  Tuns  fehlt,  ist  die  Strafbarkeit  ausge- 
schlossen. Ferner  entfällt  die  bürgerlichrechtliche  Verantwort- 
lichkeit, die  Schadensersatzpflicht,  da  keine  unerlaubte  Hand- 
lung vorliegt"®).  Auch  wird  durch  Art.  22  Abs.  2 RV.  jede  Maß- 
regelung des  Berichterstatters  im  Disziplinarwege  verboten. 
Es  ist  auch  unerheblich,  ob  die  Verantwortung  sich  auf  Reichs- 
oder Landesrecht  gründet"").  Endlich  ist  wegen  der  Recht- 
mäßigkeit der  Berichterstattung  auch  das  sogen,  objektive 


2»)  Dagegen  Heinze,  S.  16/17;  „Der  Bericht  über  den  früheren 
Vorgang  war  wahrheitsgetreu  zu  der  Zeit,  wo  derselbe  erstatte». 

wurde“. 

2«)  Vgl.  Kleinfeller  S.  335/36;  „Der  gute  Glaube  an  die  Wahr- 
heitstreue ist...  kein  Irrtum  über  die  Rechtswidrigkeit...  (er)  ist 
nicht  zu  verwechseln  mit  dem  guten  Glauben  an  die  \^  ahrheit  der 
in  der  Verhandlung  aufgestellten  Behauptung  oder  an  die  Berech- 
tigung des  Redners  zu  seiner  Aeußerung“. 

V.  Liszt,  Reichspreßrecht  S.  164;  Binding,  Handbuch  S.  685 

N.  16  und  der  dort  angeführte  Beschluß  des  preuß.  Obertribunals  v. 

16  4 1875  (Goltdammer’s  Archiv  Bd.  23  S.  190/91). 

2«)  Nach  Frank  S.  43  Bern.  111  zu  § 12  bleibt  die  zivilrechtliche 

Haftung  unberührt. 

®")  Vgl.  Olshausen  S.  78  N-  2 zu  § 12. 
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Strafverfahren  (§  42  mit  § 41  StrGB.:  Unbrauchbarmachung  der 
Exemplare,  Platten  und  Formen)  gegen  einen  schriftlichen 
oler  gedruckten  Parlamentsbericht  unstatthaff®).  Die  Vor- 
schrift des  Art.  22  Abs.  2 RV.  bezieht  sich  nur  auf  den  Inhalt 
d;s  Berichts;  eine  Uebertretung  preßpolizeilicher  Vorschrif- 
ten (z.  B.  wenn  die  den  Bericht  enthaltende  Druckschrift  die 
Angabe  des  Druckers  und  Verlegers  unterläßt  — § 6 des 
Rsichspreßgesetzes  — ) ist  natürlich  strafbar"®). 

Anhang. 

Als  weiteres  Mittel,  die  Verhandlungen  des  deutschen 
Reichstages  der  Oeffentlichkeit  zur  Kenntnis  zu  bringen,  sind 
noch  die  stenographischen  Berichte  des  Reichstages  zu  er- 
wähnen. Sie  besitzen  keinen  offiziellen  Charakter®“).  Da  ihre 
D uckherstellung  geraume  Zeit  erfordert,  da  sie  ferner  wegen 
ih'es  Umfanges  teuer  sind,  kommen  sie  für  das  große  Publi- 
ki  m nicht  in  Betracht.  Dagegen  haben  sie  besonders  als  Ma- 
te ialsammlung  für  rechtshistorische  und  staatswissenschaft- 
liche Forschungen  großen  Wert. 

Die  Reichstagsprotokolle,  eine  offizielle  Sammlung,  wer- 
den nicht  durch  den  Druck  veröffentlichfO-  Sie  enthalten  die 
ge  faßten  Beschlüsse,  die  Interpellationen  und  die  amtlichen  An- 
zeigen des  Präsidenten  (§  38—41  Gesch.  0.). 

Nach  § 15  der  Gesch.  O.  haben  diejenigen  Reichstagsmit- 
glieder,  welche  als  Schriftführer  gewählt  sind  (§  10  Gesch.  O.), 
fü-  den  Druck  der  Verhandlungen  zu  sorgen  und  die  steno- 
graphischen Berichte  zu  revidieren. 


) V.  Liszt,  Reichspreßrecht  S.  164:  Olshausen  S.  138  N.  6 zu 
^ 12  und  S.  80  .N.  7 zu  § 12;  Hubrich,  Annalen,  S.  54/55.  — Nach 
prf  uß.  Recht  war  dies  ausdrücklich  bezüglich  der  Landtagsberichte 
du  ch  § 51  preuß.  Preßgesetzes  v.  12.  5.  1851  ausgesprochen. 

"®)  Frank,  S.  43  Bern.  111  zu  § 12;  Olshausen,  S-  78  Bern.  2 zu 
§ 2;  Schwartz  S.  64  Bern.  3 zu  § 12. 

) Eine  besondere  Beweiserheblichkeit  kommt  weder  den  ste- 
noi  Taphischen  Berichten  noch  den  Protokollen  zu.  Sie  bilden  zwar 
ein  sehr  wichtiges,  aber  nicht  das  einzige  Beweismittel  zur  Fest- 
ste lung  des  wahren  Inhalts  der  Verhandlungen;  vgl.  Kleinfeller 
S.  335. 

“)  Vgl.  gr,  Laband  1.  Bd.  S.  354, 


III.  Schluß. 


Reformfragen. 

I.  Ein  besonderes  Bedürfnis  nach  Abhaltung  geheimer 
Plenarverhandlungen  hat  sich  im  Reichstage  bisher  nicht  her- 
ausgestellt; das  beweist  schon  der  Umstand,  daß  jene  mehr- 
fach erwähnte  Geheimsitzung  vom  17.  März  1900  der  einzige 
Fall  in  der  Geschichte  des  Reichstags  geblieben  ist.  Wenn  ir- 
gendwelche Gegenstände  ihrer  Natur  nach  die  Oeffentlichkeit 
nicht  vertrugen,  so  sind  sie  bislang  immer  in  strengvertrau- 
lichen Sitzungen  der  Ausschüsse  besprochen  worden.  Der  un- 
bedingte Grundsatz  der  Oeffentlichkeit,  wie  ihn  Art.  22  Abs.  1 
RV.  festsetzt,  könnte  also  nach  den  bisher  gemachten  Erfah- 
rungen ohne  Schaden  für  das  Staatsinteresse  aufrecht  erhalten 
bleiben. 

Wenn  hier  doch  der  Einfügung  einer  Ausnahmebestim- 
mung, welche  wörtlich  mit  Art.  79  S.  2 der  preuß.  Verfassung 
übereinstimmen  könnte,  das  Wort  geredet  wird,  so  geschieht 
es  nur,  um  den  Widerspruch  zwischen  Verfassung  (Art.  22 
Abs.  1 RV.)  und  Geschäftsordnung  (§  36  S.  2)  zu  beheben.  Es 
ist  nicht  anzunehmen,  daß  sich  der  Reichstag  zu  einer  Auf- 
hebung des  verfassungswidrigen  § 36  S.  2 Gesch.  O.  verstehen 
wird,  da  er  wohl  der  Ansicht  ist,  daß  vielleicht  irgend  einmal 
in  der  Zukunft  diese  Bestimmung  ihm  von  Nutzen  sein  könne. 
Diese  Möglichkeit  läßt  sich  auch  nicht  bestreiten.  Der  dann 
wahrscheinlich  für  immer  fortbestehende  Widerspruch  ist  ein 
der  Rechtsordnung  anhaftender,  unschöner  Flecken  und  ver- 
langt Beseitigung.  Der  Reichstag  würde  m.  E.  einer  Verfas- 
sungsänderung kaum  Schwierigkeiten  bereiten,  denn  einen 
Mißbrauch  des  Rechts,  geheime  Sitzungen  im  Plenum  abzu- 
halten und  dadurch  die  Oeffentlichkeit  in  ungebührlichem  Maße 
zu  beschränken,  würde  auch  eine  übermächtige  Reichstags- 
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mcjorität  nicht  wagen  können,  weil  sie  sich  nur  selbst  schaden 
Wirde,  denn  Oeffentlichkeit  ist  die  Lebensluft  jeder  parlamen- 
tarischen Versammlung  und  nicht  zum  wenigsten  auch  jeder 
po  itischen  Partei.  Die  Zulassung  geheimer  Plenarsitzungen 
kö  inte  auch  nicht  etwa  als  eine  volksfeindliche  Maßregel  ver- 
dächtigt werden,  denn  in  fast  allen  europäischen  Staaten,  mö- 
gen sie  auch  dem  vollendetsten  parlamentarischen  System 
huldigen,  ist  durch  Verfassung  oder  Geschäftsordnung  die  Mög- 
lichkeit offengelassen,  ausnahmsweise  auch  einmal  eine  ge- 
heime Vollversammlung  des  Parlaments  abzuhalten^). 

Dennoch  wird  der  gegenwärtige  Rechtszustand  im  Deut- 
scl  en  Reiche  schwerlich  bald  geändert  werden.  Denn  da,  wie 
man  zugeben  muß,  ein  dringender  Anlaß  zu  der  empfohlenen 
Verfassungsänderung  durchaus  nicht  vorliegt,  so  ist  kaum  an- 
zuiiehmen,  daß  man  sich  dazu  entschließt,  die  schwerfällige  Ge- 
setigebungsmaschine  in  Bewegung  zu  setzen-’). 

II.  Dagegen  erscheint  um  so  notwendiger  eine  Abänderung 
des  bezüglich  der  Parlamentsberichte  bestehenden  Rechtszu- 
staides.  Die  deutsche  Reichsgesetzgebung  ist  hier  über  das 
Ma3  des  durch  eine  vernünftige  Freiheit  Gebotenen  hinausge- 
gai  gen,  und  eine  Einschränkung  der  sogen.  Immunität  der  par- 
lan  entarischen  Berichterstattung  ist  erforderlich. 

Eine  prinzipgemäße  Durchführung  des  Repräsentativ- 
syjtem.s  gebietet,  daß  die  Berichterstattung  über  die  parla- 
meitarischen  Verhandlungen  alles,  was  im  Parlament  gesagt 
wo 'den  ist,  dem  Volke  zur  Kenntnis  bringen  darf;  sie  soll 
ein  Mittel  sein  zur  Erreichung  des  gesetzlich  gewünschten  Er- 
folyes:  der  genauen  Unterrichtung  des  Publikums  über  die 
Vo]  gänge  in  den  Volksvertretungen.  Nach  dem  geltenden  Recht 


vgl.  Frankreich:  Lebon  S.  100;  Dänemark:  Goos  und  Han- 
sen S.  84;  Luxemburg:  Eyschen  S-  70;  Oesterreich:  Ulbrich  S. 
.154/55;  Rußland:  Gribowski  S.  73,  76;  in  England  kann  auch  heute 
noc  1 jedes  Mitglied  des  Unterhauses  beantragen,  daß  die  Zuhörer  ent- 
ferrt  werden,  vgl.  May  S.  239 — 41. 

®)  Auch  das  neue  elsaß-lothringesche  Verfassungsgesetz  v.  31. 
5.  1 )11  Art.  II  § 15  (RGBl.  1911  S.  225)  läßt  keine  Ausnahme  von  dem 
Grundsatz  der  Oeffentlichkeit  zu;  gleichwohl  kennen  die  Geschäfts- 
ord Hingen  beider  Kammern  des  Landtages  auch  geheime  Abstim- 
mui  gen,  vgl.  S.  28  N.  33  der  Arbeit.  . 
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ist  aber  der  Berichterstatter,  selbst  wenn  er  unverkennbar 
aus  den  niedrigsten  Motiven,  z.  B.  in  Verleumdungsabsicht  Be- 
richt erstattet,  vor  der  Einleitung  eines  Strafverfahrens  sicher, 
wenn  er  sich  nur  die  Mühe  gibt,  einen  Bericht  zu  liefern,  der  die 
Reden  und  Vorgänge  wahrheitsgetreu  wiedergibt.  Der  durch 
einen  solchen  Bericht  verleumdete  Privatmann  ist  machtlos. 
Nach  Jahrzehnten  noch  können  durch  Wiederabdruck  des  Be- 
richts ehrenkränkende  Tatsachen  straflos  verbreitet  werden®). 
Dieses  Ergebnis  entspricht  keineswegs  dem  in  Deutschland  an- 
erkannten Grundsatz  der  parlamentarischen  Oeffentlichkeit. 

Die  Reformbedürftigkeit  des  geltenden  Rechts  wird  auch 
fast  allgemein  zugegeben,  besonders  seitdem  es  sich  gezeigt 
hat,  daß  der  Ton  in  den  Parlamenten  auf  einen  schlimmen 
Tiefstand  gesunken  ist.  Es  ist  schon  bedenklich,  daß  die  gröb- 
sten Ausschreitungen  der  Parlamentsredner  (Aufforderungen 
zum  Landesverrat,  zur  Mißachtung  der  Gesetze)  frei  durch 
die  Presse,  nur  unter  Voraussetzung  der  Wahrheitstreue  des 
Berichts  verbreitet  und  dadurch  in  ihrer  Wirkung  unendlich 
gesteigert  werden  können;  daß  aber  auch  derjenige,  der  diese 
Verbreitung  selbst  nur  aus  den  niedrigsten  Beweggründen  be- 
treibt, straflos  ausgehen  soll,  ist  geradezu  unvernünftig. 

Gneist  hat  bei  Beratung  des  sogen.  Maulkorbgesetzent- 
wurfes sich  bitter  über  diese  höchst  unerfreuliche  Wirkung 
beklagt:  „Die  allerüberlegteste  Beleidigung,  Beschimpfung,  die 
raffinierteste  Erdichtung  unwahrer  Tatsachen . . . geht  straf- 
los mit  dem  normalen  Privilegium  der  Vervielfältigung  durch 
die  ganze  Welt,  sofern  es  erscheint  in  dem  Scheinrahmen 
einer  Mitteilung  der  Parlamentsverhandlungen,  als  ein  Pas- 
quill per  Stenographie,  was  in  unzähligen  Exemplaren  amtlich 
durch  die  Post  und  die  Dampfschiffe  in  alle  Welt  getragen 
wird Dasselbe  formale  Privilegium  der  mechanischen  Ver- 

vielfältigung setzt  auch  die  Staatsregierungen  außer  Stande, 
die  als  Volksrede  formulierten  direkten  Aufforderungen  zum 
Aufruhr,  zum  Umsturz  der  Gesellschaft,  jede  Art  öffentlicher 

®)  Hubrich,  pari.  Redefreiheit  S.  489  N-  11;  v.  Bar,  Gesetz  und 
Schuld,  I.  Bd.  S.  264,  meint,  daß  das  Hervorheben  von  Beleidigungen 
nach  langer  Zeit  ohne  erweislichen  anderen  Zweck  den  Charakter  der 
Erzählung  als  „Bericht“  zweifelhaft  mache. 
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Aufreizungen,  die  unsere  Preßstrafgesetze  hemmen  sollen,  ir- 
gendwie zu  hindern,  sobald  sie  erscheint  unter  dem  formalen 
Gewände  einer  Parlamentsrede,  leicht  eingerahmt  mit  einigen 
Bemerkungen  über  das,  was  der  Redner  vorher  und  der  Redner 
n ichher  gesprochen  haben“’). 

Ein  besonders  scharfer  Gegner  des  Privilegs  war  auch 
d iv  Fürst  Bismarck,  der  dessen  Aufnahme  in  die  Bundesver- 
fcssung  und  später  in  das  Reichsstrafgesetzbuch  (1867  und 
1!!70)  auf  das  Energischste  widersprach  und  nur  mit  Rücksicht 
a if  die  höheren  Ziele  der  deutschen  Einigung  nachgab.  Bei  der 
Beratung  des  Maulkorbgesetzes  1879  kam  er  darauf  zu  sprechen 
und  erklärte,  er  habe  im  Jahre  1870  in  dem  Bedürfnis,  die 
jinge  und  zarte  Pflanze  der  deutschen  Einheit  mit  allen  Mit- 
teln zu  pflegen,  manchem  zugestimmt,  was  weit  entfernt  von 
s(  iner  politischen  Ueberzeugung  gelegen  habe  (Sten.  Ber.  d. 
RE.  4.  Legisl.-Periode  II.  Session  1879,  Sitz.  v.  4.  März  1879. 
I.  Bd.  S.  272).  Seine  Stellungnahme  gegen  das  Privileg  be- 
g]  ündete  er  1867  wie  folgt : „Es  gibt  viele  Dinge,  die  ein  Staat 
dulden  kann;  er  kann  sie  ignorieren;  aber  etwas  Anderes  ist 
ei,  sie  gesetzlich  zu  sanktionieren.  Dazu  rechne  ich  auch  das 
Rieht,  einen  andern  Mitbürger  zu  beleidigen,  ohne  daß  dieser 

ir  ?end  eine  Genugtuung  finden  könnte Unter  Menschen- 

rcchten  lasse  ich  mir  ausdrücklich  diejenigen  gefallen,  welche 
ini  Jahre  1791  in  Frankreich  adoptiert  wurden  und  in  die  Ver- 
fassung der  Republik  übergegangen  sind.  Es  heißt  darin  aus- 
di  ücklich,  und  zwar  in  Bezug  auf  die  Freiheit  der  Opinions, 
dis  jeder  aussprechen  kann,  daß  diese  Freiheit  darin  bestehe, 

al  es  zu  tun,  was  anderen  nicht  schadet Diese  Motive, 

disses  Bedürfnis,  jedem  sein  Menschenrecht  auf  Schutz  gegen 
B deidigungen  zu  erhalten,  leitet  mich,  wenn  ich  nach  wie  vor 
dis  gesetzliche  Sanktion  der  Veröffentlichung  solcher  Reden, 
dis  injuriös  für  Privatleute  sind,  bekämpfe"’). 


’)  Sten.  Ber.  des  RT.  1879  4.  Legisl.-Periode,  II.  Session  (Sit- 
zt iig  V.  7.  März  1879)  I.  Bd.  S.  316.  Vgl-  auch  die  Rede  des  Staats- 
sekretärs des  Reichsjustizamts  Dr.  Friedberg  in  der  Sitzung  v.  4. 
3.  1879  ebenda  S.  248—249. 

•■')  Sten.  Ber.  des  konstit.  RT.  1867  (Sitzg.  v.  29-  3.  1867)  I.  Bd, 
S.  442. 
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Die  zur  Besserung  dieses  Zustandes  gemachten  Vor- 
schläge gehen  nach  allen  möglichen  Richtungen.  Binding  will 
. kurzer  Hand  den  Art.  22  Abs.  2 RV.  aufgehoben  wissen,  also 

die  Parlamentsberichte  völlig  dem  gemeinen  Recht  unterstel- 
len“). Diese  einfache  radikale  Aenderung  hat  indessen  Be- 
denken gegen  sich.  v.  Bar  sagt  mit  Recht:  „Es  ist  nicht  un- 
wahrscheinlich, daß,  wenn  diese  Bestimmungen  nicht  existier- 
ten, die  Freiheit  auch  der  optima  fide  erstatteten  Parlaments- 
berichte und  damit  . . . indirekt  auch  die  Freiheit  der  Rede  der 
Abgeordneten  durch  die  Rechtsprechung  der  Gerichte  empfind- 
lich beschränkt  werden  würde“D.  M.  E.  würde  auch  das  Mittel 
wenig  gegen  denjenigen  Teil  der  Presse  ausrichten,  der  nur 
von  Verhetzung  oder  Sensationsmache  lebt.  Nur  die  anstän- 
digen Blätter  würden,  vielleicht  selbst  in  unerfreulicher  Weise 
davon  betroffen  werden;  es  könnte  der  Fall  eintreten,  daß  sie, 
um  nur  ganz  sicher  vor  Einleitung  eines  Strafverfahrens  zu 
sein,  in  völlig  überflüssiger  Weise  auch  Aeußerungen  von  Ab- 
geordneten verschwiegen,  deren  Kenntnis  doch  von  Wichtigkeit 

für  das  Publikum  wäre. 

Hubrich  macht  unter  anderem  den  Vorschlag,  neben  der 
privaten  Berichterstattung  auch  eine  offizielle  einzuführen,  die 
von  einer  besonderen  Kommission  des  Reichstages  zu  oesor- 
gen  wäre;  letztere  hätte  über  jede  öffentliche  Sitzung  einen 

®)  Binding,  Handbuch  S.  681  N.  4,  S.  685  N.  17;  Heinze  (S.  46, 
47,  49)  geht  noch  weiter:  der  Art.  22  Abs.  2 RV.  und  § 12  RStrGB. 
seien  auizuheben;  der  Abgeordnete,  der  eine  strafbare  Aeußerung 
getan  habe  und  deswegen  zur  Ordnung  gerufen  worden  sei,  solle 
selbst  dafür  sorgen,  daß  die  Aeußerung  nicht  in  dem  stenographischen 
Berichte  Aufnahme  finde,  widrigenfalls  er  strafbar  sei.  Im  übrigen 
will  Heinze  die  im  Reichspreßgesetz  (§  20  Abs-  2)  ausgesprochene 
Vermutung  für  die  Rechtswidrigkeit  des  Willens  des  verantwortlichen 
Redakteurs  bezüglich  der  Parlamentsberichte  aufgehoben  wissen, 
sodaß  der  rechtswidrige  Vorsatz  dem  Redakteur  und  dem  Bericht- 
erstatter bewiesen  werden  müßte.  Diese  Vermutung  und  die  Fahr- 
lässigkeitsstrafen  des  § 21  Reichspreßgesetzes  sollen  nur  dann  ge- 
geben sein,  wenn  ein  Ordnungsruf  erfolgt  war. 

D Von  Bar  I,  266;  auch  S.  269,  271;  „Ein  besonderes  Privileg 

der  Berichterstattung  ist  in  abstracto  zwar  entbehrlich,  aber  die  Be- 
seitigung würde  tatsächlich  Rechtsunsicherheit  der  Presse  und  in- 
direkt eine  verhängnisvolle  Minderung  der  Bedeutung  der  Volksver- 
tretungen mit  sich  bringen“. 


1 
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ausführlicheren  und  einen  kürzeren  Bericht  zu  verfassen  und 
der  Presse  schleunigst  kostenlos  zur  Verfügung  zu  stellen*). 

adurch  wäre  allerdings  eine  sachlichere  und  unparteiischere 
Berichterstattung  gewährleistet,  ohne  daß  doch  die  private  Be- 
richterstattung gänzlich  unterbunden  würde.  Indessen  werden 
die  praktischen  Schwierigkeiten  der  schnellen  Abfassung  des 
amtlichen  Berichts  groß  sein;  der  Bericht  muß,  wenn  er  dem 
edurfms  der  Tagespresse  entsprechen  soll,  unmittelbar  nach 
der  Sitzung,  ja  bei  deren  längerer  Dauer  schon  zum  Teil  wäh- 
rend der  Sitzung  ausgegeben  werden. 

Nach  Hubrich  sollen  ferner  die  privaten  Berichte  von 
Ihren  Verfassern  vor  der  Veröffentlichung  der  erwähnten 
eichstagskommission  zur  Begutachtung  auf  ihre  Richtigkeit 
und  Gutgläubigkeit  vorgelegt  werden;  fehlen  diese  Eigen- 
schaften, so  soll  die  Kommission  die  Strafverfolgungsbehörde 
zum  Einschreiten  veranlassen*).  M.  E.  würde  dadurch  die 
private  Berichterstattung  sehr  belästigt  und  der  Kommission 
eine  große  Arbeitslast  aufgebürdet  werden;  auch  würde  die 
Schnelligkeit  der  Berichterstattung  erheblich  leiden"®). 

Die  Notwendigkeit  einer  Reform  des  Art.  22  Abs.  2 RV. 
vermindert  sich  in  dem  Maße,  als  der  deutsche  Reichstag  über 

Hubrich,  pari.  Redefreiheit  S.  491/92.  — Dieses  gemischte 
yst^em  von  privater  u.  amtlicher  Berichterstattung  besteht  in  Frank- 
reich  Nach  Garr  S.  13,  14  wird  in  Frankreich  der  amtliche  verkürzte 
Bericht  der  Kammer  wegen  seiner  Verläßlichkeit  gern  und  ohne  Miß- 
trauen von  den  Tageszeitungen  benutzt. 

®)  Hubrich,  pari.  Redefreiheit  S.  492/93. 

) Gegen  Hubrichs  Vorschläge  spricht  sich  Garr  S.  59—61 
scharf  aus:  „Man  könnte  sich  schwer  ein  Verfahren  denken,  das 
in  kürzerer  Zeit  unerträglichere  Zustände  schaffen  würde...  Alles 
was  sich  gegen  die  Zensur  einwenden  läßt,  alles,  was  an  dieser  In- 
stitution odios  und  korrumpierend  ist,  müßte  auf  die  Tätigkeit  dieser 
bpezialkommission  fallen...  Dieser  schwerfällige  Apparat,  der  übri- 
gens... in  Permanenz,  bis  in  späte  Nachtstunden  arbeiten  müßte 
wurde  ein  wenig  sympathische  Mischung  von  Angeberei  und  Prä- 
ventivzensur darstellen  . . .“  Garr  behauptet  auch,  daß  eine  Kommis- 
sion einen  für  Zeitungszwecke  verwendbaren  Bericht  gar  nicht  her- 
steilen konnte  und  daß  der  Bericht  nur  einem  Mißtrauen  der  Zeitungen 
egegnen  würde.  (S.  60.)  Dem  ist  aber  das  von  Garr  selbst  (S  13/14) 
betonte  Vertrauen  entgegen  zu  halten,  welches  die  französische 
1 resse  den  amtlichen  Berichten  entgegenbringt. 
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Ieine  starke  Disziplinargewalt  über  seine  Mitglieder  verfügt. 

Insofern  besteht  eine  innere  Abhängigkeit  der  Reformfrage 
des  Disziplinarrechts  des  Reichstages  von  der  der  Immunität 
der  Berichterstattung.  Noch  immer  fehlt  dem  Reichstage  das 
Recht,  ein  Mitglied  auf  längere  Dauer  von  der  Teilnahme  an 
den  Verhandlungen  auszuschließen.  Manche  Ausschreitungen 
der  Abgeordneten  würden  bei  Vorhandensein  stärkerer  Dis- 
ziplinarmittel unterbleiben.  Indessen  überflüssig  würde  eine 
Abschwächung  der  Immunität  der  Berichterstattung  darum 
doch  nicht.  Denn  selbst  stärkste  Disziplinarmittel  versagen 
gegenüber  demagogischen  Volksvertretern.  Es  ist  m.  E.  ein 
Irrtum,  wenn  man  annimmt,  ein  solcher  Abgeordneter  würde 
auf  eine  Wiederwahl  nicht  zu  rechnen  haben.  Diese  Annahme 
beruht  auf  einer  Ueberschätzung  der  Kritikfähigkeit  der  großen 
Masse  des  Volkes.  Es  ist  leider  eine  immer  wiederkehrende 
Erscheinung  im  deutschen  Parteileben,  daß  die  Presse  es  sich 
nicht  entgehen  läßt,  ihren  Parteimann,  mochte  er  auch  mit 
Fug  und  Recht  im  Parlament  gemaßregelt  oder  gar  durch 
strafgerichtliches  Urteil  bestraft  worden  sein,  mit  dem  Heiligen- 
schein des  Märtyrers  zu  umgeben.  Deshalb  ist  es  m.  E.  grund- 
falsch, wenn  man  sich  viel  von  der  Verschärfung  der  Reichs- 
tagsdisziplin verspricht.  Immerhin  bleibt  bedauerlich,  daß  der 
deutsche  Reichstag  so  wenig  Verständnis  für  die  Vorschläge 
des  Fürsten  Bismarck  im  Jahre  1879  gelegentlich  der  Bera- 
tung des  sogen.  Maulkorbgesetzentwurfes  gezeigt  hat.  Diese 
Vorlage  brachte  außer  neuen  Disziplinarmitteln  (Verweis,  Ver- 
pflichtung zur  Abbitte,  Ausschließung  des  Abgeordneten  auf 
Zeit,  evt.  bis  zum  Ende  der  Legislaturperiode,  in  letzter  Linie 
Verlust  der  Wählbarkeit)  auch  Bestimmungen,  welche  die  Ver- 
breitung strafwürdiger  Aeußerungen  der  Reichstagsabgeord- 
neten durch  die  Presse  verhindern  sollten").  Eine  besondere 
Reichstagskommission  sollte  das  Recht  haben,  die  betreffende 

")  Fürst  Bismarck  erklärte  damals  (es  war  nach  Erlaß  des 
Sozialistengesetzes):  „Ein  weiterer  Grund,  der  uns  zu  der  Vorlage 
bestimmt  hat,  ist  die  Verhinderung  derjenigen  Agitationen,  die  durch 
den  straffreien  Abdruck  von  Reden,  welche  ausdrücklich  zu  diesem 
Behuf,  um  straffrei  gedruckt  und  verbreitet  zu  werden,  gehalten  sind, 
im  Lande  hervorgerufen  werden  können.“  (Sten.  Ber-  d.  RT.  4.  Legisl.- 
Periode  II.  Sission  1879  I.  Bd.  S.  271. 
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Aeußerung  oder  selbst  die  ganze  Rede  von  der  Aufnahme  in 
ilen  stenographischen  Bericht  auszuschließen;  durch  diesen 
Ausschluß  sollte  ohne  weitere  Anordnung  auch  jede  andere 
'Veröffentlichung  durch  die  Presse  bei  einer  Gefängnisstrafe 
■'•on  3 Wochen  bis  zu  3 Monaten  verboten  sein  (§§  6 und  11 
des  Gesetzentwurfes).  Auch  das  Bedenken,  daß  durch  dieses 
'Verfahren  die  Presse  in  der  erwünschten  Schnelligkeit  ihrer 
Berichterstattung  behindert  werden  könnte,  wurde  dadurch  ab- 
j.eschwächt,  daß  der  Reichstagspräsident  berechtigt  sein  sollte, 
jofort  vorläufige  Anordnungen  gleichen  Inhalts  an  Stelle  der 
Kommission  zu  treffen  (§  10  des  Gesetzentwurfs)^^).  Es  würde 
( as  die  Einführung  einer  Art  Zensur  des  Parlaments  über  die 
Berichterstattung  bedeutet  haben^®). 

V.  Bar  hat  früher  die  Errichtung  parlamentarischer  Ehren- 
^erichte  empfohlen"");  neuerdings  erklärt  er  es  für  das  ver- 
1 ältnismäßig  Beste,  den  bestehenden  Rechtszustand  aufrecht 
2u  erhalten"'^),  v.  Kißling  will  dem  durch  einen  Abgeordneten 
i n Parlament  beleidigten  Privatmann  das  Recht  geben,  vor 
einer  Parlamentskommission  die  Feststellung  zu  betreiben,  daß 
eie  Aeußerung  des  Abgeordneten  der  Wahrheit  nicht  ent- 
spreche"“). 

Garr"")  hält  für  den  an  den  Mißbräuchen  schuldigeren  Teil 

"®)  V.  Bar’s  Bedenken  gegen  diese  Vorschläge  (Gesetz  und 
l"chuld  I.  Bd.  S.  270)  sind  nicht  schwerwiegend;  er  meint,  die  Aus- 
sjnderung  desjenigen,  was  die  Presse  nicht  berichten  darf,  durch  den 
1 eichstag  vornehmen  zu  lassen,  sei  gefährlich,  weil  ein  Mißbrauch 
durch  die  Majorität  zu  befürchten  sei  und  auch  der  berechtigte  Ge- 
brauch leicht  zu  verdächtigen  sei.  Aehnlich  auch  Garr  S.  55.  — So- 
viel Unparteiischkeitssinn  sollte  man  doch  den  Mitgliedern  dieser 
k ommission  zubilligen,  daß  sich  die  Parteigegensätze  nicht  auch  hier 
zeigen  werden. 

"•"l  Für  das  Parlament  als  Zensor  tritt  auch  Bernatzik  ein: 
„\\enn  man  dem  Parlament  das  Recht  zuschreibt,  geheime  Sitzungen 
aDzuhalten,  und  Berichte  darüber  nicht  in  die  Oeffentlichkeit  dringen 
d irfen,  warum  soll  nicht  gewissermaßen  diese  Geheimhaltung  statt 
fi  r die  Zukunft  für  die  Vergangenheit  beschlossen  werden?“  (bei 
C arr  S.  51/52). 

"")  V.  Bar,  Redefreiheit  S-  19. 

V.  Bar  Gesetz  und  Schuld  Bd.  I.  S.  271. 

"“)  V.  Kißling  S.  21. 

"^)  Garr  S.  61/62. 


nicht  sowohl  die  Berichterstattung  durch  die  Presse  als  viel- 
mehr die  Abgeordneten,  Die  Anteilnahme  der  Presse  an  dem 
verübten  Wortexzeß  ist  nach  ihm  nur  eine  mittelbare,  das 
Hauptgewicht  der  Verantwortung  fällt  auf  den  Abgeordneten. 
Er  hält  es  daher  für  verkehrt,  das  Uebel  durch  Einschränkung 
der  Immunität  der  Parlamentsberichterstattung  bekämpfen  zu 
wollen.  Indessen  wirkt  die  Ausschreitung  eines  Abgeordneten 
im  Parlament  doch  nur  darum  so  verhängnisvoll,  weil  sie  durch 
die  Presse  aller  Welt  bekannt  gemacht  werden  kann.  Garr 
schlägt  lediglich  vor,  den  Begriff  des  Berichts  zeitlich  zu  be- 
grenzen: „Bericht  kann  streng  genommen  nur  das  genannt 
werden,  was  von  den  Sitzungen  des  Parlaments  unmittelbare 
Kunde  bringt“"*).  Diesem  Vorschlag  kann  m.  E.  nur  beige- 
treten werden.  Eine  Aenderung  des  Wortlautes  der  Verfas- 
sungsbestimmung wäre  erforderlich,  wenn  die  Gerichte  bei 
ihrer  Anwendung  sich  nicht  dazu  verstehen  können,  diese  zeit- 
liche Beschränkung  in  dem  Begriff  des  Berichts  zu  finden. 

Der  Vorschläge,  die  besonders  durch  die  Einbringung  des 
Maulkorbgesetzentwurfes  durch  den  Fürsten  Bismarck  ange- 
regt wurden,  sind,  wie  man  sieht,  nicht  wenige. 

M.  E.  ist  ein  so  tiefer  Eingriff  in  den  bestehenden  Rechts- 
zustand, wie  die  Aufhebung  des  Art.  22  Abs.  2 RV.  und  die  auch 
mitunter  vorgeschlagene  Beschränkung  der  parlamentarischen 
Redefreiheit  bedeuten  würde,  nicht  notwendig,  um  die  zweifel- 
los vorhandenen  Mißstände  abzustellen.  Es  bedarf  nur  der  Be- 
seitigung des  häßlichen  Vorrechts,  welches  der  Berichterstatter 
nach  geltendem  Recht  genießt,  wenn  er  ungestraft  aus  nied- 
rigstem Beweggründe  die  Ehre  jedes  Menschen  beschmutzen 
darf;  es  bedarf  nur  der  Zurückführung  des  Grundsatzes  der 
parlamentarischen  Oeffentlichkeit  auf  sein  gebotenes  Maß. 

Das  gegenwärtig  geltende  französische  und  englische  Recht 


^®)  Garr  S,  74:  es  würde  dann.,  „der  arge  Unfug  aufhören,  daß 
Injurien,  die  vor  Jahren  im  Parlament  gefallen  sind  und  seitdem 
längst  vergessen,  ja  vielleicht  revoziert  wurden,  immer  wieder  völlig 
straffrei  ausgegraben  und  gedruckt  werden  können“.  Auch  v.  Bar, 
Gesetz  und  Schuld  I.  Bd.  S.  264  hat  darauf,  hingewiesen,  daß  nach 
englischem  Rechte  die  Berichte  über  öffentliche  Gerichtsverhand- 
lungen, sollen  sie  verantwortungsfrei  bleiben,  „contemperaneously 
published“,  also  innerhalb  kurzer  Frist  veröffentlicht  sein  müssen. 


Martin  Heinemann,  Der  Grundsatz  der  parlamentarischen  Oeffentlichkeit. 
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i(  rdern  von  dem  Parlamentsberichterstatter,  daß  er  nicht  nur 
wahrheitsgetreu  berichtet,  sondern  auch,  daß  er  damit  eine 
n-dliche  Absicht  verfolgt,  nämlich  die,  das  Publikum  über  den 
Verlauf  der  Parlamentsverhandlungen  zu  unterrichten;  berich- 
t(  t er  dagegen  in  der  Absicht,  das  Volk  zu  verhetzen  oder  je- 
n anden  in  seiner  Ehre  zu  kränken,  so  ist  er  straffällig.  Das 
fianzösische  Recht  verlangt  ausdrücklich  (Art.  41  des  Preß- 
gisetzes  vom  29.  Juli  1881)  einen  „compte  rendu  des  seances 
p ibliques  des  deux  Chambres  fait  de  bonne  foi“^®).  Nach  eng- 
lijchem  Gewohnheitsrecht,  welches  in  der  ständigen  Praxis 
d^r  Gerichte  seinen  Ausdruck  findet,  ist  der  unparteiische  (fair) 
u id  wahrheitsgetreue  (faithful)  Bericht  über  den  Verlauf  der 
Farlamentsdebatten  mit  einer  Klage  nicht  anzugreifen,  dagegen 
uiterliegt  die  Berichterstattung,  welche  nicht  der  Unterrich- 
tung des  Publikums  dient,  sondern  in  böser  Absicht  geschieht, 
d;m  gemeinen  Recht*’"). 

Das  Vorbild  dieser  beiden  Länder,  die  über  eine  bedeutend 
U ngere  praktische  Erfahrung  auf  dem  Gebiet  des  Parlaments- 
w esens  verfügen,  als  das  deutsche  Reich,  dürfte  m.  E.  nach 
z lahmen  sein.  Die  deutsche  Gesetzgebung  hat  hier  den  an 
s ch  voll  zu  billigenden  Grundsatz  der  Oeffentlichkeit  über- 
siiannt.  Hubrich  hat  eine  zutreffende  Erklärung  hierfür  ge- 
geben. Er  sagt:  Man  habe  bei  der  Aufnahme  der  Immunität 
dir  parlamentarischen  Berichterstattung  in  die  deutsche  Ge- 
setzgebung (1851  und  1867)  den  angeblich  von  den  Regierungen 
anhängigen  Gerichten  nicht  zugetraut,  daß  sie  bei  der  Feind- 
seligkeit der  Regierungen  gegen  die  parlamentarische  Oeffent- 
li  ihkeit  mit  hinreichender  Objektivität  den  guten  Glauben  des 
Berichterstatters  würdigen  könnten‘0-  Heute  ist  dieses  Miß- 
tiauen  bei  der  gesetzlich  festgelegten  und  kaum  noch  anzweifel- 
biren  Unabhängigkeit  der  deutschen  Gerichtspflege  unbegrün- 
dit.  Die  Gerichte  werden  die  bona  fides  der  Berichterstatter 


„bonne  foi“  bedeutet  hier  nicht  guter  Glaube  des  Bericht- 
ei statters.  daß  sein  Bericht  die  Aeußerungen  und  Vorgänge  in  der 
K immer  richtig  wiedergebe,  sondern  die  redliche  Absicht  des  Be- 
ri:htenden;  anders  Kleinfeller  S.  343,  344  N.  1. 

^")  May  S.  86,  88;  vgl.  Hubrich,  Annalen  S.  9 — 10  und  pari. 

Redefreiheit  S.  474. 

*‘)  Hubrich,  Annalen  S.  26,  27  und  pari.  Redefreiheit  S.  483. 


gern  und  voll  berücksichtigen-^.  Es  ist  nicht  einzusehen,  mit 
welchem  Rechte  man  dem  deutschen  Richter  das  nötige  Ver- 
ständnis für  die  besonderen  Bedürfnisse  der  Presse  absprechen 
kann.  Wer  gutgläubig,  d.  h.  in  redlicher  Absicht  zur  Unter- 
richtung des  Publikums  über  Parlamentsverhandlungen  be- 
richtet, soll  straflos  sein;  „die  schikanöse  Verbreitung  von 
Wortverbrechen  aber  verdient  keine  Schonung“^"). 

Es  ist  daher  durchaus  dem,  auch  von  Kleinfeller-^  unter- 
stützten Vorschläge  Hubrichs  zuzustimmen,  welcher  den  Erlaß 
folgenden  Gesetzes  empfiehlf®): 

„Der  Absatz  2 des  Art.  22  der  deutschen  Reichsver- 
fassung und  der  § 12  des  deutschen  Strafgesetzbuchs 
werden  aufgehoben. 

Wahrheitsgetreue  und  gutgläubige  Berichte  über 
Verhandlungen  in  den  öffentlichen  Sitzungen  des 
Reichstags  sowie  eines  Landtags  oder  einer  Kammer 
eines  zum  Reich  gehörenden  Staats,  bleiben  von  jeder 
Verantwortung  frei“. 

Vielleicht  würde  sich  die  Ersetzung  des  Begriffes  „gut- 
gläubiger Bericht“  in  dieser  Fassung  durch  die  Worte:  „zum 
Zweck  der  Unterrichtung  des  Publikums  abgefaßter  Bericht“ 
empfehlen,  um  nicht  die  irrige  Ansicht  aufkommen  zu  lassen, 
es  werde  vom  Berichterstatter  der  gute  Glaube  an  die  Ueber- 

einstimmung  seines  Berichts  mit  den  wirklich  gehaltenen  Reden 

« 

und  Ereignissen  der  Verhandlung  gefordert-“). 

Leider  scheint  auch  hier  die  Gesetzgebung  nicht  eingreifen 
zu  wollen.  Die  im  Jahre  1911  dem  Reichslande  Elsaß-Loth- 
ringen gegebene  Verfassung  enthält  eine  dem  Art.  22  Abs.  2 
RV.  wörtlich  entsprechende  Vorschrift*^);  eine  Abschwächung 


-^)  Binding,  Handbuch  S.  685  N.  17. 

^®)  Binding  a.  a.  0. 

Kleinfeller  S.  347  fordert  de  lege  ferenda  die  Aufnahme  „des 
Mangels  böser  Absicht“  in  den  Tatbestand. 

^®)  Hubrich,  pari.  Redefreiheit,  S.  490. 

®“)  Garr,  S.  57,  59  scheint  “So  den  Begriff  Gutgläubigkeit  fassen 
zu  wollen. 

®^)  Gesetz  über  die  Verfassung  Elsaß-Lothringens  vom  31.  Mai 
1911  Art.  II  § 15  (RGBl.  1911  S.  225 ff):  „Die  Verhandlungen  des 

6* 


Ö4  — 

d;r  Immunität  der  Parlamentsberichterstattung:  in  dem  hier 
vertretenen  Sinne  wäre  allerdings,  solange  § 12  RStrGB.  be- 
sieht, unwirksam  gewesen.  Aber  auch  sowohl  der  von  der 
S ;rafrechtskommission  ausgearbeitete  amtliche  Vorentwurf  zu 
e nem  neuen  Deutschen  Strafgesetzbuch  als  auch  der  von  Kahl, 
V Lilienthal  und  anderen  Strafrechtslehrern  aufgestellte  Gegen- 
e itwurf  lassen  es  bei  dem  geltenden  Recht  bewenden“*). 


Landtags  sind  öffentlich,  die  Geschäftssprache  ist  deutsch.  Wahr- 
hjitsgetreue  Berichte  über  die  Verhandlungen  in  den  öffentlichen 
Sitzungen  des  Landtages  bleiben  von  jeder  Verantwortlichkeit  frei.“ 
Vorentwurf  § 11  und  Gegenentwurf  §10;  vgl.  die  Begründung 
zim  Vorentwurf  S.  18:  „Ein  Bedürfnis  für  eine  sachliche  Aenderung 
i;t  nicht  erwiesen,“  S.  19:  „...§  11...,  zu  dessen  Aufgabe  für  die 
Feform  keine  Veranlassung  besteht.  Der  Entwurf  hält,  indem  er 
d ese  Bestimmungen  übernimmt,  an  dem  zweckentsprechenden  Er- 
ft »rdernis  der  wahrheitsgetreuen  Berichterstattung  fest . . .“  Die  Be- 
gründung  zum  Gegenentwurf  S.  9 schweigt  überhaupt.  Auch  v.  Bar 
in  der  Reform  des  Reichsstrafgesetzbuches  erklärt  S.  45:  „Ein  Be- 
dürfnis zu  einer  Aenderung  wäre  nicht  anzuerkennen;  einzelne 
¥ ontroversen  können  der  Wissenschaft  und  Praxis  überlassen  blei- 
bsn.“  Dazu  Mayer  S.  300:  „Der  so’sehr  berechtigte  Gedanke  eines 
Schutzes  vor  der  Oeffentlichkeit  ist  dem  geltenden  Recht  in  dieser 
uid  in  jeder  anderen  Materie  völlig  fremd  geblieben  und  von  den 
Entwürfen  bisher  leider  nicht  aufgenommen  worden.“ 


Lebenslauf. 


Am  3.  Dezember  1889  wurde  ich,  Martin  Herbert  Heinemann, 
in  Berlin  als  Sohn  des  Kaufmanns  Fritz  Heinemann  und  dessen  Ehefrau 
Henriette,  geb  Grampe  geboren.  Ich  bin  evangelischer  Konfession.  Ich 
besuchte  das  humanistische  Lessing-Gymnasium  in  Berlin,  das  ich  Ostern 
1908  mit  dem  Zeugnis  der  Reife  verließ.  Hierauf  studierte  ich  7 Semester 
Rechts-  und  Staatswissenschaften  an  den  Universitäten  Jena,  Berlin  und 
Göttingen.  Am  22.  Januar  1912  bestand  ich  am  Kgl.  Kammergericht  in 
Berlin  das' Referendarexamen  und  war  bis  zum  Kriegsausbruch  im  Vor- 
bereitungsdienst am  Amtsgericht  in  Seelow  (Mark)  und  Landgericht  in 
Guben,  bei  der  Staatsanwaltschaft  am  Landgericht  III  Berlin,  bei  zwei 
Berliner  Rechtsanwälten  und  am  Amtsgericht  in  Berlin-Pankow  tätig. 
Wegen  meiner  Verwundung  wurde  ich  am  27.  Januar  1917  aus  dem  Heeres- 
dienst entlassen  Die  Promotionsprüfung  bestand  ich  am  28.  April  1917 


« 


